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„Politiſche Unruhen find ohne Bedeutung; Aufftände 
und Dolfsaufläufe fräftigen nur die Regierung; ganz 
etwas anderes ift aber die Unzufriedenheit mit dem 
Staatshaushalt. In dem Augenblid, wo ein Aufruhr 
aus der Befteuerung oder dent Arbeitsmangel hervor: 
geht, ift er gefährlicher und fchwieriger als fonft irgendwo.” 


Lord Beaconsfeld (Disraeli) 
im Endymion. 


Vorwort. 


Unfere Einftellung zu Staat, Volk und Wietfhaft. 


Wer es unternimmt, ein Wort in die Oeffentlichfeit zu werfen, 
das wie faum ein zweites wirken kann wie ein Sunfe im Pulverfaß, 
der hat die Pflicht, ganz klar zu fagen, welchen Standpunft er zu den 
augenblidlihen Lebensformen von Staat, Dolf und Wirtfchaft ein, 
nimmt. Es ift dies eine Forderung der Ehrlichkeit und Gewiſſen— 
haftigfeit vor fich felbft und den Anderen gegenüber. 

Die „Dorausfeßungslofigkeit”, welche für die wiffenfchaftliche 
Forſchung notwendig ift, wird im politifchen Leben meift zur Stand- 
punftlofigfeit, die angebliche Objektivität und Sachlichfeit zur Treu: 
lofigkeit gegenüber den Kebensgrundlagen des eigenen Volkes. In 
diefem Zuſammenhang wird die politifche Neutralität bei der un: 
geheueren Menge der täglichen Meinungsäußerungen geradezu zur 
Anonymität und in ihrer folge zur vollfommenen Derantwortungs- 
loſigkeit. 

Dieſer Zuſtand der Verantwortungsloſigkeit für das politiſche 
Reden und Tun iſt weſentlich für das heute herrſchende demofratifch- 
parlamentarifche Syftem. Diefes Syftem bringt auch politifche Führer: 
perfönlichkeiten nicht felten dazu, ihre eigens, innerfte Ueberzeugung 
der parteipolitifchen Caktik unterzuordnen, jo daß nur mehr in den 
feltenften Fällen bewußt die eigene Meinung vom Machtſpruch der 
Partei abweicht. Man nennt dies dann Parteidisziplin. 

Wir haben es alfo hier mit der Derfchiebung der Derantwort. 
lichkeit zu tun und zwar tritt an Stelle der Derantwortlichfeit gegen: 
über Dolf, Staat und Wirtfchaft das Gehorfamsverhältnis gegenüber 
der Partei. So fommt es, daß parlamentarifche Mlinifter im Reichstag 
als Abgeordnete gegen etwas, 3.3. die Annahme des Ultimatums 
ftimmen, das fie dann als Kegierungsmänner vertreten. Bieraus 
wächſt die innere Unficherheit, das Schwanfen und Taften und das 
beliebte Umfallen der Regierung in all den lebenswichtigen fällen, 
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in denen nur die Feſtigkeit des Charakters den Weg zur richtigen 
Entſcheidung zeigen kann. 

Weil dieſe Herren nur ſelten die politifchen Honfequenzen aus 
foldy inneren Widerfprüchen ziehen, d. h. entweder ihrem Minifter- 
feffel oder ihrer Dartei zu entfagen, führt dies dazu, daß fie ihr Amt 
nur mit mangelnder innerer Stoßfraft verfehen Pönnen. 

Wir fehen in einer parlamentifchen Regierung nad) Prägung der 
weftlihen Demofratien daher feineswegs eine befriedigende Löfung 
für das nad) einer neuen Staatsform ringende deutfche Dolf. 

Mit diefer negativen SFeftftellung ift zugleich unfere Einftellung 
zu unferm Dolf gegeben. ur was dem Wohle des deutfchen Volkes 
in feiner Befamtheit dient, fann maßgebend fein für alle politifchen 
und wirtfchaftlihen Handlungen. Licht Gehorfam gegen Seindes- 
gebot, fondern nur der Wille, unferes armen, verratenen und betrogenen 
deutfchen Dolfes Not zu beffern, ift uufer Leitſtern. Diefe Einftellung 
fhließt aus, daß die Staatsführung ausgeliefert bleiben darf volfs» 
fremden Perfonen, oder den Dertretern der anonymen internationalen 
Geldmacht. | 

Unfere Einftellung zur Wirfchaft geht von der grundfäßlichen 
Erkenntnis aus, daß eine möglihft große Zahl wirtfchaftlich freier, 
felbftftändiger und unabhängiger Perfonen die befte charafterliche 
Dorausfeßung fchafft für nationales Leben und Denken; daß nur auf 
dem Boden freien Befites, freien Derfügungsredhtes über Arbeit und 
Urbeitsertrag freie und Praftvolle Derfönlichkeiten wachſen Fönnen mit 
ernftem Derantwortlichfeitsgefühl gegenüber ihrer Arbeit, ihren Pflichten, 
ihrer familie, der Bemeinde und dem Dolf. Nur auf dem Boden 
der Freiheit und PDerantwortlichfeit wächft der Gemeinfinn auf ges 
fundem Grunde. Nur auf diefem Boden ift der eigene Nutzen mit 
dem Wohl der Gefamtheit ideal vereinigt. 

Diefe grundfäglihe Erkenntnis fchließt keineswegs aus die 
Billigung großinduftriellee Formen der Produftion auf all den Be 
bieten der Schwerinduftrie, die ein wirtfchaftliches Arbeiten im Meinen 
von vornherein ausfchließt. Die Mifchung von Groß-, Mittel» und 
Kleinbetrieben, wie wir fie aus der Dorfriegszeit in unferem deutfchen 
Wirtfchaftsleben hatten, war zweifellos eine glückliche; fie hatte zu 
der unerhörten Blüte unferes deutfchen Wirtfchaftslebens geführt. 
Der UÜebergang von Mlittelbetrieben zu Großbetrieben, von Klein: 
betrieben zu Mittelbetrieben bei unausgefegtem Nachſchub von um 
felbftändigen Epiftenzen zu wirtfchaftlich felbftändigen Perfonen war 
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bezeichnend für unfere Wirtſchaft. Urank war nur die geiſtige Ein⸗ 
ſtellung weiteſter Erwerbskreiſe zu Staat und Volk, die in ihrem 
raſenden Fleiß und in ihrer Erwerbsgier auf Staat und Volk ganz 
vergaßen. An dieſer Erſcheinung der ſchrankenloſen Raffgier trägt 
einen nicht unweſentlichen Teil der Schuld unſer in Deutſchland 
geltendes römifch-imperialiftifches Fremdrecht, das feine Wurzel nicht 
in freier Selbftbefchränfung gegenüber den Erfordernifjen der Gefamt- 
heit findet, fondern in einem Gehorfamsverhältnis gegenüber den 
Geboten der Macht. 

Mit diefen Dorbemerfungen glauben wir unferen rein deutfchen 
Standpunft feftgelegt zu haben. Unter diefem Gefichtspunft find die 
folgenden Ausführungen zu betrachten. Nur unter diefem Befichts- 
winfel wollen auch wir beurteilt fein. Wir überheben damit unfere 
Sreunde und Seinde, unferer Ber oder Derurteiler der Mühe, nad 
parteipolitifhen Bindungen fuchen zu mäffen, oder nad Abhängig 
feiten von Beld- oder Wirtfchaftsmächten. Wir fagen für jeden, der 
es hören will, eindeutig, Mar und verftändlich, wie es fteht, wie es 
fam, und verfuchen Antwort zu geben auf die Schidfalsfrage des 
beutfchen Dolfes: Was nun? 

Die folgenden Unterfuchungen find alfo feineswegs in einer be- 
fonderen „Abſicht“ gefchrieben, fie find nur hervorgewadhfen aus 
ernftem Derantwortlichfeitsgefühl gegenüber Staat und Volk. Wenn 
der Titel des Buches bei den Regierenden Entfegen, bei den heimlich 
Steuerftreifenden Gefühle der Erlöſung auslöfen follte, fo fei gleich 
vorweggenommen, daß eine genaue Unterfuchung der wirklichen Lage 
einer ihrer Derantwortung ſich bewußten Regierung nur willflommen 
fein muß, da fie durch eine fo ernfte Warnung in die Lage verfebt 
wird, Einkehr und Umkehr zu halten; und die egoiftifche, den anderen 
Dolfsgenoffen gegenüber unverantwortliche Einftellung der heimlichen 
und anardhifchen Steuerftreifer wird in unferen Ausführungen Feine 
moralifhe KRüdenfteifung finden. 


Die heutige Lage. 


Durch die Annahme ded Londoner Ultimatum hat der Ver- 
fatiler Friede eine neue öffentlich-rechtliche Form gefunden, die 
vorläufig den Abſchluß des Kampfes des Weltfapital3 gegen die 
deutſche Arbeit bedeutet. 


Die Geldgewaltigen von London-City, Paris und Wallſtreet 
find nun endlich in den erfehnten Beſitz zindtragender Rechtstitel, 
genannt „Wiedergutmachungsfonds“, a, b u. c gelangt, die ihnen 
die dauernde Ausbeutung der deutſchen Arbeitsfraft in aller Syorm 
international giltiger Rechtsvorſtellungen gewährleiften. Damit ijt 
auch der Schleier von letten Zufammenhängen gezogen, welche die 
Erklärung geben für Urfache, Zwed und Ziel des Weltfrieges. 


Franfreih8 Revanche⸗Idee war gewiß eine der aftiv zum 
Krieg treibenden Urfachen, ebenfo die Großfürjten-Politif in Ruß» 
land, aber SFranfreich allein hätte niemal3 den Waffengang gewagt; 
auch in Rußland waren fehr ftarfe Bedenken gegen den Waffen- 
gang mit Deutſchland geltend gemadht worden. Keiner diejer 
aftiven Kriegßpolitifer hätte ohne die geheime Zujtimmung 
der Geldmadt in Preife und Parlament ihre Bolitif verfolgen 
können, ja man darf wohl fagen, — verfolgen dürfen, wenn dte 
Niederwerfung Deutfchlands nicht im Gefamtplan der Erringung 
+ Weltherrichaft durch die überftaatliche SFinanzgewalt gelegen 

ätte, 

Es iſt außerordentlich fchiwierig, ja geradezu unmöglich, für 
dieſe lekten Zufammenhänge aftenmäkige Beweiſe zu führen. 
Solch aftenmäßige Beweife laſſen ſich viel leichter führen für be- 
ftimmte Handlungen, für das Beſtehen von Befehlen, Erlajjen die 
Mobilmachung betreffend etc, wie im Suchomlinow- Prozeß, im 
Prozeß gegen Prinzip u. |. w. Aber ſolche Beweisführungen bleiben 
immer an den Erfcheinungen hängen und legen niemalß3 die tiefiten 
treibenden Kräfte bloß, auf die e3 eigentlich anfommt. 

Beweiskräftig find nur die tatfächlichen Schlußergebniffe aus 
dem Weltkrieg. 

Welches ift num aber das Schlußergebni3 aus dem Weltkrieg, 
— auf das es anfommt? Die Niederwerfung Deutfchlandg? Der 
Gieg der Entente? Die deutjche Revolution? Die Verjagung der 
deutfehen SFürften? Die Bolfchewifierung Rußlands? Die fittliche 
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und wirtſchaftliche Verwahrloſung aller Völker des weſtlichen Kul⸗ 
? 


turkreiſes 

Das find alles nur Vorausſetzungen, gewollte Notwendig- 
keiten, Begleitumſtände und negative zerſtörende Erſcheinungen, 
— aber keine Ziele. Das hätte alles keinen Sinn, wenn es nicht 
irgend jemand zum Mutzen wäre. — Wem zum Mutzen iſt 
alfo Krieg und Revolution, Tod und Not, Phrafe 
und Schwindel, Rlaffenfampf und Brudermord? 


Hat etiva der franzöfifche Bauer etwas davon, daß die Entente 
fiegte? Belommt er etwa3 von der deutſchen Kriegsentfhädigung 
zu fehen? Iſt etwa der englifhe Arbeiter Nutznießer der wirt- 
Ichaftlihen Auspreffung Deutfchlandg, ijt nicht im Gegenteil der 
englifche Rohlenbergbau und damit der englifche Bergarbeiter durch 
die abgeprekten deutfchen Rohlenlieferungen auf3 Schwerſte ge» 
fährdet? Hat das deutſche Volk etwas anderes von feiner revo» 
Iutionären SFreiheit als die Auzficht, langſam erdrofjelt zu werden? 
Hat der Arbeiter etwas von der Diktatur feiner — fagen wir gleich 
rihtig — Verführer? . ' 

Sehen wir ab von den Schmarotern an jedem franfen Volks—⸗ 
förper, den Wucherern und Schiebern, wer hat wirflich den Nuten 
des Kriege und der Revolution? Etwa die repolutionären Res 
aierungen oder deren Leiter? Auch fie nicht, — die Revolution frißt 
ihre eigenen Rinder: Eiöner erfchoffen, Iaffee im Irrenhaus, Lan 
dauer erſchoſſen, Leviné erfchoffen, Liebknecht erhoffen, Lurem- 
burg erſchlagen, Erzberger erhoffen, die übrigen haltlofen Kom— 
promißler zwangsläufig fejtgefahren in alte eigene oder über— 
nommene Schuld. 

Haben die Beamten Nuten? 5—6 fache Gehälter und big 
10 fade Preife. Die Soldaten? Zum Danf für den Einfab ihres 
Lebens ernten fie Mißtrauen und Verachtung ihrer Bolfdgenoffen 
und leiden bittere Tot. 


Künftler und freie Berufe? Wie leiden fie alle unter der 
Zeuerung! Der geſamte Mittelftand fteht vor der Gefahr, zer- 
rieben zu werden. Der Rentnerjtand ein fterbender Stand. 


Ueber aller Arbeit, über allem Befit, über jedem Ertrag, 
über jedem Bedarf, faſt über jedem einzelnen wirtfhaftlichen Vor⸗ 
gang ſchwebt: Die Steuer, — wie eine ungeheure Drohung er» 
ftidt die Steuer ſchon die Reime jeder erfolgreichen wirtfchaftlichen 
Betätigung. Wagt troßdem fühner wirtſchaftlicher Entſchluß, den 
Bedarf zu deden, dann frift wie ein gieriges Feuer die Steuer 
ven größten Teil des Ertrages weg. Jede Vermögensbildung wird 
verhindert, jeder Bilfen Brot iſt bejteuert, jede Reife trägt vielfache 
Steuerlajt; die Grundlage unferer Volldwirtfchaft, die Kohle ift 
mit Steuern belaftet, die das Vielfahe ihrer Erzeugungsfoften 
betragen. Jeder Güterauſstauſch —, der Zweck und Inhalt der 


TE > 


Volkswirtſchaft — iſt mit riefigen Warenumſatzſteuern belaftet, 
überdies hinaus ſind noch die an Waren und Genußmittel 
mit Spezialfteuern belaftet: ‚ Zuder, Salz, Branntwein, 
Bier, Limonade, Zündhölzer, Glühlampen. So liegt die Steuer 
wie ein grauer lebentötender Schleier auf aller Wirtfchaft. 

Steuerund Teuerung, daß Sind die beiden wefentlichiten 
Merkmale für unfer heutige wirtfchaftliches Leben, Steuer und 
Zeuerung, beide durch einander bedingt, jede die andere nach fick 
ziehend. 
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Der Reichshaushalt. 


Es iſt nun unſere Aufgabe zu unterſuchen, für welche Zwecke 
ber Großteil dieſer Steuern verwendet wird. | 

Diefe Unterfuhung kann und ſoll feine Budgeftritiihe Studie 
fein oder in die verfchlungenen Wege unſeres Tameralijtifchen 
Staats⸗Finanzweſens einführen, fondern nur die großen Linien 
aufzeigen, auf die e8 ankommt. Immerhin müfjfen wir und bie 
Hauptpoften de3 Staat" bezw. Reichshaushaltes anfehen und 
zwar nach ihrer volkswirtſchaftlichen Wichtigkeit und Notwendig. 
feit, nach ihrer Höhe, nach ihrer eventl. Entbehrlichfeit und zwar 
ſowohl bei den Einnahmen wie bei den Ausgaben. 

Der ordentliche Haushalt des Reiches findet feine Einnahme 
quellen nach der Größe geordnet in folgenden Hauptpoiten nad) 
den offiziellen Ziffern ded3 Jahres 1918. (Stat. Jahr⸗Buch ded 
Deutfhen Reiches 1919 ©. 240 ff.) 


1. Zölle, Steuern und Gebühren . -... . . 6222 Nillionen, 
2. Reih3pojt- und Zelegraphenverwaltung . . 881 au 
3. Reichßeifenbahnverwaltung®) . . 2... - 162 s 
4, Berfchiedene VBerwaltungdeinnahmen ... . . 33 Rn 
5. Reihädruderi - » : 2 2 2020. — 418 — 


Summe 7331 Millionen. 
= Ausgaben verteilen fich ebenfall3 wieder nad) der Größe 
geordnet: 


1. Reichsſsſchuld Zinfendienjit) . . . - 5907133 Millionen, 
2. Reich3poft- und Telegraphenverwaltung 758,265 m 
3. Reicideifenbahnen . . ». 2.2... 157,233 
4, Allg. Benjionzfndd . ....... 146,864 5 
5. Reihäwirtihafttamt . . .. 2... 112,749 Hi 
6. Reihsihatamt . . . 2.2... .. 46,992 
7. Reichsamt des Imnern. . . ..... 16,931 a 
8. Auswärtige Umt . - . 2: 2.220. 15,206 a 
9. Allg. Finanzverwaltung . . - . - - . 13,772 PN 
10. ReidBdruderei . . » » 2 222.20. ..10,135 “= 
11. Reihzfuftizperwaltung -. . . :» 8,784 — 
12. Reichskolonialamtt.... 2,569 * 
13. Reihdtag -» : : 2 > 222er. 2,288 5 
14. Rehnungdhof . . . 222200. 1,384 — 
15. Reichsſseiſenbahnamtt....... 0,488 3 
16. Reihäfanzli -:» >»: 2:2 222... 0,417 ; 
17. Reich3präfident, Bundesrat . ... 0,082 " 


Sa. 7200,303 Millionen, 


2) NB. Die preußiih Heiliihen Eifenbabnen waren 1918 nicht im 
Beſit des Reihes, Jondern nur die Eifenbahnen in Elfaß-Lothringen. 


I. 


Diefe Ziffern des lebten Kriegs⸗ und erjten Revolutionzjahres 
1918 find nach verfchiedener Hinficht äußerſt Iehrreich. 


Zunädjft fehen wir, daß alle anderen PBoften weit überragt auf 
der Einnahmefeite: die Einnahme aus Steuern, Zöllen und 
Gebühren, mit 6,2 Milliarden — auf der Ausgabenfeite: der 
BZinfendienft des Reiches mit 5,9 Milliarden. Die Beträge 
für den Steuer» bezw. Zinfendienft find faſt gleich groß, und ſchon 
nach diefer Größenordnung und ohne alle ZJahlenmpitif enthüllt 
ſich ung die fchiwerwiegende Tatfache, daR der Zinfendienit, aljo 
der reine Dienft für die Intereſſen des Geldbefiterd, heute zur 
wichtigften Staatdaufgabe geworden tft. Alle Aus— 
gaben für die gefamte Reichsverwaltung, für die Staatsführung, 
für Reichöpräfident und Bundedrat, für Neididtag und audwär- 
tige8 Umt, für Reichsamt de3 Innern, für Reichsſchatzamt, Reich: 
wirtichaft3amt, Syinanzverwaltung, für Rechnungschef und Die 
höchſten Yuftizbehörden De Reiches betrugen zufammen nur ganze 
221,8 Millionen Wark gegenüber den Erforderniffen des Zinjen- 
dienſtes mit 5907,1 Millionen. Dabei wiſſen wir dad, daß am 
diefen NReichZftellen und Uemtern noch allerhand geipart werden 
könnte. Es gehört ja audi zu den immer wiederfehrenden Gemein 
pläßen in den Reden unferer Minifter von der Vereinfachung der 
Verwaltung von der äußerften Sparfamfeit in den Aemtern zu 
ſprechen, als ob da3 einen wefentlihen Einfluß haben könne auf 
den Gefamthaushalt ded Reiches, wenn man ein Paar Büro» 
diener entläßt und von ber Hauptaudgabe, den Schuldzinfen nie 
ein Wörtlein ſpricht. 


Es ijt ferner bemerfendwert, daß bei der Reichspoſt und Tele 
araphenverwaltung, bei den NReichdeifenbahnen und der Reichd- 
druderei fehr große Beträge bei den Ausgaben und Einnahmen 
ericheinen. EB ift Dad ein Mufterfall Tameraliftifher Buchfüh- 
rung. Diefe Aufzählung der gefamten Bruttoveinnahmen auf der 
einen Geite und der Geſamtausgaben auf Der andern Geite ift 
für eine fpezielle Betrachtung der Ergebniffe diefer Betriebe an« 
aezeigt — im Geſamthaushalt des Reiches ift fie unſinnig, weil 
lie das Bild nur verjchleiert. Der Geſamthaushalt des Reiche? 
bat doch nur Interefje an den evtl. Reinerträgnifien diefer joge- 
nannten „werbenden‘‘ Staatsbetriebe, nicht aber an den Ziffern 
des Hauptbuches. Wenn wir und über die Bedeutung der 
Reih3pofte und Telegraphenverwaltung im Rahmen des Reichs⸗ 
haushaltes unterrichten wollen, dann müffen wir erjt die Aus 
gaben von den Einnahmen abziehen, aljo für 1918 von 881 Nil- 
lionen Einnahmen die 758 Milliimen Ausgaben, um zu den 
Reinerträgnifjen von 123 Millionen zu fommen. Diefe Zahl von 
123 Millionen ift wirffam und nicht die hohen Bruttozahlen. Das 
aleihe gilt für die Reichseiſenbahn mit einem Nettoertrag von 
rund 5 Millionen, die Reichsdruckerei mit rund 3 Millionen. 
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Es iſt auch hiebei äußerſt bemerfenswert, mit welch Kleinen 
Erträgnisziffern dieſe Betriebe rechnen, klein im Verhältnis zu 
der Rieſenlaſt de3 Zinfendienjtes und fehr beachtlih im Verhält- 
nis zu den eigentlichen Aufgaben ded Reiches, al3 weldye wenig: 
ſtens der gewöhnliche Nann auß dem Volke doch immer noch die 
Verwaltung, Rechtspflege, Förderung der KRulturaufgaben ufw. 
ansieht. Reichlich die Hälfte diefer Staatsaufgaben könnten aus 
diefen Ueberſchüſſen der Reichspoſt- und ZTelegraphenverwaltung 
gededt werden. Es ijt bier noch furz darauf hinzumweifen, daß in 
der Reich3poftverwaltung rund 300000 Perſonen beſchäftigt find 
und in ca. 40000 Bostanjtalten im Iahre 1913 über 7 Milliarden 
Briefe befördert und bei einer Leitungslänge des Telegraphennetzes 
pon über 230000 km im Sahre 1912 Shen über 50 Millionen 
Telegramme befördert wurden. Uber troß dieſer imponierenden 
Leiftung unſeres deutſchen Poſtweſens find die Erträgnijfe mit 
ihren 123 Millionen nur ein Tropfen auf den heißen Stein der 
Zinfenlajt des Reichshaushaltes; 123 Millionen auf 5907 Nil- 
lionen nur etwa über 2% des Bedarfez! | 

Und nod ein Drittes ift zu unterfuchen: Wie ſich die Steuern, 
Zölle verteilen. Die Zölle ergaben 753 Millionen. Dies ijt ein 
erheblicher Betrag, ein Betrag, der troß de8 Kriege und der 
feindlihen WUbfperrung groß genug gewejen wäre, die Koſten 
unferer gefamten Verwaltung doppelt und dreifady zu decken. Im 
Anſehen des Zinfendienftes aber ift e8 nur ein Fleiner Brudteil. 


Die eigentlichen Steuern wollen wir nur ganz furz unterfuchen, 
wir teilen fie ein in Steuern, welche den Ronfum der breiten Waſſe 
belajten und folche, deren Erhebung nur Lurußartifel betreffen 
oder Belitveränderungen, bei denen eine Beſteuerung angezeigt 
ericheint. 

Un 1. Stelle fteht die Kohlenſteuer mit 495 Millionen, dann folgt 
die Ubgabe vom Perſonen- und Güterverfehr mit 267 Millionen, 
dann die Warenumſatzſteuer mit 225 Millionen, die Reichdabgabe 
au3 den Poſt- und Zelegraphengebühren mit ebenfall3 225 Nil» 
lionen, die Zuderjteuer mit 163 Millionen, die Braufteuer mit 
128 Millionen, die SFrachtfteuer mit 138 Millionen, Salzjteuer 
mit 63 Millionen, Zündhölzer mit 21 Millionen, Leuchtmittel 
15,8 Millionen, das find zufammen 1742,8 Millionen, alfo eine 
Riefenfumme, die außfchlieglih die Lebenshaltung der Volks— 
gejamtheit verteuert. Die andern Voften, wenn wir fogar noch 
Sabafs und Zigarettenfteuer zu den reinen Purußfteuern rechnen 
wollen mit 13 und 126 Millimen, die Schaumweinjteuer mit 
ganzen 9,9 Millionen, Spielfartenitempel 2,0, Wechjelftempel 19,1, 
Stempelabgaben von Gejellfchaftöverträgen 55,8, Wertpapieren 20,0, 
Dividenden und Zindbogen 9,8, Raufgefchäften 20,0, Lotterie- 
loſen ‚52,0, Erlaubniskarten für Kraftfahrzeuge 4,2, Abgaben aus 
Vergütungen an die Herren Auffichtäräte 5,8 Alillionen, ergeben 
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mit noch einigen kleineren rund 350 Millionen. Auch ein ſchöner 
Poſten, der allein wieder genügen würde, all da3 zu deden, was 
das Reih in feinen vielen Verwaltungdzweigen an Rulturaufs 
gaben zu erfüllen bat. 

Mir wollen hier noch ergänzend zu der vorhergehenden Auf- 
3ählung anführen, wie vielgeftaltet diefe Aufgaben des Reiches 
im Einzelnen find; welch große Rolle fie im Leben der Nation 
fpielen. Zum Reffort de8 Auswärtigen Amtes gehören fämtliche 
Gefandtfchaften und Ronfulate in der ganzen Welt, dafür wurden 
in dem unferen Ausführungen zugrunde liegenden Jahr 1918 
fnapp 615 Millionen aufgewendet. In den Bereich des Reichs⸗ 
amte3 de3 Innern gehört das Bundesamt für Heimatwejen, die 
entfcheidenden Difziplinarbehörden, das Reichdgefundheitgamt, da 
noch nicht einmal eine ganze Million erforderte, die phyſikaliſch 
technische Reichsanſtalt. Dem Reihdwirtichaftsamt waren die üb“ 
rigen, früher dem Reichſsamt des Innern unterftellten Aufgaben 
übertragen worden, unter anderem die technifche Rommiffion für 
Seeſchiffahrt, das Statiftifche Amt, die Normal-Eihungsfommif- 
fion, das Schiffvermeſſungsamt, da3 Kanalamt, die biologifche 
Unftalt für Land» und Forſtwirtſchaft, das Reichsverſicherungsamt, 
das Auffiht3amt für Privatverficherung, das Reichsarbeitsamt. 
Im Bereich der Reichsjuſtizverwaltung finden wir das Reichsgericht 
in Leipzig und das Patentamt. Beim allgemeinen Penſionsfonds 
finden wir als Ziffer 80 als „Ehrenzulage an die Inhaber des 
eijernen Kreuzes von 1870/71“ zwar die längfte Bezeichnung, 
aber den Fleinjten Betrag in dem Zahlenmeer: ganze 13500 NE, 


Ulle3 in allem ein ungeheuer reiches Aufgabengebiet für die 
Reichsverwaltung, im Großen und ganzen auch mufterhaft ver- 
twaltet von einem pflichttreuen und gewijfenhaften Beamtenförper; 
aber dasfelbe bat und einſchließlich aller Benfionen 
doch nur 368 Millionen gefoftet, alfo ungefähr foviel, als die 
joeben aufgezählten Lurugfteuern und Stempelabgaben erbradit 
haben. — Da3 ließe man fich doch gerne gefallen und die be= 
liebte, verhegende Phrafe von der nichtstuenden Beamtenfchaft, 
die bon ſaurem Schweiß de arbeitenden Volkes erhalten werden 
müßte, zeigt fich in ihrer ganzen Verlogenheit. Uber die gleiche 
Preife, die immer Sturm lief gegen den Behördenorganismus des 
Reiches, die fand fein Wort der Kritik an dem Zinfendienjt, der 
rein geldmächtigen Intereffen dient. 

un zurüf zu den Zöllen, Steuern, Abgaben. Die bisher 
erwähnten genügten ja noch lange nicht, um den Zinfendienft des 
Reiches zu deden. So wurden noch alle möglichen Rriegziteuern, 
Zuwachsſteuern, Außgleih3beträge, Matrifularbeiträge u. |. w. 
erhoben, um endlich, mit Ach und Krach die 6 Milliarden für den 
Zinfendienft aufzubringen. Wir können diefen Abfchnitt nicht 
Ihließen, ohne die heutigen Ziffern wenigjten3 anzudeuten. Wäh- 
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rend ſich die mitgeteilten Ziffern alle auf einwandfrei geſichtetes 
und endgültiges Zahlenmaterial ſtützen, das von jedem Laien an 
Sand de3 offiziellen ftatiftifchen Jahrbuches für das deutfhe Reich 
nachgeprüft werden Tann, ftehen für die heute maßgebenden Zahlen 
nur die Angaben der Reich3minijter in ihren verfchtedenen Finanz⸗ 
reden zur Verfügung, aljo ein höchſt unzuverläſſiges Zahlen- 
material. Immerhin jteht feit, daß die Gejamtjchuldenlaft des 
deutfchen Reiches unter der Regierung Ebert3 auf die phan«- 
taftiiche Summe von rund 300 Milliarden angewachſen ift. Diefe 
Schuld verlangt im laufenden SFinanzjahr eine Verzinfung von 
rund 15 000 Millionen. Da heißt e3 freilich bei den Ausgabepoſten, 
— wo e3 nicht audgibt, — Sparen, wenigſtens tit die eine Phrafe, 
die fich im Reichſtagsreden fehr gut macht, nichts koſtet und den 
Eifer und die Gewilfenhaftigfeit der Regierungsmänner beweifen 
fol. Auf der Steuerfeite dagegen war man mit Erfolg bemüht, 
die Grundlagen für den Aufbau der Preife zu fchaffen, indem 
man 3. B. die Rohle allein mit 4500 Millionen Steuern belajtet 
bat. Diefe grundlegende Steuer machte e3 natürlich notwendig, 
daß die Kohle, für deren SFförderung aus dem Schoß der Erde an 
fämtliche Rohlenbergwerf3arbeiter Deutfchlands im Jahre 1919 
1,07 Milliarden Narf an Löhnen bezahlt wurden, mindeſtens mit 
dem fünffahen Betrag dieſer Nettoerſtehungskoſten bezw. mit 
dem dreifachen Preife der Geſamtgeſtehungskoſten einfhl. Ab— 
fchreibung der WerlBanlagen, einſchl. aller Gehälter und Neben 
ſpeſen, auch einfchl. fogar der Gewinne für die Werfäbefiter, 
le auch von Leuten wie Stinneg, Tyſſen, — die Zechen verlafjen 
mußte. 


Die verteuerte Kohle mußte befördert werden, zu den maßlos 
durch die Steuern verteuerten Frachtſätzen der Eijenbahnen, die 
a jelbjt mußten ja diefe mehrfach verteuerte Kohle ver- 
euern. 


Sp war allein ſchon diefe Kohlenſteuer der Anlaß zu riefen» 
haften Preifteigerungen auf allen Gebieten unferer Produftion. 
Damit aber lange nicht genug. Die Warenumfaßiteuer mit ihrem 
Erträgni3 don rund 3 Milliarden Narf forgte für weitere Ver— 
teuerung und außerdem famen dann noch die in der Zwifchenzeit 
weiter fräftig erhöhten Spezial» und Sonderfteuern, von denen, 
um ein Beifpiel heraugzugreifen, die Bierfteuer allein ein Mehr 
von 339 Millionen erbringen folltee Daß die Fabrikanten und 
Händler natürlich bei ſolch vorbildlich preißtreibender Regierungs— 
finanzkunjt nicht müfjig waren und bei ihrer Preißbemeifung 
manchmal noch über die durd die Steuern hinaus bedingte 
Derteuerung ein übrige3 taten, ift begreiflih. Daß dann fchlich- 
lich die Arbeiter Lohnerhöhung verlangten, weil fie fich die verteu- 
erten Erzeugnifje nicht mehr mit den alten Löhnen befchaffen fonn- 
ten, ijt Flar und nun begann daß liebliche Schaufelfpiel der Preiz- 
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fteigerungen erjt recht. Kamen endlich die Arbeiter danf ihrer 
Organifationen mit ihren Löhnen den Preiserhöhungen nad), fo 
fletterten bald die Preife der Produkte bei Fabrikant und Händ⸗ 
ler in die Höhe, unter Hinweis auf idie erhöhten Löhne, danm 
famen die Angeſtellten und Beamten und belajteten diefe amiü- 
fante volkswirtſchaftliche Lohn⸗- und Preißwippe mit ihren Ge- 
balt3erhöhungen. Eine Bevölkerungsſchicht ſchimpfte auf die an- 
dere, der Ronfument auf den Händler, der Händler auf den Produ= 
zenten, der Produzent auf die WUrbeiter, der WUrbeiter auf 
den Bauern, der Bauer auf die ſchlechten Zeiten und auf 
Wetter, furzum es herrſchte eine Eintracht in der Bevöl«- 
ferung, wie fie das finftere militariftifhe Zeitalter nicht ge- 
fannt hatte. Der Geifelmord in München, der Aufitand im 
Ruhrgebiet, der mitteldeutfhe Aufſtand, der Kapp⸗Putſch, find 
jolde Marfiteine in der Entwidlung des zur Demokratie 
reif erklärten deutſchen Einheitsſtaates. Dabei war tatſäch— 
lich die Bethmann’fhe Verheißung, „freie Bahn dem Tüchtigen“ 
Wirklichkeit geworden, denn wer möchte bejtreiten, daß der Tüch- 
tige — will jagen der Gerifjene — phantaſtiſche Gewinndyancen 
bei diefem Preiswettrennen hatte. Die NRefultate diefer „Tüch— 
tigkeit“ bevölfern jebt die Sommerfrifhen in unferen Bergen, 
die Bäder und großftädtifchen Vergnügungzftätten. Das ijt der 
Schaum oder beffer gejagt der Abſchaum einer kapitaliſtiſch einge» 
ftellten Staat3führung. | | 

Dieſe ſoeben geftreiften Erſcheinungs⸗ und Zerfeßungsformen, 
als welche wir da3 Schieber- und Wuchertum, fulturlofen Luru3 
und fittlihe DVBerwahrlofung anfprechen müfjen, offenbaren ung 
aber noch nicht den tieferen Sinn einer derartigen Syinanzpolitif. 
Die Antwort auf diefe Fragen finden wir durch die Suche nad) 
den Nutznießern einer ſolchen Politik. | 


— Zu 


Die Hußnießer. 


Bei der Aufdedung von Verbrechen ijt die wichtigite Syrage 
immer: wer hat denn eigentlich Nutzen von dem Verbrechen? 
Beraten wir den Zinjendienft des Staates als eine gegen 
die Volksgeſamtheit fich richtende Maßnahme, fo ift die Syrage 
nad; dem Nutznießer noch keineswegs beantwortet. Auch ijt die 
Shefe noch nicht hinreichend geflärt, dad wirflid die An-= 
leihbepolitif gegen die Intereſſen de3 Volkes ge 
richtet ift. 

Um die zu erfennen, müfjen wir und über da3 verwir« 
rende Getriebe der widerftreitenden Intereffen erheben und und 
in ganz großen Zügen folgende Tatſachen vor Augen halten: Da3 
Reid; hat für fi, d. h. für Krieg und Revolution etc. 300 Mile 
liarden gepumpt, es bat dem Voll in feiner Gejamtheit dafür 
5 % Zinſen verfprochen. — Die unerbittlihe Konſequenz daraus 
lautet: Daß eben dieſes gleiche Volk diefe 5 Yo Zinfen alfo 15000 
Millionen Marf an Steuern und Abgaben aufbringen muß, damit 
das Reich die verfprochenen Zinfen bezahlen fann. 

Der Staat fann nur geben, was er feinen Bür. 
gernwiederabnehbmenmuß; fo lautet die erfte Grundwei- 
heit jeder Syfinanzpolitif. Unter diefer erhellenden Erfenntni3 er- 
icheint das fonderbare Anleiheſpiel zunächſt ala ein unbegreiflicher 
Widerſinn. Denn im Großen betrachtet heißt dieſes Zin3- 
zahlen aus Steuern nichts anderes als die Anwendung 
eines Zafchenfpieler-Trif3 auf die StaatZfinanzwirtfchaft. Man 
gibt mit der einen Hand, was man mit der anderen Hand hinten 
herum dem befriedigten Empfänger aus der Tafche ftiehlt. Warum 
alfo, jo fragen wir weiter, macht der Staat diefed widerfinnige 
Spiel, dem Volke Zinfen zu verfprechen, die es in Geftalt von 
Steuern felbft aufbringen muß? Wer hat den Außen davon? 

Das Volt felbit in feiner Gefamtheit gewiß nicht, denn e3 
handelt fich ja nicht nur um die Torheit des Geben? von Summen, 
die man dem Empfänger doch wieder abnehmen muß, fondern zu 
diefen Geben und Mehmen, Zinzzahlen und Steuereintreiben 
gehört der ganze ungeheuer Toftjpielige Apparat für den Zinfen« 
dienjt einerfeit3 und die Gteuereintreibung andrerfeit3, alfo für 
eine fich gegenfeitig aufhebende, deshalb volkswirtſchaftlich nutzloſe 
Leiftung von Zehntaufenden von Steuer» und Banfbeamten. 
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Die Antwort kann uns nur die ee geben. Die 
Rriegsanleihe-Statiftif erzählt ung nun SFolgende 

Bei den neun Kriegdanleihen wurden — 38895 000 
Zeichnungen gemacht mit einem Geſamtergebnis von rund 100 
Milliarden air Diefe 100 Milliarden Kriegdanleihen erfordern 
allein einen Zinfendienftvnd Milliarden Marl, — alſo 
muß das Volt 5 Williarden Steuern zahlen in feiner Ge» 
ae damit diefe 5 Milliarden Zinjen bezahlt werden können. 

Mir haben nun im vorigen Kapitel gefehen, in welcher Weife die 
Steuern erhoben werden, und erfannt, daß es in der Hauptſache 
allgemeine Verbrauchiteuern find, die Die größten Beträge er» 
geben. Es jteht alfo feit, daß das Volf in feiner Gefamtheit ziem- 
lich gleihmäßig die Steuern aufbringt. 

MWürde mın dad ganze Volf auch ziemlich gleichmäßig, wie 
man nach der foeben mirgeleillen Siffer der Zeichnungen annehmen 
ſollte, die Zinſen beziehen, ſo würde es ſich immer nur um einen, 
volkswirtſchaftlich —— koſtſpieligen und für die Gefamtheit 
törichten Selbſtbetrug handeln, denn die Zinſen, die man bezieht, 
muß man ja ſelbſt bezahlen. Anders erſcheint es aber, wenn wir 
den Anteil der fogenannten großen Zeichnungen mit dem Anteil 
der ungeheuren Menge der Fleinen Zeichnungen vergleichen. Wir 
machen einmal die Grenze bei den Zeichnungen von 5000 Mk. im 
einzelnen Falle, die wir noch zu den Fleinen Zeichnungen rechnen 
wollen, bei neunmaliger Wiederholung alfo immerhin bis zum 
Gefamtbetrag von 45000 AU. In diefer Höhe alfo von 200 bis 
5000 N. haben nicht weniger al3 37528000 Berjonen Krieg?» 
anleihe gezeichnet, alfo weitauß die überwältigende Waſſe der 
Zeichner. Diefe rund 97%6 aller Zeichner haben aber zufammen 
nur 22,581 Milliarden aufgebracht, während die verhältnismäßig 
fleine Zahl der größeren und großen Zeichner den gejamten Reſt, 
die Riefenfumme von rund 77 Milliarden aufgebradit haben. 

Nehmen wir noch vom Begriff des on au3: die 
Einzelzeihnungen zwiſchen 5 und 50000 NE, jo entfallen auf 
diefe Mittelflaffe nochmal3 14 Milliarden bei einer Zahl der 
Zeichnungen von 1612653. Die wirflidh großen Zeichnungen über 
50000 Mk. im einzelnen Fall 191018 an der Zahl prozentual 
1%‘, haben aber jedenfall3 allein mit 51,331 Milliarden weit 
mebr al3 die Hälfte der Gefamtzeihnungen aufgebracht. 

Im Hinblid auf den Zindgenuß — und darauf fommt es und 
bei unferer Betraddtung an — jteht in runden Ziffern der großen 
Maſſe der kleinen Leute und Zinſenempfänger, die mindeſtens 

9,0 der Steuern aufbringen, eine kleine Gruppe von Anleihe— 
bejißern gegenüber, die rund 34 aller Zinfen beziehen. 

Damit gelangen wir zur zweiten Erfenntni3, dad die un- 
gehbeure Maſſe der fleinen Sparer und Unleihe- 
befiter nit nur nicht3 von ihren Zinjen haben, 
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weil fie fie ja felbjt zahlen müffen, Jondern daß 
fiedarüber hinaus noch ?/,, der ZinjenandieGroß- 
tapitaliften bezahlen müfjen. Daß ganze Anleiheſyſtem 
des Staates ift alfo vom Phrajennebel der vaterländiichen Sat, 
als welde die Zeichnung der Kriegdanleihe hingeſtellt wurde, 
entfleidet, nicht3 anders als ein ganz raffinierter Volksbetrug zu 
Gunften des Großleihfapitalg, ein Betrug um fo fchändlicher, als 
durch die Kriegdanleihe- Propaganda das ganze Volk mit dem 
mammoniftifchen Zinſenwahn verfeucht wurde, und heute in Angſt 
um feine Fleinen Zinfen fich noch mißbrauchen läßt, den Grals⸗ 
hüter für daß Allerheiligjte des Leihzindanfpruche3 zu machen. 


Das Volk in Waffen, da3 durch feinen Opfermut die heimifche 
MWirtfchaft gefhügt und damit den reichen Leuten die Möglichkeit 
eröffnet hat, immer reicher und reicher zu werden und diefen Reich" 
tum zug großen Seil in Kriegsanleihen anzulegen, dieſes felbe 
Volk bezahlt tatfächlich auch noch aus feinen Taſchen diefen Kapi— 
taliften einen jährlichen Zins, der 3mal fo groß it, als 3. B. die 
Geſamtentſchädigung, die die armen Opfer des Krieges, die Krüppel 
und Hinterbliebenen der Gefallenen, erhalten! Wit genug, daß 
die braven Deutfchen ſich haben totſchießen laſſen zum Schuß und 
zur Vergrößerung der Geldfäde, nein, fie bezahlen auch dafür noch 
jährlihen Tribut für die außerordentliche Leiltung der Geldleute, 
ihr überflüſſiges Geld, für da3 fie Feine andere nußbringende Ver- 
wendung während des Kriege hatten, dem Reiche gegen 5%) 
Zinſen geliehen zu haben. Iſt das nicht Wahnfinn und Verbrechen 
zugleih? Iſt es nicht eine Umkehrung aller Vernunft, wäre e3 
nicht jedem menſchlichen Empfinden entjprechend und felbitver- 
tändlich, daß die Leute, die im Schuße der Front ihren Gefchäften 
nachgehen fonnten und Leben und Gejundheit bewahren fonnten, 
wenigjtens die finanziellen Laften de3 Krieges getragen hätten, — 
nicht nur ohne Zins, fondern al3 Kriegsleiftung der Daheim- 
gebliebenen?! 

Statt dejjen hat der von den Geldmädten von langer Hand 
genährte Aberwitz, daß der Staat feine Geldbedürfniffe am beiten 
Durch Anleihen deden fönne, in den Kriegsanleihen wahre Orgien 
gefeiert mit dem foeben gejchilderten Refultat. Beſonders fchmerz- 
li ijt dabei noch die SFeititellung, daß der Gtaat felbjt diefe 
gegen die Interejfen des Volles gerichtete Politif getrieben hat 
und Damit gleichzeitig jelbjt in die vollfommene Abhängigfeit vom 
Großleihfapital gefommen iſt. 

Wir müffen diefe furdtbaren SFeftftellungen machen, wir find 
und Dabei höherer Verantwortlichfeit bewußt als Leute, die in 
ihrer öligen Anmaßung an unfer VBerantwortlichfeitägefühl appe- 
lieren zu müſſen glaubten, wir follten nicht neue Beunruhigung 
ins Volk tragen. — Nicht der beunruhigt da3 Volf, der die wahren 
Urfachen der innerpolitifchen Vergiftung aufzeigt, fondern die 
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jenigen, die die Unwiffenheit und Unkenntnis des Volkes aufrecht 
erhalten und felbjt nicht wagen, den Dingen ind Geficht zu fehen, 
machen fich mitjchuldig, wenn da3 beirogene Volk erwadht und 
in feiner Wut feine Grenzen mehr Tennt. 


Es wird uns manchmal eingewendet, daß unter den großen 
Zeichnungen fich auch die Sammelzeichhnungen der Sparfaffen etc. 
befänden. Der Verſuch eine ziffernmäßigen Nachweifeg wurde 
allerding3 immer unterlafjen. Unjere eigenen Nahforjchungen er- 
gaben eine Gefamtbeteiligung der Sparfaffen von ca. 6 Milliarden 
Wark; ob diefe 6 Milliarden bei den großen oder Fleinen Zeich— 
nungen enthalten find, fonnte nicht fejtgeftellt werden. Aber gleich® 
viel, felbjt wenn bier eine Verfchiebung um einige Prozent ein- 
treten würde, würde dies an den gewonnenen Erfenntnifjen nicht? 
ändern; denn felbit dann, wenn noch mehr fleine Leute an den 
Zeichnungen beteiligt wären, fo bliebe erjt recht beſtehen, daß e3 
ji dann zum Mindeften um einen törichten Gelbitbetrug handeln 
würde, weil eben der Staat nur geben Tann, wa3 er jeinen Bürgern 
— abnimmt. Die Zinſen können nur aus Steuern bezahlt 
werden. 


Ein Streit um ein Hin und Her an den gebrachten Ziffern ift 
Ihon um deswillen müßig, ald wir nun zur Besprechung der 
zweiten Form der ftaatlichen Schuldaufnahme kommen, die weil 
größere Summen ausmachen al die Rriegsanleihlen, — die Reichs— 
ſchatzwechſel. | 

Neben der fog. fundierten Kriegsſchuld hat daB Reich noch 
log. fchwebende Schulden gemacht, die ſich heute auf rund 200 
Milliarden belaufen. Diefe 200 Milliarden Reichsſchatzwechſel 
tragen zwar die Auffchrift: „Unverzinzlide Schatzwechſel de2 
deutfchen NReiche3“, aber der Käufer der Schatzwechſel zieht gleich 
im Vorneherein feine Zinfen ab, man nennt dies dann Diskont; für 
denjenigen, der diefe Summen bezahlen muß, d. i. der deutfche 
Steuerzahler, ift e8 natürlich herzlich gleichgültig, ob das Zins oder 
Disfont genannt wird. Tatſächlich ſpricht der Reichshaushalt für 
1920 nur allgemein von Zinfendienjt und zwar von einer Summe 
von 12,5 Milliarden Mk. Diefer Zinfendienjt neben den Zinſen 
für die Rriegdanleihe, der ja nur etwa 4 Nlilliarden erforderte, 
(der Beſtand an Rriegsanleihen war durch Annahme an Zahlungs- 
ftatt beim Erwerb von Heeredgut, bei der Steuerentrichtung etc. 
auf rund 77 Milliarden zurüdgegangen) umfaßte eben den nod) 
weit größern Zinfendienft für diefe 1920 auf 169 Milliarden ange» 
ſchwollene fchwebende Schuld. Für diefe Schabwechfel, deren 
fleinfte Abſchnitte über 10000 NT. Lauten, fommt aber als Käufer 
und Beliber die große Maſſe des Volfes überhaupt nicht in Be— 
tracht; dieſe Riefenfummen find faft ausſchließlich im Beſitz des 
Großbanf- und Leihkapitals. 
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Die oben für die Kriegsanleihen gezeigten DVerhältniffe ver- 
ſchieben ſich daher unter allen Umjtänden noch ganz erjchredend 
zu Ungunften des Volkes, das die Steuern für die 8-10 Millie 
arden Sinfen für die Reichsſchatzwechſel ja audy noch aufbringen 
mu 

Eine ſolche SJinanzpolitif des Reiches ftellt fich daher für den 
Wiſſenden nicht ander3 dar als eine organifierte Beraubung der 
Bolfdgefamtheit zu Gunften des Großleihkapitals, und alZ eine 
Unterjochung der Staatsführung unter die Diftatur der Geldmädite. 
Send in Hand mit diefer Verſtlavung der Arbeitäfraft de Volkes 
zu Gunften de3 reinen Geldbeutel3, war ala willfommene Neben— 
wirfung noch eingetreten: Die Enteignung des Fleinen 
und mittleren Kapitalsbeſitzers durd die Geldent- 
wertung. 

Mährend Kriegd- und Repolutionsgeivinne den Produzenten 
und Händlern und noch mehr den Banfe und Börfenfönigen ermög- 
lichten, ihren Beſitzſſand zu vervielfachen gegenüber dem Vorkriegs⸗ 
ftand, war die natürlidy dem geſamten Mitteljftand nicht mög- 
lid; defjen Kapitalsvermögen bat ſich in den Kriegs- und Revo— 
lutionsjahren nit nur nicht vergrößern können, fondern mußte 
nur zu häufig in feinem Beſtand angegriffen und verzehrt werden. 

Um welch verhältnismäßig Fleine Gejamtbeträge e3 ſich dabei 
handelt, zeigt und ein Blid auf die Gtatiftif des Wehrbeitrage3. 
(Bayr. ftat. Jahrbuch 1919.) Darnach befagen und waren zum 
MWehrbeitrag 1913 veranlagt in Bayern bis zu einem Rapital- 
vermögen von 100000 Mk. 140000 Perſonen mit einem Gejamt- 
fapitalvermögen von rund 2 Milliarden; es waren die die Leute, 
die in fleißiger Lebensarbeit fich Fleine Vermögen erfpart haben, 
Gefchäftsleute, Handwerker, Bauern, Angeſtellte, Beamte,. Urs 
beiter ufw., die diefe Spargelder in Staatsanleihen, Obligationen, 
Pfandbriefen ufw. angelegt hatten. Wenn diejer bürgerlihe Mit— 
teljtand einen Teil davon in Kriegsanleihen umgewandelt bat, fo 
kann es fich hierbei nicht um „enorme Summen handeln, ebenfo 
wie von einer Vervielfachung diefer zahlloſen Fleinen Sparvermögen 
feine Rede fein kann. Aber alle diefe Sparvermögen jind heute 
durd) die ruinöfe Syinanzpolitif de3 Reiches vollfommen entwertet, 
und die armen Befiter diefer Spargelder müſſen nicht nur indireft 
ihre Zinfen felbjt bezahlen, und die des Großfapital3 dazu, fondern 
fie find audy um den inneren Wert ihres Kapitalvermögen? durch 
den beitehenden verfchleterten Staatsbankerott betrogen. Heute 
befigen dieje Unglüdlichen in Bapiermarf, wa3 fie in treuer Pflicht- 
erfüllung in Goldmarf gefpart hatten. Alſo au3 diefen Rreifen 
der Rleinfapitaliften find jedenfall3 die Milliardentürme nicht 
herausgewachſen, die heute das ganze Volk verzinfen muß. 

Mir fönnen im Rahmen diefer Schrift den dunklen Quellen 
nicht nachgehen, aus denen das Großleihfapital die hunderte von 
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Milliarden ſchöpft, die es ſich dann durch den Staat verzinſen 
läßt, jedenfalls war dies nicht möglich durch ehrliche Arbeit, ſon⸗ 
dern nur durch Bank» und Börſenſchiebung — und dafür zahlt nun 
jahraus, jahrein das deutiche Voll Zribut und Zind. Es ift außer⸗ 
dem noch um °/,, ſeines Sparvermögens glatt betrogen worden, 
feine fozialen Errungenfchaften auf dem Gebiet der Altersver⸗ 
forgung, der Hilffaffen etc. find ihm ebenfall3 durch die Geld- 
entwertung zum größten Zeil au den Händen gefchlagen worden. 
— Wem zum Nubßen? 

Zum Nußen einer Hand voll internationaler 
Banf- und Börfenmänner. 


En, 


Derfaillee Dertrag und Londoner Ultimatum. 


Haben uns die Unterfudhungen über den Reichshaushalt fchon 
gezeigt, wie fürchterlich fich eine Syinanzpolitif rächt, die fich zum 
einfeitigen Sachwalter großfapitaliftifcher Interejfen madjt, Haben 
wir erfannt, welch zerjtörende Wirfungen die Zind- und 
Steuerzwidlmühle auf die Wirtfchaft und auf die fittlihe Ein- 
jtellung der Staatsbürger gegen ihren eigenen Staat bat, fehen 
wir heute in allen Bevölkerungskreiſen eine Verdroſſenheit, Unzu- 
friedenheit und Verachtung Pla greifen gegen die derzeitige 
Regierung im Allgemeinen und deren befonder3 belajtete Perſön⸗ 
lichfeiten im Befonderen, fo lehrt uns erst eine kurze Prüfung 
des DVerfailler Vertrages und bei. des Londoner Ultimatums, 
welch unerträgliche Laften unjere Regierung „der Erfüllung des 
Unerfüllbaren“ dem armen deutſchen Volk aufgeladen hat. 

Es ijt nicht der Ort zu unterfuchen, welche Gründe für die Un» 
nahme des Londoner Ultimatum geltend gemacht werden, jeden- 
fall8 hat ung die verdammte Phrafe der Halben und Kleber „um 
Schlimmeres zu verhüten“ von Bethmann bis zu Wirth in immer 
tiefere Elend hinabgeführt. Nlan täufche fich nicht, die Annahme 
de3 Ultimatum? ift — und fo wird e8 auch von den Geldgewaltigen 
der Welt gewertet — der Abſchluß des Weltfrieged 
gegen das deutſche Volk. Mehr als die volllommene dauernde 
Verſklavung des tüchtigſten und fleißigften Volkes zu Gunſten der 
internationalen Hochfinanz fonnte nie gedacht und gefordert werden. 
Dies iſt aber durch die Annahme de3 Ultimatum furcdhtbare 
Wirklichkeit geworden und zwar Wirflichfeit mit allen denfbaren 
rechtlichen Sicherungen und in einer Form, gegen die das wirt- 
Ichaftlide Denfen des ganzen weftlichen Rulturfreifes feinen Aus» 
weg zuläßt. Die Form der verzinzlihen Wiedergutmahungs- 
fonds im Gejamtbetrag von 132 Milliarden Goldmarf ift jehr 
flug aufgebaut und berechnet auf tief eingefreffene Rechtsvor⸗ 
ftellungen, wornach iede Schuldforderung felbftverjtändlich; Zu ver» 
zinjen ij. Aus diefer Vorftellung heraus wagt der Schuldner 
meilt gar nicht an der Zinspflicht herumzudeuteln, ja man be= 
rechnet meift gar nicht, daß diefe Zinspflicht die wett größere Laft 
it al3 die Schuld felbft. So Hat man dem deutfchen Volfe noch 
bon feiner amtlichen Stelle aus gejagt, wie hoch denn nun eigent- 
li die Gefamtlaft für und und unfere Rinder ift, über die unfere 
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Regierung dem Feind international gültige Rechtstitel ausgeliefert 
hat. Die Zinſen allein betragen nach den Beſtimmungen des 
Ultimatums 333,5 Milliarden Marf Gold bis zur Tilgung. Zu— 
fammen beträgt ſohin diedeutihe Schuld 165 Gold— 
milliarden. Da wir aber mit Gold nicht zahlen Fönnen, 
müffen wir died umrechnen in PBapiermarf. Der augenblidliche 
(September 1921) gültige Umrechnungskurs ift 1:221%2 (für ein 
Zwanzigmarfftüd zahlen die Staatskaſſen 450 Papiermarf). Sohin 
beträgt die deutſche Schuld heute 465 x 21% = 


19 462 500 000 009 000 Mark 
i. W. Zehn Billionen wierhundertzweiundfehzig Milliarden. 


Es ift dies eine Summe von fo phantajtifcher Größe, von einer 
Größenordnung, die wir bisher nur au3 der Sternfunde gewohnt 
waren, daß wir und unbedingt um einen faßbaren, irdifchen Maß— 
jftab umfehen müſſen. Diejen finden wir am natürlichften in der 
Bevölkerungszahl Deutſchlands, die wir auf rund 60 Millionen 
annehmen fünnen. Zeilen wir nun: 


19 462 500 000 000 
60 000.009 


jo offenbart ung die einfahe Rechnung die erfchütternde und nieder- 
Ihmetternde Tatſache, daß jeder einzelne Deutſche, ob 
Mann oder Frau, Kind oder Greis, Säugling oder Krüppel, 
durch die Unnahme dieſes AUltimatum3 174325 Mark ſchul— 
dig geworden ift an die Großfapitalilten des Feind— 
bundes. Da auf jeden Steuerzahler im Durchſchnitt 2 An— 
gehörige treffen, ift fomit jeder deutſche Steuer— 
3ahbler weit über % Million Marf ſchuldig ge- 
worden, jchuldig geworden, abzuarbeiten zu Gunjten des 
Weltfapitald. Jeder Urbeiter-, jeder Beamte, Angeſtellte, jeder 
Bauer, jeder Kleinrentner, Gewerbetreibende, Handwerker und 
Kaufmann, jeder einzelne heute 500000 ME, und finft unfere 
Baluta, und fie wird finfen, wie in Defterreich, dann werden es in 
einem halben Jahre, wenn man für da3 Goldjtüdf 1000 ME. und 
mehr zahlen muß, 1 Willion und 2 und 3 und 4 Millionen pro 
Steuerzahler werden. Und unfere armen Rinder befommen dann, 
jede3 einzelne, eine Schuldenlaft von einigen Millionen in die 
Miege gelegt. | 
„Schlaf, Kindlein, ſchlaf! 
Dei Leben wird noch a Gtrafl" 
So berzbrechend, verzweifelnd, und weh werden die Mütter ihre 
Kinder einfingen, wenn fie den holden Rindertraum träumen von 
Freiheit und Glüd, nicht ahnend, welch unerhörtes Verbrechen die 
Deutfche Regierung am deutfhen Volk begangen hat durch Die 
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Annahme des Ultimatums, durch die immer wiederholte Bereit- 
willigfeit der Erfüllung, alfo der Bereitwilligfeit mit allen Mit— 
teln brutalfter Zwangsenteignung da3 deutfhe Volf zu Heloten 
und Gflaven zu machen, die rechtlog, wehr- und waffenlos jeder 
MWillfür preißgegeben find. — Der Fluch der fommenden Gene- 
ration wird über den Gräbern verer ſchweben, die das deutfche 
Volk verraten und verfauft, belogen und betrogen, ausgeplündert 
und außgefaugt haben und was da3 Schlimmite ift, dem in 
Dilirien des Haſſes rajenden Feinden auch noch ausdrüdliche 
Recdtstitel ausgehändigt haben, die die Schuldfrage völlig aus— 
gefchaltet, und damit einer Revilion des Berfailler Vertrags 
die Rechtsgründe entzogen haben. 

Mag heute Deutfchland blütenweiß vor Unſchuld daftehen, 
mag die Gegenrehnung noch fo grauenhafte Schilderungen der 
wirklichen Verbrechen der Sfeinde an unferen armen Rriegdgefangenen 
aufweijen, mag der große Betrug der Lüge von der deutfchen Schuld 
aftenmäßig noch fo klar feitgejtellt werden, da3 nüßt jet gar nicht? 
mehr im Hinblid auf die deutfhen Wiedergutmahungsfhulden. 
Die deutfhen Schulden, die bisher fchwanfend auf der deutfchen 
Schuld aufgebaut waren, find heute durch da3 „Ja unferer Reichs— 
regierung losgelöſt von deutfcher Schuld oder Unſchuld in inter» 
national giltige, erecutirbare, zin3pflichtige Schuldverfchreibungen 
umgewandelt worden, gegen die der Einwand der moralifchen 
Unſchuld einfach nicht mehr geltend gemacht werden fann. Das 
zweite mögliche Argument, das „Schwert“ ift nu3 ja längſt ent- 
wunden worden; für ung gilt heute nicht mehr der zum Todesopfer 
oder Sieg bereite Sat „das Höchſte Heil, das letzte Tiegt im 
Schwerte!“ | 

E3 iſt ganz müjffig, diefen Gedanfen zu unterfuchen; gründ— 
licher war noch nie die Waffenmadt eines Volkes vernichtet worden 
und vielleicht ilt e8 gut fo, dann werden wir vor der Wiederholung 
de8 Irrtums bewahrt, daß der franzöfifche oder ruſſiſche Bauer 
unſer Syeind fei, den man totfchießen müſſe und wir begreifen viel« 
leicht endlich, daß wir alle einfchlieglih der Nuffen, Franzoſen. 
Engländer uns gegenfeitig die Schädel nur eingefchlagen haben 
zum Nußen des zinzfrefienden Großleihfapitalg, der überjtaat- 
lichen SFfinanzgewwalt. 

Mir möchten nicht mißverjtanden oder gar als Bazififten 
angejehen werden. Die Völfer haben ihre Gtreitigfeiten und 
Kämpfe genau fo wie Menfchen untereinander. Sie werden, wenn 
eö fi um lebenswichtige Fragen handelt, immer im lebten 
Grunde zum Schwert ihre Zuflucht nehmen müffen; aber in diefem 
Krieg hat es ſich niht um vitale Lebenzintereffen der in blutige 
Kämpfe verwidelten Völfer gehandelt, etwa Graufameres, Här- 
tere, nicht ein unerforfchlicheg Geſchick, nicht die Verhältniffe haben 
zum Weltkrieg geführt, fondern der Wille und Wunfc der Groß 
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geldmacht, die Weltherrſchaft an ſich zu reißen in der Form 
der zinspflichtigen Schuldverſchreibung der Arbeitskraft der Welt 
an die überſtaatliche Finanzgewalt. Unfaßbar, geheim, unper⸗ 
ſönlich, den Trägern und Drahtziehern der Idee des Imperi- 
alismus des Geldes felbit wohl meift nicht bewußt, fönnen wir 
das furchtbar zerftörende Wirfen diefer Macht doch überall fehen: 
in der Politik, in der Preffe, in der Wirtfchaft, in der ganz all» 
gemeinen fittlihen Verwahrlofung aller Völker des weitlichen 
Rulturfreifes. 


— 


Ein Tag Steuerzahler. 


Ein recht trübfeliger Novembertag dämmert herauf, naßfalt, 
nebelig. Die Frühpoſt bringt die Veranlagung zur Vermögend« 
zuwachsſſteuer. Mit 100000MF, Kapital hatte der Herr Gteuer« 
zahler ein Jahr vor dem Kriege eine Fabrik gegründet, in der aus⸗ 
aezeichnete Verbefferungen für Krankenpflege im Großen herge- 
ftellt werden follten. Dank diefem Großbetrieb war eine ganz be= 
deutende Verbilligung der bisher nur in Einzelftüden herge- 
ftellten Apparate ermögliht worden. Da kam der Krieg und 
brachte dem Unternehmen große Aufträge, die aber von dem fozial 
denfenden Erfinder nicht zur maßlofen Bereicherung verwendet 
wurde. Rranfheit zwang den Beliter fih vom Betriebe zurück— 
zuziehen und jo verfaufte er im lebten Kriegsjahr fein Unter» 
nehmen an eine Gefellihaft um 500000 NÜ. Dieſes Kapital 
follte ihm einen ruhigen Lebensabend verbürgen, auf den er nad) 
jeinen Leiftungen wohl Anspruch erheben! durfte. War die Teuerung 
ſchon eine ftändige Drohung für den alternden Wann, der für 
feine Familie zu forgen hat, fo raubte ihm die Mitteilung des 
Steueramte3 mit einem Schlage 233000 AM. Das Geſetz vom 
10. September 1919 (R. G. Bl. ©. 1579) bejtimmt, daß von dem 
Vermögenszuwachs au dem Anfangdvermögen am 3. Juli 1913 
und dem Endvermögen am 30. Juni 1919 eine gejtaffelte Steuer 
zu entrichten ift, die bei dem ziffermäßig vorliegenden Vermögens— 
zuwachs von 400000 UF. nur einen Betrag von 267 000 ME. dem 
Manne beläßt, der durch feinen Erfindungdgeift und feine Arbeit 
ih ein Vermögen für fein Alter verdient hatte. 


Don dem verbleibenden Vermögensreſt von 267000 ME. for⸗ 
dert aber da3 wenige Monat fpäter zum Geſetz gemachte Reichs— 
notopfer vom 31. Dezember 1919 (R. G. Bl. ©. 2189) weitere 39 400 
M. Steuern, fo daß dem gequälten Nann nur mehr 228 600 ME. 
Papiermarf Vermögen bleiben. Er rechnet und rechnet, wie er 
nun mit feinen rund 5 %. Zinjen, alfo mit 11430 Mk. Einfom- 
men leben joll? Er vergißt, daß ihm davon nur 90 Y ausbezahlt 
werden, weil die Rapitalertragzfteuer 10 % alfo 1143 Mk. anı3= 
mad. Bon feinem Einfommen von rund 10297 Mk. muß er rund 
1000 ME. Einfommenfteuer zahlen, fo daR ihm knapp 9000 ME. zum 
Leben bleiben. Seine Gefundheit ift zerrüttet, er kann nicht mehr ver⸗ 
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dienen. Der Lebendbedarf für feine Syrau, feine 3 Kinder und einen 
Dienjtboten, alfo für 6 Perſonen auf das Crijtenzminimum ber- 
unter gefchraubt, erfordert bei der wahnfinnigen Seuerung aller 
Nahrungs und Bedarfämittel doch mindejtend 36—40 000 Mk. 
alfo eine KRapitaldeinzehrung von jährlid) 30000 ME, fo daß fich 
der Unglückliche in wenigen Jahren feine ganzen Vermögen? be- 
raubt Sieht, und er nur hoffen fann, feine Söhne bis dahin arbeilg- 
fähig zu fehen, wenn fie auch zum tiefjten Schmerze des Vaters 
auf das Hochſchulſtudium verzichten müſſen. — Vernidhtet und 
audgetilgt der Ertrag eine3 unermüdlich tätigen, erfindungsreichen 
Lebens — durch die Vermögenszuwachsſteuer, und das Reichs— 
notopfer. Wie ift da3 möglih? Ja warum Foftet denn daß Leben 
fo viel? Mit wehen Herzen geht feine Frau zum Einfauf. 
Ihr Mann bräucdte fo notwendig Südwein, aber der iſt ja viel zu 
teuer, der Weinhändler erzählt ihr, daß der Zoll auf Wein 46 % 
ausmadt; damit natürlih nicht genug, die fpanifhe Valuta 
ift für den Deutfchen ja ohnedies nicht zu erfchiwingen, dann 
fommen die teuren Bahnfradten dazu und fchlieklih Die 
Marenumfaßfteuer. Sie verzichtet innerlich weinend auf den Wein 
und möchte wenigitend ein paar Zigarren für ihren Mann mit» 
nehmen. Da3 Gefpräd; mit dem Zigarrenhändler bringt fie rafch 
auf die Not der Zeit, die Teuerung, die Steuer und Zölle, fie er- 
fährt, dad die Tabafblätter, die in riefigen Schiffsladungen oder 
Bahnfrachten alljährlih nach Deutfchland gebracht werden, einem 
Zoll von 87 % des Werte unterliegen. Schon vor dem Krieg war 
der Sabakzoll einer der außgiebigjten Bolten in den Zolleinnahmen 
des Reiches, im Jahre 1913 betrug der Einfuhrzoll auf Tabak— 
blätter 116 Millionen alfo 87 %, da 133 Millionen die Tabak 
blätter fojteten. Heute ijt aber neben diefen gleich hoch geblie- 
benen Einfuhrzollfägen auf die Sabaferzeugniffe, Zigarren und 
Zigaretten eine weitere riefenhafte indirefte Steuer gelegt worden. 
die allein ungefähr da3 10fahe ausmacht. Rund 1 Milliarde 
betrug im letzten SFinanzjahr die Zigaretten und Tabakſteuer. — 
Ja da kann fich freilich ein armer, alter Mann, der auf fein Er- 
ſpartes angewiejen ift, feine Zigarren mehr leiften. — Ein an— 
dere Bild fchiebt fih vor unfer Auge Im Rolonialwaren- 
laden ijt friiher Kaffee angefommen. Wißt Ihr, Daß 46 Yo des 
Wertes als Eingang3zoll darauf liegt? 99,1 Millionen war der 
Eingang3zoll 1913 auf die Raffee-Einfuhr, da3 Del, war mit 54 %o 
ſeines Wertes zollpflihtig nicht weniger als 78 Millionen war 
1913 der Einfuhrzoll auf Del, 70 Y zahlte der Honig, 53 Yo der 
Thee, Reis 19 %, Gewürze 31 %. Uber Getreide? wie ſtands denn 
damit? Das war doch Sicher frei? Weit gefehlt, den größten Betrag 
pon allen Zöllen machte der Einfuhrzoll auf Getreide aus, 270 Mil⸗ 
lionen im Sahre 1913, bei einem Einfuhrwert vom rund 1 Milliarde. 
Die Makkaroni und Teigwaren zahlten 41 % Zoll, und außerdem 
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war noch mit Zöllen belegt Fleiſch und Käſe, Wein und Süd— 
früchte, Butter und Schmalz, und Oelfrüchte, Kakao und Nüſſe, 
Baumwollgarn und MWollwaren, Pferde und Schweine, Hopfen und 
Hülfenfrücdhte, Leder und Lederwaren, Speifeöl und Ronditerwaren, 
Geide und Gladwaren, Weinbeeren und Geringe Rurzum, fo 
ziemlich alle3, wa3 wir täglich in unferem Haushalt brauchen. 
Ropffchüttelnd bedenken wir, daß das jeden einzelnen gleich trifft, 
ob arm oder reich, jeder einzelne trägt eine indirefte Steuer am 
Budel, er Tann ihr nicht entrinnen, wie der Schatten dem Nlenfchen 
folgt, fo folgt die indirefte Steuer jedem Bedarf. — Warum, 
wofür? Ja wenn der Staat damit feine Beamten bezahlt, für Ruhe 
und Ordnung forgt, für Gerechtigfeit und Sicherheit, ſo mag das 
ja noch angehen, aber wenn all dieſes etwa nicht der Fall fein 
follte?? — — — 

Ein anderes Bild. Arbeiter fommen von fchwerer Arbeit in 

[ühender Hiße zur Brotzeit. Wa ift da eine Map Bier! — eine 
Berrliche Erfriſchung und Rraftfpenderin. Unfer bayeriſches Bier 
war wirflih zum Volksnahrungsmittel geworden. Wir wollen 
dahingeftellt fein laſſen, ob die Alfoholgegner nicht vielleicht mehr 
Berüdfichtigung verdient hätten, aber jedenfall3 ein gefunder 
fräftiger Urbeiter wird mit einem Tagesquantum von 4 Maß 
bei jtrenger Bau⸗ oder Erdarbeit noch als durdauß mäßig 
anzusprechen fein. Früher ift um 1 Pfg. Bierpreiserhöhung die 
Bolldfeele ind Kochen geraten und heute — laßt's euch jagen, ca. 
3000 Millionen jollen die Biertrinfer Steuer zahlen. Der Herr 
Dr. Wirth hat dem Reichßtag eine Bierfteuer non 50 Mk. pro Helto- 
liter zur Unnahme empfohlen. — Wa3? 50 ME. pro Heltoliter 
daB iſt ja ungefähr da 4 fache des früheren Bierpreifes im Frieden. 
Jawohl! allerdingd — und jeder einzelne Arbeiter wird nad) Un« 
nahme des neuen Steuerentwurfed, nachdem das Bier [yon 1918 
mit 339 Millionen befteuert war, 2 QU. pro Tag Bierjteuer zahlen, 
alfo jeder Arbeiter im Jahr 730 M. Bierjteuer! Steuer! wohlge- 
merftl nicht für da Bier felbft, für Malz und Hopfen und dag 
Gieden und für Urbeit, die dran hängt und für den Profit, fondern 
nur für die Steuer. 

Beim Schnap3 iſt das gleiche; wenn wir da für die Urbeiter 
in der Landwirtfchaft oder den Syabrifarbeiter, befonderd in Nord⸗ 
deutſchland ein Diertelliter pro Tag rechnen, damit find fie noch Feine 
Schnap3lumpen — fo zahlen fie dafür nach den Steuergeſetzen vom 
26.3uli 1918 365 Mk. pro Jahr. Das find Steuern, die außgeben, 
Ihmunzelt der Steuerfahmeann, die Wut der Konſumenten die 
haben die Brauereien audzubaden, an und denft niemand. — 
follte auch) darauffommen, daß wir unfere Hand fogar in jedem 
Salzfaß Haben! 77 Millionen Marf, rınd 25% Zinſen des 
Wertes, haben die Steuerfünftler ſchon vor dem Krieg auß den 
Salzbüchſen geholt, dagegen kann ſich doch wieder fein Nlenfch 


Feder» Buckeley: Der kommende Steuerftreik. 3 


er anzuzünden, da grinjt der 
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wehren, denn von Mazzen möchten auch die Juden ſich nicht an⸗ 
Dauernd nähren. 

Voller Zorn greift der Arbeiter Zündholz, um fidh eine 

m... Ekenerteufel aus der Ede. 

er ahnt, daß die Zündhölzer nad dem neuen Gteuergejeh- 

Entwurf 100 Millionen Mark Steuern zahlen müffen! 1/0 Pfg. 

pro Zündholz, bei 10 Std 1 Pfg. und bei 100 Milliarden, Die 
verbraucht werben, find e8 eben 100 Nlillionen. 

Da Ioben wir uns die zarte Rüdfichtnahme auf die Herren 
Ronfumenten im Sekt. Mach den beitehenden Schaumweinjteuer- 
gefegen beträgt die Schaumweinfteuer — nicht die Weinftener, 
die geht ertra — pro Flaſche 1.— Mar. Wenn aljo jo ein 
waderer Schieber jeden Sonn» und Syeiertag feine Flaſche Cham— 
pagner trinkt, fo zahlt er damit doch nur ca. 70.— Wark Sekt— 
Steuer im Jahr. | 

Der Vergleich mit den 730.— Marf, die dem Arbeiter an 
Bierfteuer abgenommen wird, gibt ein ſehr merfwürdige3 Schlag- 
licht auf die „gerechte Verteilung der Steuern auf die tragfähigen 
Scnultern“. 

Warum nicht dem Sekt eine 100% ige Steuer binaufgefnallt, 
bei 12 Millionen Flaſchen Seftfonfum in Deutjchland, es gäbe 
dieß allein rund eine Milliarde, eine volle Nlilliarde aus den 
Tafchen derer, die e3 wirklich leiſten fönnten. 

Beim Zahlen erwartet in Sufunft den Gajt in den Wirts⸗ 
häufern noch eine befondere Aufmerkſamkeit in Geftalt einer 5 
bezw, 10% igen Umſatzſteuer! — Alſo alle Speifen und Ge— 
tränfe, die ſchon durch die allgemeine Umſatzſteuer bei ihren 
verfchiedenen Umwandlungen — vom Korn zum Mehl und Kuchen, 
pom Bauern zum Bäder, von da zum Großhändler und Klein- 
händler und von da zum Wirt, — fo und fo oft [don „umſatz⸗ 
fteuerpflichtig‘“ verteuert worden, außerdem der Bier- oder Wein- 
fteuer oder ſonſtigen Steuern und Zöllen unterlag, follen alſo 
zuguterlegt nochnal3 nad) den neuen Gteuergejeß-Entwürfen mit 
10% in den beſſeren und mit 5% in den einfachen Gajtitätten, 
belajtet werden. 

So Hat ſich überall die Steuer feitgefaugt, fie umflammert 
wie ein riefiger Polyp unfer ganzes Wirtfchaftäleben, niemand 
entgeht der indireften Steuer, und gerade diefe trifft in ihrer 
ganzen Härte da3 ganze Volk. 
 _ Wenn die neuen Gteuergefegentwürfe die indireften Steuern 
indgejamt auf 30 Williarden geſchätzt werden, fo wären dies 
für eine fünfköpfige Familie 2500.— Wark allein an indireften 
Steuern, — und nehmen wir ein Mindejtarbeitöverdienft von 
15000.— Markt für einen Syamilienvater an, fo Tommen dazu 
noh rund 1500.— Wark direfte Steuern, fo daß der ärmite 
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Familienvater mit Frau und drei Kindern unweigerlich insge⸗ 
famt 5000.— Wark Steuern zu zahlen hat! — Wie aber von 
den verbleibenden 10 000.— Wark bei den heutigen Preifen eine 
fünflöpfige Familie leben foll, alfo pro Kopf mit 2000.— Wark, 
daB bleibt ein Rätfel. 

Dabei find wir aber noch lange nidyt am Ende, denn unjer 
Jahresgeldbedarf bloß für die Zinszahlung an den Feind ift ja, 
wie wir wifjen, aus 132 Goldmilliarden Schuld bei 5% 6,6 Gold- 
milliarden, zum Papierkurs des Goldes von 720.— Mark heute 
Unfang November 237,6 Milliarden PBapiermarf. 

Alſo eine Verzehnfachung diefer fommenden Steuern, denn 
fonft langt’3 nid! Und da redet man von Erfüllung! 

Grau und troftlos, wie der Tag begonnen, endet er. 


u BT 


Das Reichsftenerfuften. 


- Wir bringen die folgenden ftatiftifchen Auszüge, um auch den 
Lefern, die Zahlenangaben nachprüfen wollen, gleich die ein- 
ſchlägigen ftatiftifchen Unterlagen zu geben, und auch; um müßiges 
Disfutieren über die „Unmöglichkeit“ der gebrachten Ziffern ab» 
zufchneiden. | 

Die Ziffern des Haushaltungsplanes find den amtlichen fhati- 
ſtiſchen Sahrbüchern des Deutfchen Reiche entnommen, die Steuer- 
gejeße find ausgezogen aus U. Roppe, Senatspräfident „Die 
wichtigften Steuergeſetze 1919, Verlag K. Reufhl, Berlin; und 
Finanzminiſter a. D. Dr. vd. Rheinboldt“. „Die deutfche SFinanz- 
wirtfchaft während des Krieges und die Möglichkeiten ihrer Ord- 
nung“. Für die neueſten Steuervorſchläge ſtützen wir ung auf die 
Gefeßesvorfchläge, wie fie die Münchner Neueſten Nachrichten in 
ihrem Handeldteil Nr. 351 bis 359 mitgeteilt haben. Die Zollſätze 
find ebenfall3 dem jtatiftifchen Jahrbuch für das Deutſche Reid) 
entnommen. (Stat. Jahrbuch 1919.) 


doll 1913. 
Wert in Zoll in 
Einfuhr Millionen Millionen /, des Wertes 
Öetreide 1.— 270.— 26 vo 
| Del 145.— 18.— O4 0/0 
Zabat 14.9 14.6 98 % 
Fleiſch 68.3 12.6 18 % 
Neid 51.5 9,6 19 % 
Baumwolle 54.3 7.7 14 %o 
Käſe 37. - 6.7 18 0/0 
Tabakblätter, roh 133.— 116.— 87 % 
Wein - 58.— 26.8 46 % 
Südfrüchte 79. — 13.5 17 % 
Butter 118.6 10.8 9 9% 
Rindpieh 38.— 9.2 11% 
Eiſenwaren 63.3 7.5 12 % 
Oelfrüchte 98.4 6.4 7% 
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Wert in Zoll in 

—EWinſuhrr AMMiülllonen Millionen LVo des Weetes 
Kaffee 215.4 9.1 46 %e 
ol3 321.9 18.4 6% 
chmalz 46. - 133 9% 
Kalao 67.1 10.2 15 % 
Pferde 116.19 8,8 8% 
Baumwollgarn 110.63 6.9 6 %0 
Nüſſe und Obit 68.4 6.2 90% 
Wollwaren 39.3 3.6 14 o 
Gewürze 0 14.18 4.6 31% 
golimaren und Schnigereien 50.3 41 8% 
Malz 13.1 2.9 383 %o 
Leinengam 51.6 2.6 5% 
Schodolade und Ronditorei 91 1.9 21 % 
Sonig 2.4 1.7 70 90 
obeifen 11.2 1.3 12 0% 
Nafchinen 91.9 5.3 6 % 
Eier 191.— 4.2 2 Yo 
eringe 51.6 3.8 8 0/0 
eder und Lederwaren 89.1 2.9 3% 
Schweine 24.9 2.1 9 9% 
Meinbeeren 13.6 1.79 13 % 
Auftern 4.6 16 25 % 
Hopfen 8.7 0.52 6% 
Geide 64.5 4.9 8% 
Tee 7.9 4.2 53 %o 
un 38.8 3.6 9 0% 
on» und Gladwaren 23.2 2.6 11 % 
Mehl und Badiverf 5.1 2.1 41 06 
Fette und Dele 21.8 1.7 8 % 
Mollgarn 107.9 1.3 1% 
Speifeöle 2.3 0.45 20 vo 

Aberſicht 1913. 

Einfuhr Derzoliter Wert Zeil %/g des Wertes 
Nahrungd- u. Genußmittel 2441.— 554.— 23 % 
Lebende Tiere 289. — 20.9 8% 
Rohſtoffe für Induftrie 518.1 138.2 27 % 
Halbfertige Waren 565.6 30.3 5 yo 
Fertige Waren 9838 141.2 15 do 


4747.59 Mio. 884.4 Mio. 19 % 
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Die Eintommenfteuer. 
Dom Einkommen n 000 ME. 1260 WIE. Steuer 


„ „ 000 ”„ * 
2000 „ SO „m 
„ R 30 000 „ 660 „un 
” ” 20 000 „ 9710 „ „” 
„ " 50000 „ 1240 „  „ 
„ „ 10000 „380 „m 
” [BR 200 000 .” 83380 ” ” 
x ’ 500000 „ 25240 „ „ 
k - 1000000 „ 552410 „ » 
: „10000000 „ 595240 „ „ 


Die Säbe der Einfommenfteuer wirfen in hohem Mae läh- 
mend auf den Arbeitseifer. Bei den Einfommenjtufen bi3 zu 
50000 ME. und hiezu gehört 3. B. die gefamte Beamtenfchaft, 
die ohnehin weit fchlechter bezahlt iſt, al3 unter dem alten Regime, 
wirft fie auf3 empfindlichite auf die Lebendhaltung der höheren 
Beamten, denen unverhältnigmäßig mehr Steuern abgezogen wer- 
den, al3 ihren Untergebenen, obwohl diefe bei den Gehalt3auf- 
befferungen ihnen fchon immer näher gerüdt waren. Die Beamten 
in mittleren Lebensjahren, denen meiſtens die Obforge für heram- 
wachfende Kinder obliegt, werden beſonders De getroffen, fie 
haben ihre Leben3haltung unter das offizielle Eriftenzminimum 
einstellen müfjen, alle Zulagen genügen nicht, die fortichreitende 
Teuerung überholt jede Aufbeſſerung. Ganz allgemein erfcheint 
eine fteuerlihe Belaftung der au8 Steuern bezahlten und auf 
aebefjerten Beamten im Großen betrachtet als ein volkswirtſchaft⸗ 
licher Unfinn. Der Beamte, der mit feinem Gehalt rechnen und 
ausfommen muß, wird fih faum an der hohen Gehalt3ziffer von 
3.8. 40000 ME. beraufchen, wenn er weiß, daß er davon fall 
10000 ME. Steuer zahlen muß, er rechnet eben doch nur mit rund 
30 000 ME. Einkommen; er bedankt ſich gar nicht dafür, dag man 
ihm dieſe 9710 ME. zuerſt mehr in die Taſche jtedt, wenn man 
fie ihm wieder al3 Steuer herauszieht. Eine den Dienjtboten 
gegenüber vielleicht angezeigte Begründung für die Tragung der 
Steuern durd fie felbit, um ihnen den Begriff der Notiwendig- 
feit von Leitungen an die Gefamtheit Flar zu machen, ijt Staats⸗ 
Dienern gegenüber jedenfall3 nicht angezeigt; denn ein Glaat3- 
beamter widmet ja ohnedies feine ganze Zeit und Arbeitäfraft dem 
Staat3dienft. Der Vorzug der Gteuerfreiheit für Staatsbeamte 
felbjt bei um die Steuern geminderten Gehältern wäre u. A. nur 
eine Forderung der Vernunft, ohne daß damit etwa eine Min- 
derung der Gteuermoral zu befürchten wäre. Man Halte die 
Staatöbeamten doch nicht für fo kindiſch, daß fie in ihrem Berufe 
weniger gewiffenhaft wären, wenn fie feine Steuern mehr zahlen 
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müßten, wenn ihnen der a nur ihren Xettogehalt zahlen 
kvürde, alfo den Gehalt, den fie dann auch wirklich zu ihrer 
Verfügung haben. Für den Syinanzbetrieb würde dieß aber eine 
fehr erhebliche Entlaftung bedeuten, fielen doch die Hundert» 
taufende von GSteuereinhebungen, Berehnungen, Benachrich⸗ 
tigungen u. f. w. weg, der Gelöbedarf des Staates für Die Be— 
amtenbefoldungen wäre um riefige Summen Fleiner, um eben die 
Summen, die hintennac; wieder unter Mühe, Aerger, Roften und 
mit volföwirtfchaftlich verlorener Urbeit von den Beamten ein=- 
aezogen werden müflen. Die Klarheit und Ueberfichtlichkeit über 
die wirtfchaftlichen Einfommenverhältnijfe würde nur zunehmen 
zum Nuten aller. Wancher einfältige Vorwurf über hohe Be— 
amtengehälter würde nicht erhoben, wenn man gleich diefe Steuern 
wieder abgezogen fähe. 


Bei den Einfommengftufen aus Gewerbebetrieb oder Hans 
delögefchäften in den Stufen von 100 und 200000 Mk. und höher 
wirft die Erhöhung der Sätze befonder8 lähmend auf den Unter— 
nehmungsgeiſt. Wenn heute ein mittlerer Geſchäftsmann von 
100000 ME. Einfommen 33850 WE. Steuern zahlen muß, fo 
bleiben ihm 66150 ME. zum Leben, damit fieht er fich ganz ſchön 
hinaus, fo viel trägt ihm fein Gefchäft dauernd. Nimmt ihm 
aber die Steuer bei 200000 AT. gleich 83380 Mk. weg, ſodaß 
ihm nur 116620 ME. bleiben würden, fo wird er die Rechnung 
ander8 machen. Um 100000 Mk. mehr zu verdienen, muß er 
ungeheuer viel mehr ſchuften, unermüdlich tätig fein, feinen Be— 
trieb vergrößern, jih Sorgen aufladen, Rijifen eingehen und 
dann, ivenn er wirflid dann das Mehreinfommen erreicht, muß 
er erwarten, daß ihm eine neue Vermögendzuwadßiteuer von 
dem Zuwachs wiederum einen großen Teil wegnimmt. Unter 
ſolchen Verhältniſſen werden die meiſten darauf verzichten, Be— 
triebſserweiterungen oder Verbeſſerungen durchzuführen, um da⸗ 
durch Arbeit und Brot zu ſchaffen; die Logik der Leute iſt dann 
einfach die: ich werde doch nicht ſo dumm ſein, mich halb tot zu 
arbeiten, damit mir der Mehrertrag meines intenſiven Fleißes 
faſt vollkommen weggeſteuert wird; da mach ich es auch ſo wie 
mein bequemer Herr Nachbar. Man fieht, wie fich hier die Steuer 
auswirft gegen Unternehmungsgeift, gegen Fleiß und Betriebs⸗ 
famfeit, wie fie hHemmend wirft auf die Produktion, wie fie den 
Fortfchritt hemmt und die Arbeit3lofigfeit mehrt. 


Ganz ander Sieht ſich die Steuerbelaftung troß der fchein«- 
baren Riejenziffern bei den ganz großen Vermögen an. Gelbit, 
wenn bei einem Einfommen von 10 Millionen fait 6 Millionen 
weggejteuert werden, fo bleibt eben Doch noch daS Riefeneinfommen 
bon 4 Millimen zum Verbrauh und für weitere Fapitalijtifche 
Srandaftionen. Dieſes Einfommen eine fogenannten Großfapi- 
liſten ift alfo fo groß, wie von ca. 80—100 Miniſtern zufammen. 
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Alſo, viel viel mal mehr, als die höchſt entlohnten Staatsſtellen 
für die intenſive Arbeitsleiſtung eines Mannes einbringen. Wir 
wollen damit weder ein lobendes noch ein abfälliges Urteil über 
den Wert ſolcher miniſterieller Tätigkeit ſagen, ſondern nur eine 
immerhin ſinnfällige Grenze dafür ziehen, wieviel ein Menſch 
lediglich auf Grund ſeiner Arbeitskraft an Einnahmen erzielen 
kann. — Solche Einkommen find aber nicht die Früchte der per— 
fönlihen Leiftung, fondern fie fließen aus Quellen, die meiſt rein 
fapitalijtifcher oder händlerifcher Natur find; Einfünfte aber, die 
meift mühe- und arbeit3[08 aus Banf« und Börfenfpiel, Valutar 
pefulation, Zindgenuß aus Großleihfapitalbefit, Warenfchiebung 
im Großen u. |. w. herrühren. Die Gewinnmöglichfeiten für diefe 
Leute find aber jo groß, daß fie fich durch fteuerliche Laften keines⸗ 
wegs abjchreden laſſen, im Gegenteil, die Leichtigfeit der Hinter- 
ziehung wählt mit zunehmenden Summen, und die Phantafie des 
Steuerbeamten bleibt ſolchen ebenfo unfaßbaren wie phantajtifchen 
Einfommen gegenüber meiſt fo jehr zurüd, daß tatfächlich die 
Steuerfäße bei den Niefeneinfommen in Wirklichfeit prozentual weit 
unter den Sätzen der mittleren Einfommenftufen zurüdbleiben. 

Ein Großfchieber oder Börfenfpefulant, dem ein Tag viele Mil— 
lionen Gewinne in den Schoß wirft, wird leicht die paar Millionen 
Steuern Hinwerfen — zwar äußerlich unter großem Gefchrei und 
Proteſt, während er ſich im Stillen die Hände reibt, daß dieſe und 
jene Auslandsdepots überhaupt nicht faßbar find, daß die oder 
jene bevorstehende Warenfnappheit ihm weitere Nillionen Gewinn 
bringen wird. | 

Man fieht, daß eine derartige Einfommenjteuer nur fchädlich, 
berbitternd, hemmend wirft, die wirklich großen Einfommen doch 
nicht richtig erfaßt und letzten Ende eben auch nur eine Aus— 
blutung der vielen Millionen der Kleinen ift, die ihr Einfommen 
ganz auf ihren Ropf und ihrer Hände Arbeit ftellen müjfen, denn 
bei diefen Einfommenftufen wirft die Steuer geradezu verheerend. 
Bei diefen um die unterjte Grenze des Eriftenzminimum3 herum« 
Ihwanfenden Einfommen bedeutet jede weitere Abgabe: Ver- 
zicht auf alle gefundheitlichen, hygieniſchen und Fulturellen Be— 
dürfniffe bedeutet die Steuer Krankheit, Not, Siehtum, 
Verfall, Entfittlihung. 


Eine ergänzende Einfommenjteuer ift: 
Sriegsabgabe für das Jahr 1919 aus dem Mehreinfommen. 
Geſetz vom 10. September 1919, Reichsgefeßblatt ©. 1567. 
883 Mehreinkommen ift der Unterfchied zwiſchen dem Fries 
Dendeinfommen und dem KRriegdeinfommen. 
$ 12. Die Ubgabe beträgt: 
für die 1. 10000 ME. des abgabepflicht. Miehreinfommen? 5 % 
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für die nächften angefangenen oder vollen n on ae. 10% 


* „ ” * ” ”- 20, Oo 
” ” „ ” ” ” 50 000 „ 30 2) 
„ „ 5 ” 2) N) 100 000 „ 40 0% 
”„ „ „ ”„ ” „ 100 000 „ 0 %e © 
„ ” „ „ „ 100 000 „ 60 %s 
für die weiteren Beträge 70% 
Sit ſchon die er der AUnfangd- zum Endver- 
mögen ohne gleichzeitige Berü g der inzwifchen einge- 
tretenen Geldentwertung ein Und — es erſt recht die aben⸗ 


teuerlichen Sätze. Ein —* Pſychologie müßte ja ſchon lehren, 
daß eine ſolche extra Abgabe über die Stieuerſähe der gewöhnlichen 
Einkommenſteuern hinaus geradezu die Steuerhinterziehung 
herausfordert. Tatſächlich bleiben auch die Erträgniſſe der Ein- 
kommenſteuern lächerlich hinter den eigentlich zu erwartenden Er- 
gebniffen zurüd. Auf Grund von Berechnungen ift da3 deutſche 
Volkseinkommen auf ca. 200-250 Milliarden Papiermarf im 
Sahre 1920 zu ſchätzen. Bei einem durchſchnittlichen Gteuer- 
fat von 25% müßte alfo diefe — mindeſtens 50 -60 Milli» 
arden tragen, getragen hat ſie aber im Jahre 1920 nur ein paar 
Milliarden. Ein glänzender Beweis für das vollkommene DBer- 
ſagen ſo übertriebener Steuerpolitik, ein Beweis für die völlige 
Zerrüttung der Steuermoral. Die Summe von 200-250 Mil- 
liarden Einfommen der Deutfchen ift überdies ein Beweis, wie 
jehr die Leben3perhältniffe der großen Mehrzahl gefunfen jein 
müffen, denn vor dem Krieg war dad Einkommen der Deutfchen auf 
ca. 42 Milliarden Mark — abee Gol dmark — zu veranſchlagen. 


Die Dermögensfteuer. 


Die Vermögenzfteuern wenden jich gegen den Beitand des 
Eigentum3 in allen feinen Formen. Gie ftehen damit in voll- 
fommenem Widerfpruh zu den feierlich in der Weimarer Ver- 
ratjung — Grundrechten jedes Deutſchen. 8 153 beſagt 
ausdrücklich: Das Eigentum wird von der Verfaſſung gewähr- 
leiſtet.“ und weiter: „Eine Enteignung erfolgt gegen angeme]- 
jene Entſchädigung“. Mit diefem ausdrüdlihen Anerkenntnis 
des Privateigentumg, und der Pflicht zur Entfchädigung im Ent- 
eignungsfalle haben die marriftiihen Geſetzmacher troß der fo 
ſchönen und für Arbeitsmaſſen fo jehr verjtändlichen „Erpropriation 
der Erpropriateure‘ reſtlos auf die Hauptforderung der marri- 
ſtiſchen Lehre verzichtet. Sie haben aber gleichzeitig Damit_jede 
Bermögendenteignung durch fteuerliche Maßnahmen mit dem Fluch 
des Verfaſſungsbruches belaſtet. 

Am 11. Auguſt 1919 bekam das deutſche Volk die Weimarer 
Verfaſſung. Im gleichen Jahre noch wurde das Reichsnotopfer⸗ 
Geſetz geſchaffen, das ungeheure Eingriffe in das Vermögen be- 


— 
deutete, und zwar natürlich entgegen der Verfaſſung ohne Ent⸗ 
ſchãdigun 


g. 
Das Reichsnotopfer. 
Geſetz vom 31. Dezember 1919, a a ©. 2189. 


8 24. Die Abgabe beträgt 
für die e ten — = vollen 50 000 U. des ab“ 


lichtigen Vermögens 10 90 

für die nächjten angefangenen oder vollen 50000 Mk. 12% 
nm ” ” „ „ 100 000 PP 15 % 
„on „ „ „ » 20000 „ 20% 
” ” ” ” L N) * 200 000 25 77} 
9» „ ” ” ” 200 000 „ 30 % 
”» » 29 0 „ „ 200 000 995 35 Ofe 
„9 „ ” „ ” 500 000 2) 40 00 
” „ 0 ” ” 500 000 „ 45 0% 
Le Y) „ ”» „ „ 1.000 000 „ 50 0fo 
„9 7) ” ” N 2 000 000 ” 55 0/0 
Le „ „ ” ” 2 000 000 „ 60 %o 
für die weiteren Beträge 65 % 


Es kann nicht unfere Aufgabe fein, im Einzelnen auf die 
Härten einer folchen entſchädigungsloſen Enteignung hinzuweijen, 
auf die Unzulänglichfeiten eines Gejehed, das wiederum feinen 
Unterfchied zu machen wußte, zwiſchen Vermögendwerten in Sach- 
aütern und Wertpapiervermögen. Noch toller find die Sätze des 
Vermögenszuwachsſteuergeſetzes. 


Die Kriegsabgabe vom Vermögens zuwachs. 
Geſetz vom 10. September 1919, Reichsgeſetzblatt ©. 1579. 

8 3. Als Vermögenszuwachs gilt der Unterfchied zwiſchen 
dem Anfangs⸗ und Endvermögen. Wad) $ 4 gilt al? „Anfangs— 
vermögen“ das nad den Borfchriften des Beſitzſteuergeſetzes 
feitzuftellende jteuerbare Vermögen des Abgabepflichtigen. 

Mach 8 5 gilt al3 „Endvermögen“ dad Vermögen, dad auf 
den 30. Juni 1919 nach den Vorſchriften des Befißitertergefeheg 
feftzuftellende fteuerbare Vermögen des WUbgabepflichtigen. 

$ 16. Die Kriegdabgabe beträgt: 
für die erften angefangenen oder vollen 10000 M. des ab 


gabepflidhtigen Vermögenszuwachſes 10 % 

für die nächſten vollen oder angefangenen 10000 ME. 15% 
” ”„ „ „ ”„ „ 10 000 „ 20 0/0 
” „ „ „ „ „ 20 000 „ 30 Yo 
„9 „ „ „ „ 50000 „ 40 0% 
” „ ”„ ”„ „ „ 73 000 „ 50 0fo 
„ ”„ „ „ „ „ 100 000 „ 60 0/0 
”„ „ „ ”_ „ „ 100 000 80 0/0 
für die weiteren Beträge 100 % 


Mach dieſem Gefet wäre alfo ein Vermögenszuwachs über 
375000 ME. einfach glatt wegzufteuern. Eine derartige Steuer 
mag zwar den Bedürfniffen der Demagogen willlommen fein, fie 
mag fich auch den SFrontfoldaten gegenüber recht gut außnehmen, 
die feinen Vermögenszuwachs hatten, aber volf3wirtfchaftlich be= 
trachtet, ift fie eine große Torheit. Sie wird zu einem Verbrechen 
an der Steuerwilligfeit auch des Ioyalften Staatsbürgers durch die 
rüdfiht3lofe Naivität, mit der die Höhe der Anfangsvermögen in 
Goldmarf gemefjen werden. Daß eine folche fteuerlihe Unvernunft 
die haarfträubendften Ungerechtigfeiten zeitigt, ijt Flar. Für alle 
Steuerpflichtigen mit Wertpapiervermögen bedeutet die Steuer 
eine doppelte Benachteiligung. Durch die Geldentwertung find 
diefe an Sich Schon um ?/,, ihres Vermögen betrogen und vom Reft 
bezw. von dem papierenen Vermögenszuwachs werden noch unge: 
heure Abgaben verlangt. Recht Flar wird dieſe Unjinnigfeit und 
Ungerechtigfeit an einem analogen Beifpiel: 

Ein Raufmann, der einen Ballen Tuch von 50 m Länge vor 
dem Kriege befaß, hat im Laufe der Jahre 42 m verkauft oder ver= 
braudt. Der Reft von 8 m wird nun aber von dem fchlauen 
Steuerbüttel mit dem neuen Schrumpf- oder Valutametermaß, 
das nur 10 cm lang iſt gemeſſen, entjprechend der neuen Vapier- 
marf, die nur 10 Pfg. wert ift und fiehe da, der Gteuerfünftler: 
bringt es fertig, den Reit von 8 m in Schrumpfmetern zu mejjen, 
„alfo 80 neue Meter‘ under folgert daraus: Hal bier ijt ein Vers 
mögenszuwachs von 50 m Anfangsvorrat auf 80 m jetigen Vor 
rat, alfo von 30m. Davon find dem Kerl, jagen wir 50 Yo abzu⸗ 
fnüpfen, dann bleiben ihm immer noch 65 Valutameter Stoff, 
alfo um 15 mehr als er vor dem Kriege befaß! Da Tann er doch 
3ufrieden jein. 

Die Paralelle dieſes Beiſpieles ift vollkommen. Daß eine 
folhe Steuervorfchrift genau jo aberwißig ift, liegt auf der Hand. 
Sie wirft verwüjtend und zerjtörend wie in dem Beiſpiel im vori— 
gen Kapitel angegeben, fie ijt ein Schlag ind Waffer, wenn e3 
fih um Sachwerte handelt, die zu den Anſchaffungskoſten einge» 
feßt oder gar nah Vornahme großer AUbfchreibungen die Ver— 
mögen3fubjtanz bilden. 

Tatſächlich Hat auch diefe Steuer im Großen betrachtet voll- 
fommen verfagt. Die Goldwerte verjteden fich unter ihrer Gold» 
Dede, und von der zugewwachtenen PBapiermenge (rund 100 Milliar⸗ 
den Rriegdanleihe, 169 Milliarden Schabwechfel, ca. 33 Milli— 
arden Banknoten (bis 15. Juni 1919), rund 300 Milliarden), um 
die alfo die Geſamtheit der deutfchen Steuerzahler nach Nleinung 
der Steuermacher reicher geworden fein müßte, find keineswegs 
150 oder 200 Milliarden Steuern eingegangen, fondern überhaupt 
feine nenmendwerten Beträge, jedenfall3 verrechnet der Reichs⸗ 
haushaltsplan für alle direften Steuern nur rund 10 Milliarden. 


ZEN 


Die Erbfchaftsfteuer. 
Gele vom 10. September 1919, NReichsgefeßblatt ©. 1543. 


Das Geſetz Hat 3 Zweige, erftend wird der Nachlaß als Algen! 
beiteuert durch die Nachlaßſteuer, dieſe Steuer iſt der Höh 
nicht übermäßig hoch, ſie ſcheint hauptſächlich ſtatiſtiſchen Sivedfen 
zu dienen. 

8 15. Die Nachlaßſteuer beträgt: 


für die erſten angefangenen oder vollen 200000 Mk. des 


jteuerpflichtigen Nachlaſſes 1 %o 

für die nächjten angefangenen oder vollen 300000 QM. 20% 
”„ „ „ „ „ „ 500 000 „ 4 %/o 
„ „ ”„ ”„ ”„ IB) 1.000 000 „ 5 No 
für die weiteren Beträge 5 0/0 


Die Erben ſelbſt unterliegen der Erbanfallſteuer. 

Dieſe Steuer iſt durchaus berechtigterweiſe ſtark geſtaffelt, je 
nach dem Grade der Verwandtſchaft zwiſchen dem Verſtorbenen 
und dem Erben. 

Die Erbanfallſteuer wird nach dem perſönlichen Verhältnis 
des Erwerbers zu dem Erblaſſer in folgenden 6 Klaſſen erhoben: 


I. Klaſſe: 

1. Der Ehegatte und die ehelichen Kinder des Erblaſſers 
mit Ausnahme der an Rinde ſtatt angenommenen Per⸗ 
jonen, ferner diejenigen Rinder, welchen Die rechtliche 
Stellung ebelicher Kinder zufommt, ſowie die einge» 
findfchafteten Rinder, fofern diefen die rechtliche Stellung 
eheliher Kinder zufommt; 

2. die unehelichen Rinder der Mutter und die vom Bater 
anerfannten unehelichen Kinder. 


I, Klaſſe: 
Die Ubfömmlinge der zu I bezeichneten Rinder. 


III. Klaſſe: 
1. Die Eltern; 
2. die voll⸗ und halbbürtigen Geſchwiſter. 

IV. Klaſſe: 

. Die Großeltern und die entfernteren Voreltern; 

. die Abkömmlinge erjten Grades von Gefchwiltern; 

. Die Schwieger- und Gtiefeltern; 

. die Schwieger- und Gtieffinder; 

. die an Kindes Statt angenommenen Perfonen und die» 
jenigen ihrer Abkömmlinge, auf welche fich die Wirkung 
der Annahme an Kindes ftatt erſtreckt, ſoweit fie nicht 
in die L., II. oder III. Rlaffe gehören. 


ED m 
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V. Rlaffe: 
1. Die Abkömmlinge zweiten Grades von Geſchwiſtern; 
2. die Geſchwiſter der Eltern; 
3. die Verſchwägerten zweiten Grades, der Geitenlinie. 


VI. Rlafje: 


Alle übrigen Erwerber, joweit es fi nicht um einen Erwerb 
der im $ 35 bezeichneten Art handelt. 


Im Falle des Eintritt einer Nacherbfolge ift für die Berech⸗ 
nung der Steuer das Verhältnis des Nacherben zum VBorerben 
Pa wenn diefer dem Grade nad ihm näher iſt als Der 


Im Falle des 8 2269 des Bürgerlichen Geſetzbuches und 
ſoweit der überlebende Ehegatte an die Verfügung gebunden iſt, 
find die mit dem verſtorbenen Ehegatten näher verwandten Erben 
und Vermächtnisnehmer al feine Erben anzufehen, foweit fein 
Vermögen beim Tode des überlebenden Ehegatten noch vor= 
handen ift. 


3 28. Inder Steuerklafje 
Die Erbanfalliteuer beträgt: Ian m | ıv| vı m 


für die erften angefangenen oder vollen vom Hundert 
20.000 ne k. des fteuerpflichtigen 
Erwerbes . - 2» 2 2 2 202. 

für Die Ai angefangenen oder vollen 
30000 MR... . 2» 2 2 22. 
0.009. -u:.2 a Mar: sr 
50000 ae ae 
SOODO: 5%: 40 ee 
10000 „2 2 2 rn 
O0 „> 2. 
25000 4 2 2 2 0... 
25000 „> 2 22 nn. 


.. .—.”. . .—)2nDn. 8 a — re 0 





Die Steuer erhöht ſich um je eins vom Hundert ihres Betrages 
und zwar, foweit das zur Zeit des Erbanfall3 bereit3 vorhamdene 
Dermögen de3 Erwerberö 100000 Mk., aber nicht 200000 ME. 
überjteigt, für je angefangene 10.000 Mk., foweit da3 vorhandene 
Bermögen 200000 Mk. überjteigt, für je angefangene 20000 IE. 
Der Zuſchlag darf die Hälfte Des 100000 NE. überfteigenden 
— des vorhandenen Vermogens nicht überſteigen. Er darf 
ferner nicht mehr betragen al3 100 vom Hundert der Steuer. Der 
Gefamtbetrag der Grötgaftäteue darf nicht höher fein, a!3 90 
vom Hundert des Erwerbes 

Bei einem Erwerbe, der por dem 1. April 1935 anfällt, wird 
die Steuer für jedes volle Jahr bi 1. April 1925 zurüd um 1 vom 


— für jedes weitere vorhergehende Jahr um 2 vom Hundert 
ermäßigt. 

Um eine Umgehung diefer Steuer durch Schenkung zu ver⸗ 
eiteln, beftimmt die Schenkungsſteuer: 

8 40. Schenfungen unter Lebenden unterliegen der gleichen 
Beiteuerung, wie der Erwerb von Todeswegen. 

Die außerordentlich hohen Sätze der Steuer aus lektiwilligen 
Berfügungen oder von Schenkungen an Vereine, Rörperfchaften, 
N fulturelle Zwede, welche nicht unter die Steuerbefreiung 

des $ 22, Ziffer 4 fallen, haben a oft und oft hemmend 
gewirkt, denn ein Menfchenfreund wird e3 Sich fehr überlegen, 
bis er eine Million 3. B. für wiſſenſchaftliche Forſchungszwecke, 
Entdeckungsreiſen oder fonftige Zwede jtiftet, wenn davon 445500 
— Erbichaft3= bezw. Schenkungsſteuer vom Staat eingezogen 
werden. 


Die neuen Öteuergefeh- Entwürfe. 


Das Vermögensfteuergefeh, 
das jebt dem Reichstag zur Beſchlußfaſſung vorliegt, ſieht vor: 
$ 21. Die Gteuer beträgt für die natürlichen Perſonen 
jährlich: 


bon den erſten angefangenen oder vollen 50 000 Mk. des ber 


Steuer unterliegenden Vermögens 1) vd. Zaul. 
für die nächſten angefangenen oder vollen 100000 ME. 1.— „ , 
„ „ „ „” „ 2 150 000 „ 1.5 „ „ 
„ ” ”„ ”„ „ y 200 000 „ 2.— ” ” 
» „ 2 „ 250 000 „ 2.5 „ „ 
„ „ „ „ „ „ 250 000 „ 3.— ”„ „ 
„ „ „ „ „ „ 000 000 „ 4.— ” [7] 
„ „ ”„ „ ”„ „ 500 000 „ 5. - 9 „ 
„ „ „ „ ”„ „ 1.000 000 „ 6.— „ ”„ 
” „ „ 2) ” „ 2 000 000 „ 7.— ”„ „ 
„ „ „ » „ ” 5 000 000 ” 8.— „ 27 
p ,» „ ” „ „ 10 000 000 ⸗ . u 
für die weiteren Beträge 10.— „ 


Dieſe Steuer iſt weniger ein harter Eingriff in die Vermögen?» 
fubjtanz, fie dient vielmehr Rontrollzweden. Es ift kaum anzu- 
nehmen, daß ſich die Steuermacher „über diefe beſonders ernite 
Geite klar waren. Wir haben erfannt und wiſſen, daß die Ere- 
fution des Verfailler Vertrages zu einem Gteuerproblem ge» 
worden ift, wir Haben auch geſehen, daß das Gefamtvermögen der 
Deutfhen von der von der Berliner Regierung anerfannten 
Miedergutmahungsfchuld weit übertroffen wird. Meu fich 
bildendes Vermögen ift noch nicht verpfändet, deshalb foll diefe 
Dermögendfteuer für die möglichit genaue NRegtjtrierung der vor⸗ 
bandenen und der fich neu bildenden Vermögen forgen; die Be. 
Ihlagnahme oder fteuerlihe Enteignung ſolcher neu entjtandenen 
Vermögen wird dann fehr bald zu Gunjten des Zinfendienjte3 an 
den Feind erfolgen müſſen. 

Diefem Zwede dient ‚der bereit3 vorliegende Entwurf für 
die neue Vermögenszuwachsſteuer. 

$ 4. Der Vermögendzuwach3 wird ermittelt, zum erjten Male 
für den in der Zeit vom 1. Januar 1923 bi3 zum 31. Dezember 1925 
— Vermoõgenszuwachs, ſpater in Zeitabitänden von 3 zu8 

en. 


Feder⸗Bucheley: Der kommende Steuerſtreik. 4 
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8 15. Die Steuer beträgt für die erften angefangenen oder 
vollen 100 000 ME. de fteuerpflichtigen N ale 1 % 
für die nächſten angefangenen oder vollen 200000 Qt. 2 0/0 

300000 , B 0% 
200000 „ " 2% 
1000000 „, 5 0/0 


„ „ ”„ „ „ 


„ „ „ „ „ „ 1000 000 „ 6 0% 
„ „ „ „ „ „ 1000 000 „ 7 % 
;_» „ „ „ „ 1000 000 „ 8 0/0 
2 „ „ 9» „ „ 1000 000 „ 9 9% 
für die weiteren Beträge 10 % 


Damit feine Lüde entiteht in der fteuerlidhen Erfafjung des 
Beſitzes bejtimmt in zarter Umfchreibung für die Repolutiond- 
gewinne der 


Gefetz- Entwurf über eine Abgabe von Vermögenszuwachs aus der 
Nachkriegszeit. 

F 24. Die Abgabe beträgt für die erſten angefangenen oder 
vollen 100000 Mk. des abgabepflichtigen a 5 %0 
für die nächften vollen oder angefangenen 200000 ME. 10% 

„ „ 99 99 „ „ 300 ”„ 15 0/0 
400000 „ 20 % 
„9 „ — 1000000 „ 29 % 
für die weiteren Beträge 30 % 
Der Derfiherungsfteuer-Befe-Entwurf 
tit eine neue Erfindung der Steuermacher. 
8 3 bejtimmt: 
Die Steuer beträgt für jede3 Yahr der Verficherungddauer 
1. bei der SFeuerverficherung 
foweit fie betrifft 
a) unbeweglihe Gegenftände . . . nr Ps. 
b) beweglie Gegenftände . . . . 40 
2. bei der Hagelverficherung . . 5 
für je 1000 Mk. der Verſicherungsſumme oder einen 
Bruchteil dieſes Betrages. 
$ 4, Die Steuer beträgt bei der 
2 Einbruchsdiebſtahlverſicherung 


2. Glasverſicherung 
8. DBiehverficherung 3 % 
— Transportverſicherung —X 
5. Kaſto⸗Bauriſ fahrzeugperſ Yo 
6. Lebendverficherung 4 6 
7. Unfallverfiherung 3% 
8. Haftpflichtverfiherung 5 0% 


des gezahlten Verficherungsentgeltes. 


en, Bf 


Diefe Steuer ift eigentlich ein Hohn auf die durch die DVer- 
faffung garantierte Sicherheit von Perfon und Eigentum. Bie 
Tatſache der außerordentlich gejteigerten Recht3unficherheit feit 
Beitehen der Weimarer Alte hat in weitem Umfang Verficherungen 
notwendig gemacht, die früher als entbehrlich erfchienen, 3. B. die 
gegen Einbruchsdiebftahl, die Glaßverficherung u.|.w. Beſonders 
die Spiegeljcheiben der Gefchäfte find beliebte Zielſcheiben für 
Volksbeglücker aller Art geivorden, die Notwendigkeit der Tranz- 
portverficherung iſt ein ganz betrübliche8 Zeichen der Seit. 

Der Staat, deffen Aufgabe «3 doch ift von vornherein ſchirmend 
feine Hand über Leben und Eigentum feiner Bürger zu halten, 
würde eigentlich‘ aus diefer Pflicht heraus die Erfagpflicht im 
Schadenfalle zu übernehmen haben; jtatt defjen find die Bürger 
auf unverhältnigmäßig teuere Verſicherungen angewwiefen, weil der 
Staat in feiner Machtlofigfeit feine Bürger vor Spitbuben aller 
Art nicht ſchützen kann. Und nun fordert er gar nad) feinen Un» 
teil von dieſer Selbithilfe.e Wan muß fi folhe Dinge ganz 
natürlich an einem Beifpiel klar mahen. — In einem Bezirf ver- 
nakhläßigt der Gendarm feine Pflicht, geht den Landftreichern 
nicht mehr nad) und Einbrud), Mord und Totfchlag nehmen über- 
hand; die Reifenden ſchließen fich gegenfeitig zu ihrem Schuß zu«- 
ſammen — nun auf einmal fommt der Herr Gendarm und verlangt 
eine gehörige Abgabe. — Da hört ſich doch alles auf! Er erklärt, 
ich fchüße dich Zwar nicht, wenn du zu Schaden fommit, ift es 
deine Sache, aber du bezahlt mich dafür! — 


Der Gefetz- Entwurf zur Änderung des Körperfchaftsfteuergefetzes. 

8 11. Die Steuer beträgt bei den Erwerb3gejellichaften 30 % 
de jteuerbaren Einkommens. 

Auch dieſe Steuer wirft natürlich außerordentlich anregend 
auf die Güterproduftion und auf — die Preife. 


| Der Rapital-Verkehrsfteuergefeg- Entwurf 
zerfällt in: | 
I. Gefellfchaftfteuer, die eine ftarfe Belajtung bei der 
Gründung von Produftiv-Gefellfdhaften bedeutet. 
II, Wertpapierfteuer. 
II. Börfenumfasjteuer. 
IV, Aufſichtsratſteuer. 
V. Sewerbeanfchaffungsiteuer. 

Dieje Steuer, die die SFreizügigfeit der Hochfinanz und die 
mühelofen Cinfommen aus Auffichtsratspoften, Emiffionen etc. 
betreffen, werden wohl faum antragsgemäß Gefeb werden, ſodaß 
— Aufzählung der weſentlichen Beſtimmungen unterlaſſen bleiben 


4% 


ze Id 


Wir hielten eine fehr kräftige Erfaffung des Börſenumſatzes 
für außerft heilfam, denn die Entperfönlihung unferer PBroduftton 
und die Entedelung unferer Wirtfchaft find zum großen Teil zu» 
rüdzuführen auf die durch die Syorm der Aktien faſt vollkommen 
durchgeführte Trennung des Kapitaliften von der Produktion?» 
jtätte und der Arbeit dortfelbft. Heute ift wohl die Regel, daß 
die wenigften Aktionäre die Werte, auf die ihre Aktien lauten, über- 
baupt nur fennen. Das Interejje der Aktionäre erjchöpft ſich 
heute meift vollftändig in der SFfrage nad dem Börfenfurd. Die 
fantaftifchen Kursſteigerungen, troß durdgebender Verwäſſerungen 
des Aktienkapitals laſſen die Vorjchläge des Geſetzentwurfes den 
erzielten Gewinnen gegenüber recht harmlos erfcheinen. 


Die indirekten Steuern. 


Schlimmer als alle direften Steuern auf Einfommen und 
Befit find die indireften Steuern, ſchlimmer um deswillen, weil 
fie verſteckt wirken und ohne Berüdfichtigung der wirtfchaftlichen 
Sragfraft jeden gleich belaften, ob arm oder reich. Die foziale 
Ungerechtigkeit, die in den indireften Steuern liegt, hat in weiten 
Mape zu der innerpolitifchen Vergiftung beigetragen. Die in» 
direften Steuern auf die Güter des täglichen Bedarfes haben den 
Demagogen willfommene Unterlagen für ihre Verhegung gegeben 
und zwar Unterlagen, gegen die nur dann mit Erfolg Einwen- 
dungen zu machen gewefen wären, wenn diefe Steuern auch 
wirflih für da3 allgemeine Wohl verwendet worden wären, 
und nicht wie tatfächlich faſt ausfchlieglich dem Zinjendienjt an das 
Kapital dienen müßten. 


Die Kohlenfteuer. 
Geſetß vom 28. Dezember 1917. 

Nah den Angaben des ftatiftifchen Iahrbuches des Deutfchen 
Reiches waren verſteuert: inländifche (116) und ausländiſche (2,6) 
Rohle, zufammen 118.63 Nillionen Tonnen. 

Der Wert diefer Kohle war 2,010.505.700 Mk. 

Die Steuer nad) obigem Geſetz rund 20% 421.011.000 ME. 

Erzberger blieb es vorbehalten, diefe Steuer im Jahre 1919 
zuderzehbnfadhen! 

St EN mußte allein die Kohle 4.500.000.000 Mk. Steuern be⸗ 
zahlen | | 

Und dad neue Programm Dr. Wirths fieht eine weitere, 
geradezu ungeheuerliche Erhöhung der Kohlenſteuer auf mehr al3 
dad Doppelte vor. 
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Die Bierſteuer. 
Die Erzeugung im Deutſchen Reich betrug: 
1913 69.2 Millionen Hektoliter 
1917 23.8 F— 

Im Jahre 1918 betrug die Erhöhung der Bierſteuer (Geſetz 
vom 26. Juli 1918 R.G. Bl. S. 863) 339 Millionen Mark. Die 
neue Steuervorlage für 1922 ſieht eine Abgabe von 50 NIE. pro 
Heftoliter vor. 

Die Tabaffteuer. 
Geſetz vom 12. September 1918, NReichsgejetblatt ©. 1667. 

Die Steuer wird erheblich erhöht durch die neue Gteuer- 
vorlage. Zufammen mit der Zigarren« und HYigarettenjteuer war 
der Ertrag diefer Steuer im Finanzjahr 1920 über 1 Milliarde. 


Die Branntweinfteuer. 


Mit Gefet vom 26. Juli 1918 (Reich3gefetblatt ©. 887) wurde 
der Branntwein mit einer zufäßlichen Steuer von 800 Millionen 
Marf belaitet. 

Die Friedenderzeugung war 1913 3.83 Millionen hl 

1917 2.8 Millionen hl. 


Die Mineralwafferfteuer. 


Ebenfall3 mit Geſetz vom 26. Juli 1918. (K. G. Bl. ©. 849) 
wurde der Ronfum von Wineralwaſſer mit einer Steuer von 
52.5 Millionen belaftet. 

Dieſe Steuer wird nun durch den neuen Gefegentwurf ganz 
bedeutend erhöht. 


Die Schaumweinfteuer. 


Das Gefeb vom 26. Juli 1818 (R.G. V. Bl. ©. 847) ſah einen 
Steuerertrag von 12.6 Millionen vor. 

Da daß ftatiftifche Jahrbuch eine Produltion bezw. eine Ver- 
fteuerung deutſcher und ausländifcher Schaumweine in Höhe von 
11.7 Millionen Flaſchen angibt, wäre die nur eine fteuerliche 
Belaftung von 1 ME. pro Flafche; zufammen mit den früheren 
Steuerfäsen und den Eingang3zöllen betrug die Einnahme für 
Steuer und Zoll zufammen 22.6 Millionen. 

Was bedeuten 1 oder 2 ME. Schaumweinfteuer pro Flaſche, 
wenn heute der Schieber für ein abendliches Seftgelage 2 und 
3000 AL. ausgeben kann. Wenn der Seft heute pro Flaſche 
100 ME. koſtet, warum nicht da eine ganz gewaltige Steuer von 
nochmals 100 ME. pro Flaſche drauf? Das ergäbe bei 12 Millio- 
nen Flaſchen gleich über 1 Milliarde. Aber hier finden wir in 
dem bunten Kranz des Wirth’fchen Steuerbouqueits nicht eine 
Mark Gteuererhöhung auf Schaummwein. 


N 


Die Zuder- und Salzfteuer. 

Uber Zuder und Salz wird dafür wieder tüchtig befteuert. Die 
Sudererzeugung war im Sabre 1913/14 21% Millionen Tonnen, die 
Steuer betrug 214 Millionen, da3 waren ca. 5 Pfg pro Pfd., 
alfo bei einem Pfundprei3 vn 22 Pig. doch Thon des 
Raufpreifes,. 

Da8 Salz brachte 1914 eine Steuer ein von 77 Millionen 
Marl, das waren immerhin über 1 Mk. pro Ropf der Bevölferung. 
Die Leuchtmittelfteuer. 

Bei einer Herftellung von rund 20 Millionen Glühlampen 
im Iahre 1917 betrug die Steuer ca. 20 Millionen. 

Die neue Geſetzesvorlage fieht eine weitere Erhöhung Ddiefer 
Steuern vor, die einzelnen Gtaffelungen der Steuer entbehren all» 
gemeinen Intereſſes. 

Die Zündholzfteuer. | 

Im Sabre 1917 betrug die Zündholzfteuer 26 Millionen. 

Die neue Gteuerborlage wird einen Ertrag bringen von 
100 Millionen. Obwohl der Sat von !/,, Pfg. pro Zündholz nieder 
erfcheint, jo ergibt dies bei einem Verbrauch von 100 Milliarden 
aber doc 100 Millionen Narf Steuer, und damit ein Vielfaches 
der Schaumweinjteuer. 


Die Waren⸗Umſathſteuer. 

Damit jeded Ding, jeder Umſatz bei Kauf oder Verkauf, jeder 
Bedarf, aud) diejenigen Güter, die nicht ſchon durch eine [pezielle 
indirefte Steuer verfteuert find, irgendwie dem fteuerlichen Zugriff 
überantivortet werden, hat man ſchon im Kriege den gejamten 
MWarenumfaß verjteuert. | 

Da3 Geſetz vom 21. Juni 1916 (R.G. Bl. ©. 577) belaitete 
den Warenumſatz erjtmalig mit 250 Millionen. 

Das Gefeb vom 26. Juli 18 (R.G. BL. ©. 779) erhöhte diefe 
Steuer um 1000 Millionen. 

Die Erzberger Geſetze 1919 erpreften aus dem Warenumſatz 
die Summe von rund 3000 Millionen bei einem Gteuer- 
fat von 1.5 %. 

Die Steuervorlage feine gelehrigen Schüler3 Dr. Wirth 
fordert in $ 13: 

Die Steuer beträgt bei jedem fteuerpflihtigen Umfa 3 vom 
Hundert des Entgelde2. 

Das bedeutet unter Berückſichtigung einer Verdoppelung dem 
Preiſe feit 1919, eine Steuerlaft allein au8 Warenumfat von 
rund 12 Milliarden Mark. Ueber diefe Steuer hinaus ſieht der 
neue Gefeßentwurf noch eine Sonderbeſteuerung por für die Ver⸗ 
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abreichung von Speiſen und Getränfen. Die erhöhte Umſatz⸗ 
fteuer beträgt in der erjten Gruppe (Luxuswirtſchaften) 10 vom 
Hundert und in ber zweiter Gruppe 5 dom Hundert. 


Die Verkehrsſteuern. 
Schon im Jahre 1918 betrug die 
Abgabe aus dem Perſonen⸗ und Güterverkehr 267.4 Mill. ME. 
* der Frachturkundenſtempel 1883 u e 
zufammen: 406.2 Mill. Mk. 


Diefe Steuern verfchwinden heute natürlic; gegenüber den 
bervielfachten SFahrpreifen auf den Eifenbahnen. Diefe vervielfach- 
ten Fahrpreiſe finden ihre Urſache hauptſächlich in den unfinnigen 
KRohlenjteuern, die den Eifenbahnen felbit ihre fachlichen Ausgaben 
(alfo hauptſächlich Kohle und Schmieröl) auf das Zehnfache ver- 
teuert haben. Die unvermeidliche Verzehnfachung aller Löhne zu— 
fammen mit der fehr wohl vermeidbaren, maßlofen Vermehrung de3 
Perſonals (c. 50.%0) troß ungeheuer eingeſchränkten Zugverfehrg, 
laffen die fantaſtiſche Defizitwirtfchaft der Bahnen ohne weiteres 
begreiflich erfcheinen. 

Die ReihBabgabe aus den VBoft- und Telegraphengebühren 
betrug 1918 225 Millionen. Auch hier verfchiebt fich heute das Bild 
bolljtändig, aus einem Betrieb, der früher dem Staat immerhin 
beträchtliche Meinerträgniffe brachte, ift Heute ein jchwerer Ver- 
he geworden, der Hunderte von Millionen Zufchüffe er- 
ordert. 

Sonftige Steuern und Abgaben. 

Wir finden 1918 noch eine Verbraudhßabgabe auf Effig- 
fäure mit 825000 ME, den Spielfartenjtempel mit 
2,032 Millionen, Wechſelſtempel 191 Millionen, ferner 
Reich3ftempelabgaben aus den Geſellſchaftsverträgen mit 55,86 
Millionen, b) Wertpapieren 20,09 Millionen, c) aus Kaufgeſchäf—⸗ 
ten 20,09 Millionen, d) Gewinnanteilfchein und Zinäbogen 9,8 
Nillionen, e) Lotterielofen 52,035 Millionen, f) Erlaubnisfarten 
für Kraftfahrzeuge 4,214 Nillionen, g) von Vergütungen an Wit« 
alieder von Auffichtäräten 5,88 Millimen, h) aus Grundjtüd« 
übertragungen 36,26 Nillionen, i) an Verſicherungen 20.58 Wil« 
lionen, k) au dem Banfiwefen 18,79 Millimer. 

Zufammen alſo im Jahre 1918 noch das hübfche Sümmchen 
von 265,556 Millionen. 

Das find allein weit mehr als tim Jahre 1918 


I, Der Reih8präfident 82 100.— ME. 
II. Der Reichötag 2288700.— ,„ 
II, Reichſskanzler und Reichskanzlei 417800.— , 
IV. Da3 auswärtige Amt 15206 000.— . 


17 994 600.— ME, 


u — 


Übertrag 17994600. ME. 
V. Da8 Reihdamt des Innern (l) 16931300.— „ 


VI. Das Reichswirtſchaftsamt 112 749800.— |, 
VII. Die Reichsjuſtizverwaltung 8784600.— ,, 
VII, Das Reichsſchatzamt 46 997 200.— ,, 
IX. Da3 Reichskolonialamt 2569400.— , 
X, Das Reichseiſenbahnamt 488600.— „ 
XI. Der Rechnungshof 1384400.— « 


207 899 900.— ME. 
verbraudit haben. 


Solche Gegenüberftellungen find notwendig, fie find keines⸗ 
wegs demagogiſch, fondern fie jollen nur endlich den näher Be 
teiligten, d. 5. der Regierung und der ganzen Bevölkerung zeigen, 
daß die gejfamten Verwaltungdausgaben ganz minimale find 
aegenüber den Erforderniffen des Zinfendienited. Dieje ver- 
Ihlangen in dem foeben betraditeten Jahr 1918 bereit? 
5 907 133100.— U, alfo rund 30 mal ſoviel als die gejamte 
Derwaltungdtätigfeit des Reiches. 

Mir fönnen auch diefen AUbfchnitt nicht ſchließen, ohne noch 
einmal darauf Zu verweifen, dad all diefe Steuern und Abgaben, 
wie fie waren und wie fie werden follen, diefe3 Meer von Zahlen 
zufammen genommen aud nicht im entferntejten Hinreicht, um 
nur den Zinfendienjt an den Feind zu decken. Bevor aber dieje 
Zin3zahlung an den Syeind nicht geleiftet ift, gibt e3 feine Zind«- 
zahlung an die inländifchen Gläubiger, feine Gehalt3- und Lohn» 
zahlung an Beamte und Angeſtellte des Reiches, Feine Zufchülfe 
an Poſt und Eifenbahn, an Urbeit3lofe und Invaliden, an Kriegs⸗ 
früppel und Hinterbliebene, an Soldaten und Offiziere, kann e3 
feine PBenfionen geben, und natürlich erft recht Feine Aufwendungen 
für Hygiene, Kunſt und Wiſſenſchaft. $ 12, Ubfchnitt b in An—⸗ 
age I zu Seil VIII des Verjailler Vertrage3 beitimmt Flipp und 


„Die Rommiffion (Wiedergutmahungsfommiffion) wird in ge 
wilfen Zeitabfchnitten Deutfchland3 —— abſchätzen 
und das deutſche Steuerſyſtem prüfen, damit erſtens alle 
Einkünfte Deutſchlands einſchl. der für den Zinfen- und 
Tilgungsdienſt feiner inneren Anleihen beſtimmten Einfünfte vor- 
zugsweiſe zur Bezahlung der Summen verwendet werden, die es 
unter dem Titel Wiedergutmachung fchuldet, und zweitend, um 
die Gewißheit zu erlangen, daß da3 deutſche Steuerſyſtem ver⸗ 
Da non genau fo drüdend ift, wie das irgend einer 
anderen in der Kommiffion vertretenen Macht.“ 

Diefer ohne Sperrungen gedrudte 8 in einen Anhang des 
Verfailler Vertrages ift das dauernde Vernihtungd- 
urteil über Deutſchland. Und mın möge die Reichsregie⸗ 
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rung ſagen, wie ſie die Zinszahlungen an den Feind, das ſind aus 
132 Goldmilliarden, 6,6 Goldmilliarden pro Jahr aufzubringen 
gedenkt. 6,6 Goldmilliarden find bei dem augenblidlihen Kurs 
de3 20 Mart-Stüdes — 150.— Papiermark, alſo jährlich 148,5 
Milliarden Marf. 

Erft wenn diefe Summen aufgebradit find, fommen die übrigen 
Bedürfniffe des Reiches, nach Tapitaliftifher Auffaffung alfo auch 
die 15 Milliarden Schuldzinfen aus den inneren Anleihen und 
Ihwebenden Schulden, dann erjt die Gehälter und Penſionen uſw. 

Uber felbft nach den optimijtiihen Schäßungen der neuen 
und alten Steuern wagt niemand ein höhere3 Erträgnis ala 
60—70 Milliarden zu erhoffen. Und wa3 dann? Immer neue 
Schulden und jede Außgabe für eigene Zwecke fann und wird von 
der Entente als „böſer Wille‘ außgelegt werden und als er- 
prefferifche8 Drucmittel verwendet werden für immer neue Ver« 
aewaltigungen. 


a, 


Das Werden des Steuerſtreiks. 


Was find nun die unaußbleiblichen Folgen jo unerträglicher 
Bindungen und Laften? Zunächſt wird da3 Kabinett der Erfüllung 
in immer größere Schwierigfeiten geraten, in Schwierigkeiten, die 
eben in der Unerfüllbarfeit der Aufgabe liegen. Diefe Schwierig» 
feiten könnten dem Deutfchen Volk an fich gleichgiltig fein, folange 
e3 fih nur um Perfonenfragen Handelt, nicht gleichgiltig, wenn 
mit dem Wechſel der Perſonen nur ein immer erhöhter Steuer⸗ 
drud verbunden if. Denn darüber müffen id Regierung und 
DolE endlih einmal volllommen Elar werden, daß das Hexen: 
Einmaleins der Zinszahlung an das Weltkapital — das It Sinn, 
öwed und Inhalt des Derfailler Vertrages — mit den bisherigen 
Mitteln der Steuer unlösbar bleibt, weil eben diefe ewige Zins: 
zahlung den raffinierteften Dölferbetrug aller Zeiten darftellt. 
Wenn diefer Betrug fich heute auf Nechtstitel ſtützen Tann, fo 
trifft die Verantwortung dafür die Reichsregierung. 

Das Volk felbjt und gerade das deutfche Volk in feiner un— 
endlichen Langmut und Geduld wird allerding® eine allgemeine 
Rechenfchaft von feiner Regierung erjt verlangen, wenn e3 jedem 
einzelnen im Volk klar geworden ijt, daf die unerhörte ſteuerliche 
Bedrüdfung einzig und allein der Zinszahlung an das Weltkapital 
dient. Erjt dann, wenn e3 erfannt bat, daß es mit jedem Stüd 
Brot, mit jedem warmen Zimmer, mit jeglicher Leiſtung Zinjen 
bezahlt an den Feind — nicht etwa an den Kriegdfeind, den 
Tranzofen oder Engländern, die im Schüßengraben gegenüber 
geſtanden haben, fondern an den Weltfeind, an die überjtmatliche 
Geldmacht, für die die Regierungen des Feindbundes ja auch nur 
Bolljtreder find, erjt dann wird der Trob wachen, die Empörung 
und der Wille zur Befreiung; erjt dann, wenn jeder fieht, daß 
die eigene Regierung ihre vornehmſte Aufgabe in der Erfüllung 
des AUnerfüllbaren fieht, und damit fich vom Sachwalter der eigenen 
nationalen Aufgaben, de3 nationalen Wiederaufbaued, von dem 
immer jo viel Schöne geredet wird — zum Sachwalter und 
Steuerbüttel de8 Feindbundes erniedrigt Hat, wird der Wille zur 
DBerweigerung der Leiftungen entfpringen, die allein eine Bes 
freiung aus fo unerhörter Zinsknechtſchaft verfpricht. 

Es liegt nicht in der Natur des Deutfchen, fich gewaltjam 
aufzulehnen, auch nicht gegen härteſte Bedrüdung, wenn er fich 
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im Gefühl einer Schuld weiß, aber ebenſo ſtark ift fein Gefühl, 
für Maß und Geredtigfeit. 

Eine nee der wirklich angerichteten Kriegs⸗ 
ſchäden würde felbit ohne Anſpruch auf Gegenfeitigfeit von der 
Mehrzahl der Deutſchen gut geheigen werden. Eine ſolche Wieder- 
qutmahung der Schäden in Nordfranfreid, in Belgien etc. wäre 
auch im Rahmen der Leiftungsfähigfeit des deutfchen Volles; eine 
folche Leiftung wäre aber mit einer Summe von 25—30 Milliarden 
Goldmarf höchſtens abgegolten, und wäre auf eine längere Reihe 
von Jahren verteilt auch zu leiſten; felbjtverjtändlich ohne weitere 
zufäßlihe Zindzahlungen. Die Idee der Sindzahlung 
maht den Gedanfen der Wiedergutmahung zum 
DBerbreden. 

Man darf fid} nun keineswegs vorjtellen, daß dieſe deutjchen 
MWiedergutmahungsfhuldfcheine etwa den SFranzojen, Englän« 
dern etc. zu gute fämen; die Sadje fommt fo, daß diefe Milliarden 
den Rapitaliften aller Länder zum Kauf angeboten werden von den 
Ententeregierungen, — gekauft können fie bei den Riefenbeträgen 
ja mır von den Geldgewaltigen diefer Welt werden, auch in 
Deutfchland werden dieje „Elendsanleihen“ zum Raufe angeboten 
werden, fie werden überall Abſatz finden, denn 8 12 Abſatz c in 
Anlage II zu Zeil VII des Verfailler Vertrage3 beitimmt, „daß 
bie von Deutfchland als Bürgfchaft und Unerfenntnis feiner Schuld 
audzugebenden Schuldverfchreibungen von jeder Steuer oder 
Ubgabe jeglider Art frei find, die von den Regierungen des 
Reiches oder des Deutfchen Staates oder von irgend einer bon 
oe abhängigen Behörde eingeführt find oder eingeführt werden 
önnen. 

Es ift Died eine geradezu märchenhafte Gelegenheit, verſchwun⸗ 
dene oder verſchobene Geldbeträge in zindtragende Papiere umzu«- 
wandeln, die durch die Entente außdrüdlich por jedem fteuerlichen 
Zugriff befreit find und für deren pünftlihe Zindzahlung die 
deutfche Regierung vor allen anderen Sorge tragen muß. 

Erft wenn diefe empörenden Zumutungen allgemein bekannt 
fein werden, wenn erkannt wird, daß die deutſche Steuerleiftung 
unerfüllbar hoch Ift, ewig dauert und zum größten Teil nur den 
Sroßkapitaliften der Welt die Taſchen füllt, und gar noch dens 
jenigen das gefiherte verzehren ihrer Beute ermöglicht, die fich 
fErupellos durch Kapitalverfhiebung ins Ausland oder Geld» 
bamfterei der Semeinfhaftsleiftung an den Staat entzogen haben, 
erft dann wird die Wut und Empörung Eeine Grenzen mehr 
Pennen; und zum allgemeinen Steuerſtreikwillen ſich verdichten, 
zum, — „idy mag nicht mehr, weil e8 über meine Kraft geht, weil e3 
ausſichtslos ift und weil e3 ein fchändlicher Betrug an mir, an 
uns allen ift.“ Wir wiffen im Voraus, daß diefe Schrift, weil fie 
überhaupt nur von Gteuerjtreif zu fprechen wagt, zahlreiche Gegner 
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auf den Blan rufen wird. Vor allem wird die vom Kapital geführte 
Preſſe — und welche Preſſe ift nicht vom Kapital geführt? — 
nach dem Staat3anivalt oder nach dem Irrenhaus für die Ver— 
faffer rufen; auch ernſthafte Bolitifer, mit denen wir Gelegenheit 
Hatten, dieſes Thema zu bejprechen oder e8 auch nur anzudeuten, 
werden die Hände über dem Kopf zufammenschlagen und fagen: 
Um Gotteöwillen, man trage doch Feine folchen Ideen unter die 
Maffen. 

DaB ift echt nach dem Rezept des Vogel Strauß. 

Nicht der Arzt, der eine noch unſichtbar unter der Haut frei» 
fende Wucerung aufdedt, pflanzt diefelbe in den Körper. Die 
Krankheit zu fehen und die Gefahren zu erfennen ift notwendig, 
wenn dad Staatsweſen oder doch wenigſtens das deutſche Volt 
diefe ernftejte aller unvermeidlihen Krifen überdauern foll. 

Es iſt darum feine Aufhebung und Aufreizung der Nlaffen, 
fondern eine politiihe Motwendigfeit, von dem zu erwartenden 
Steuerftreif zu fprechen, zu unterfuchen, ob und wie er fich mög- 
licherweife entfalten wird und wa3 im Gefolge desfelben menſch— 
licher VBorausficht nach fommen mag oder fommen kann, zu fragen, 
was e3 denn dann überhaupt nody für Auswege aus einem folchen 
Wirrwarr gibt. F 

Da iſt zunächſt die Frage, von wem, von welcher Richtung, 
bon welcher Partei oder Intereſſentengruppe der Steuerſtreik pro» 
pagiert werden kann und wird. 

Anwillfürlih denkt man da zuerjt an die Iinfen, ja an die 
Iinfften Elemente. Denn daß ein allgemeiner Steuerftreif wie 
Anarchie wirfen fann, empfindet jeder und darum möchte man 
vielleicht glauben, daß etwas, wa3 den ganzen Staat zu zerjtören 
aeeignet erfcheint, in erjter Linie von den Elementen beraufbe- 
ſchworen werden dürfte, die auf Zerjtören de Staatsweſens in 
feiner heutigen Syorm ihr Ziel gerichtet haben. Die biöherige 
Gefhichte der Revolution läßt das aber wenig wahrjcheinlich er- 
Iheinen. Die biäherigen Revolutionäre haben im wejentlichen 
nicht3 weiter getan, al3 Schergendienfte zu Gunjten der Syeinde: 
die von Feindesgeld gezahlte Unterwühlung der nationalen Ge» 
finnung bat die Revolution und die Entwaffnung ermöglicht, den 
Schandvertrag von Verfailled gebracht; die GStreil3 und Putfche 
im Inland richteten fich immer gegen den Beſtand de Staates 
al3 folchen, e8 wurde eine Klaſſe der Staatdangehörigen gegen 
eine andere Klaſſe der Staatöbürger aufgehetzt und ausgeſpielt 
(Umfturz zur Errichtung der Diktatur des Proletariat3 über die 
Nicht-Proletarier, die breite Maſſe foll oben und die Spitze foll 
unten fommen, unbefümmert, daß fein Kreifel länger tanzt, als 
bi3 er umfällt). Sie richtete fich aber bisher niemal3 gegen da3 
eigentlihe Großfapital, gegen den wirfliden Blutfauger. Im 
Gegenteil, diefe Maffenbewegungen, die nur die Vernichtung und 
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Niederhaltung Deutſchlands bewirkten, wurden bisher zu einem 
großen Seil von den Stellen gejtüßt, welche an den Steuern, an 
der Ausbeutung Deutſchlands und des deutfchen Volkes ihr Ge- 
ſchäft maden. | 

Es ift gewiß nit ausgefchloffen, daß aus diefen Reihen ein- 
mal ein wirflich unabhängiger Syührer auftritt, der, fei es, weil 
er entfprehenden Willen zur Macht Hat, oder weil er damit ein 
parteipolitiihe8 oder fonftige8 Rennen zu gewinnen hofft, Die 
Parole zum Steuerftreif unter die Maffen wirft, aud) wenn es 
den Geldgebern und fonjtigen Herren diejer Organifationen nicht 
paßt. Ebenfo wenig ift e8 ausgeſchloſſen, daß die Waſſen jelbit, 
entgegen dem Willen ihrer Führer, eine folche Idee aufgreifen und 
zur Verwirklichung bringen helfen. 

Auch von der Gegenfeite her, von der ganz Rechten, ijt es 
denkbar, daß fie den Steuerſtreik einmal programmäßig propagiert, 
porbereitet und durchzuführen ſucht. Laßt erjt einmal gemilfe, 
heute noch zu wenig befannt gemachte Dinge jedem Deutfchen zum 
Bewußtfein gedrungen fein: den Unfug, den man mit der Lüge 
bon der alleinigen Schuld Deutfhlandg am Weltkrieg getrieben 
hat und die Wirkung, die man damit erzielt hat, die Schmach 
über die AUburteilung deutfcher KRriegdverbrecher, während der 
‘Feind feine Verbrecher frei — läßt, die menſchlich unwürdige 
und völkerrechtswidrige Behandlung, die die Feinde, beſonders 
die Franzoſen, unſeren Gefangenen angedeihen ließen, die fort⸗ 
geſetzten Schmähungen des deutſchen Volkes und des deutſchen 
Empfindens (Luftſchiffe, Oberſchleſien, Einwohnerwehr uſw.). Wir 
ſehen ja heute ſchon, daß dieſe Erkenntnis im deutſchen Volke 
ſtändig zunimmt und erheblich zur Wiedererweckung der nationalen 
Gefinnung beiträgt. Es ijt fomit gar nicht ausgeſchloſſen, daß ge» 
rade diefe Kreiſe einmal fagen: Gegen unferen Willen hat man 
das Verjailler und da3 Londmer Diktat unterfchrieben; troßdem 
wir vorausgeſagt haben, daß ſolche übertriebene Zufagen und un⸗ 
haltbare VBerfprehungen nicht erfüllt werden können, haben wir 
einige Zeit un alles gefallen laſſen und Haben alle8 getan, da3 
Unmöglidye möglidh zu machen. Nunmehr aber fehen wir, daß 
e8 nicht geht, wenn das deutſche Volk nicht zugrunde gerichtet 
werden foll. Wir fönnen fo nicht weiter zahlen und weiter bluten. 
Wir geben alfo einer Regierung, die Unmögliche von und ver- 
langt, feine Steuern mehr. Aus dem Trieb der GSelbfterhaltung 
heraus greifen wir zu dieſem furchtbarſten Mittel, handeln aber 
mit dem Ausruf des Streiks nicht ſchlechter, nicht unüberlegter 
und nicht gewifjfenlofer al3 die Berliner Regierung, welche da3 
Londoner Diktat unterſchrieb. | 

Wagt jemand zu zweifeln, daß nicht auch zahlreiche national 
aefinnte ehrenfelte Männer und Perfönlichkeiten in Zeiten größten 
nationalen wirtſchaftlichen Notitandes von folhen Notwehrmitteln 
einmal Gebrauch madlen Tönnten? — — 
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Auch andere Gruppen fönnen durch irgend welche Umſtände 
dazu gelangen, die Propaganda für den Gteuerjtreif in die Hand 
zu nehmen. Wan denfe 3 3. an irgend eine politiide Partei, 
welche aus einem beliebigen zufälligen Anlaß fi durch eine folche 
Maßnahme einen parteitaftiihen Vorteil erhofft. Ueber kurz oder 
lang wird einmal die Zeit fommen, in der ein Kabinett troß 
größter Bemühungen der Parteiführer nicht mehr zujtande fommt. 
Wenn in einem folden Augenblick eine bejtimmte Partei 
oder eine Gruppe von Parteien dann die Führung durd Aus» 
aabe einer volkstümlichen politifhen Parole an fich reißen will, 
dann fann unter foldyen Vorausſetzungen die Ausgabe der Parole 
zum Gteuerftreif al3 Rampfmittel gegen eine bejtimmte bevor- 
ftehende oder verfuchte Zufammenfehung eines Kabinetts jehr 
wohl gedacht werden. 


Auch aus wirtfhaftlihen Gefiht3punften heraus Tann irgend 
eine Organifation von fi) aus zum Gelbithilfemittel de3 Steuer» 
ftreif3 für ihre Angehörigen greifen: Man denfe etwa an den 
Steuerftreif der Landwirte oder an eine fonjtige Berufögruppe, 
welche fich durch irgendwelche Steuergefege (die Landwirte 3. 3. 
dur Belajtung mit einer fteuerlichen Goldhypothek) oder fonjtige 
ftaatlihe Maßnahmen benachteiligt und ind Unrecht gefett fühlen 
und fein andere Ubwehrmittel mehr zu haben glauben. 


Barolen zum Gteuerftreif, welche nur von einzelnen politi» 
Ihen Parteien oder wirtfchaftlihen Gruppen außgegeben werden, 
find für die betreffenden Führer zunächſt eine äußerſt gefährliche 
Sache. Der Staat bezw. die jeweiligen Machthaber desjelben 
werden fich mit Händen und Füßen gegen die Ausbreitung einer 
ſolch gefährlichen Krankheit jträuben; man wird die Preſſe ver- 
bieten und unterbinden, die für den Steuerftreif Stimmung madt; 
man wird die Verfaſſer von derartigen Artikeln und Flugſchriften, 
Verſammlungsredner, die zum Gteuerjtreif auffordern, in Schuß- 
haft nehmen, — ja man wird vielleicht noch dazu übergehen, eine 
ſolche Gelbithilfehandlung unter irgend einen Paragraphen des 
Strafgeſetzbuches einzuftellen. Wie e3 bei ſolchen Dingen immer 
it, können durd) derartige Schutzmaßnahmen de3 Staates volks⸗ 
wirtſchaftliche Notwendigfeiten zwar etwa verfchwierigt und hin⸗ 
audgezögert, niemal3 aber unterbunden werden. Wenn eine in 
einem Organismus vorhandene Kranfheit zum Ausbruch drängt 
und man furiert diefe Krankheit mit falfchen oder unzulänglichen 
Mitteln, jo iſt es wohl vielleicht möglich, diefe Krankheit auf eine 
vorübergehende Zeit zurüdzuhalten; lebten Endes wird aber dann 
doch einmal der Ausbruch fommen müfjen, ob dann durch diefe 
falſche und organwidrige vorherige Zurüddämmung der Organid« 
mus nicht erft recht geſchwächt und für eine bösartigite Ausdeh- 
nung der Krankheit vorbereitet worden ift, das wird fid dann in 
jedem einzelnen Fall zeigen müffen. Hat man doch während des 
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Krieges die gleiche Erfcheinung erlebt: Als in der Front die Dij- 
ziplin fich zu Iodern begann, weil die ungefunden Auswüchſe des 
militärifchen Syftem3 und zahlreicher Nebenjähhlichfeiten degjelben 
befonder3 im Verhältni3 zwiſchen Offizier und Mann immer in 
breiteren Maſſen der Soldatenfhaft zum Bewußtfein gebracht 
wurden, da griff man mit befonderen Vorbeugungdmaßregeln ein: 
Die aus dem Feuer in Rubeftellung zurüdgebrahten Mannfhaf- 
ten wurden fafernenmäßig abererziert, im Frühjahr 1917 ergingen 
die Befehle, die Mannſchaft wieder zu einem ordnungsgemäßen 
ftrammen Gruß einzudrillen; alte feldgediente jeuererfahrene Sol» 
daten, die für den Staat ſchon in Krieg und SFrieden ein ſchönes 
Gtüd an Arbeit, Steuern und wirtfchaftlicher Leiftung und wirt⸗ 
fchaftlichen und perfönlichen Opfern gegeben hatten, wurden auf 
diefe Weife gezwungen, vor jungen, neugebadenen Leutnant3 im 
Stechſchritt vorbeizumarjchieren und ähnliche Dinge mehr, mit 
denen man während der Ruhe den Mann befchäftigte, um feine 
müßigen Gedanfen von der bereit3 gefährlicher werdenden Wirf- 
lichfeit abzulenfen. Erreicht hat man damit bekanntlich da8 Ge- 
aenteil: Nicht3 als diefe überflüffigen Ererzierereien und Schi— 
fanen haben die Syronttruppen mehr erbittert; wenn in der Revo— 
lutiondzeit die Offiziere und die Offizieräwelt in fchandmäßigiter 
Weiſe beipuft und beſchimpft wurden, jo war dies zu einem großen 
Zeil die Folge der angedeuteten falſchen Kurmaßnahmen, — ja 
vielleicht hätte die Offizieräwelt al3 Ganzes ſich weientlich anders 
zu diefen Pöbeleien gejtellt, wenn nicht ein gewiſſes Schulöbe- 
wußtfein wiederum in der ganzen Offizierswelt Pla gegriffen 
aehabt hätte. 

So wird ed aud mit den Mitteln gegen den Gteuerftreif' er- 
aehen, die der Staat und feine Organe bei den eriten Anfängen 
des Ausbruches des Gteuerftreif3 handhaben werden. Man wird 
boraugfihtli gegen jene Leute, welhe aus Gteuerjtreifwillen 
einer Steuerverpflichtung nicht nachkommen, mit radifaljten Nitteln 
borgehen, man wird pfänden, beichlagnahmen, pollitreden; man 
wird die Michtentricdhitung einer Steuer aus GSteuerjtreißfwillen 
als Böswilligkeit anfprechen; man wird den Gteuerftreifern fonjtige 
Rüdfichten bei der Entrichtung von Gteuern, wie Vachſicht, Stun- 
dung, Teilzahlung, nicht einräumen und ähnliche Nittel mehr. 

UI diefe Maßnahmen werden zwar in einzelnen Fällen ab- 
fhreden, werden vielleiht auch vorübergehend die Ausbreitung 
eine3 ſolchen im Entſtehen begriffenen Steuerjtreif3 eindämmen, 
vielleicht anfänglich dort und da einmal unterbinden fönnen. Died 
wird bejonder3 dann der Syall fein, wenn die Gruppe oder der Un 
laß, aus welchem eine bejtimmte Gruppe den Gteueritreif ver- 
fündet, klein oder unbeadhtli gegenüber dem Volksganzen er- 
fcheint. Wenn der Steuerſtreik nur von einer politijchen oder 
don einer wirtfchaftlichen Einzelgruppe aus verfündet und pro« 
pagiert wird. dann werden die politifchen, wirtjchaftlichen oder 
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fonftigen Gegner diejer Gruppe den Staat in der Belämpfung des 
Steuerſtreiks unterjtügen, die dazu gehörige Preſſe wird im gleichen 
Sinne arbeiten. Es muß überhaupt al3 verfehlt und falſch, ja 
fogar als ganz unzuläffig angejprochen werden, daß eine einzelne 
Partei» und Berufdgruppe lediglich für fi und ihre Angehörigen 
zum Mittel des Gteuerftreild greift. Gelbit wenn eine große 
Gruppe des Wirtfchaftleben, wie 3. B. Haudbelit oder Land⸗ 
wirtichaft au3 berechtigten Unmwillen über größte jteuerlihe Ber 
nachteiligungen und Erfchwerungen für ihren Stand allein zum 
Mittel, de Steuerftreif3 greifen würde, fo feßt fie fich Damit andere 
Gruppen des Volfe3 zu SFeinden: Diefe anderen werden, wie 
bereit3 angedeutet, den Staat in der Belämpfung de3 Steuer 
ftreif3 unterjtüßen; wie überall wird e3 ſich dann darum handeln, 
ob durch die Gegenmaßnahmen der Gtreif erſtickt und unterdrüdt 
wird oder ob die Zugkraft der Streifparole innerhalb des betreffen- 
den Standes durchhält; ift dies der SFall, dann wird fid) voraus⸗ 
füchtlich der Brandherd verbreitern; es müßte, wenn nur ein 
arößerer Stand geichloffen im Steuerjtreif verhurrt, diefer allge- 
mad; auf andere Gruppen übergreifen. Denn wenn, um beim 
Beifpiel zu bleiben, die Landwirtfchaft geſchloſſen, grundſätzlich und 
einheitlich Feine Steuern mehr entridhten würde, dann wäre der 
Staat gar nit in der Lage, gegen die Gefamtheit der Gteuer- 
ftreifer mit Zwangsmaßnahmen vorzugehen. Man Tann wohl 
ein und das andere Anweſen eine3 bodbeinigen Steuerzahler aur 
Verjteigerung bringen, man Tann aber nicht fämtlihe landwirt⸗ 
Ihaftlihen Anweſen zu gleicher Zeit dem Hammer unteritellen, 
weil fich fo viele Käufer aus anderen Berufen nicht finden ließen. 
Menn aber die Landwirtfchaft einmal ein halbes Jahr lang ge- 
Ichloffen die Bezahlung jeder Steuer ablehnen würde, jo müßte der 
Hausbeſitz mit dem Steuerftreif automatifh und mechanifch nad)- 
folgen, wenn er nicht wirtfchaftlich ins Hintertreffen geraten will; 
an den Hausbeſitz anfchliegend müßten die Ladeninhaber und die 
Geſchäftsinhaber gegen die Steuer zu Streifen beginnen, immer aus 
dem Gedanken heraus, daß es ungereht und eine Torheit wäre, 
wenn ich ſelbſt meinen Steuerverpflihtungen gewifjenhaft und 
pünktlich nachkäme, während andere große Gruppen mafjentweife 
und öffentlich erflärtermaßen ihre Steuerpflicht nicht erfüllen. 


Nicht der von einer politifchen oder wirtfchaftlihen Gruppe 
ausgehende und in Einzelfragen begründete Steuerjtreif ſoll der 
Gegenjtand diefer Unterfuhungen fein; die unfehlbare und an⸗ 
iheinend unvermeidlihe und dann mit größter Wucht bereinbre- 
chende Repolution wird der Generaljtreif fämtlicher Steuerzahler 
aus einem einheitlichen gegen eine beitimmte Gtaatäregterung 
gerichteten Gtreifwillen fein. 

Die Wirkungen eines foldyen Generalftreif3 find nunmehr zu 
unterfuchen. | 


Geder-Budheley: Der kommende Etenerfireik. 
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Ausbrud und unmittelbare Wirkungen des 


Steuerftreifs. 


Man darf fi) den Ausbruch eine allgemeinen Steuerſtreiks 
nicht fo vorftellen, daß von irgend einer Stelle die Barole hiezu 
außgegeben und plößlih auf Kommando von dem nächſten Tage 
ab vom ganzen Volk feine Steuern mehr bezahlt werden. Ein 
folche8 ſpontanes Einfegen des allgemeinen Steuerſtreiks wäre 
wohl denfbar unter der Vorausfegung, daß der Steuerſtreik plan- 
mäßig vor langer Hand durd irgend eine darauf hinarbeitende 
Organifation vorbereitet wäre und daß dann diefe Organijation 
für die Ausgabe der Parole durch eine glüdliche Verfettung irgend 
welcher Zeitumftände einen ganz felten gut vorbereiteten Boden 
vorfände. Es ift aber wenig wahrfcheinlid, dag Umſtände ein- 
treten, die fozufagen mit einem Schlag dem ganzen Volke die 
Notwendigkeit des Steuerftreif3 zum Bewußtfein bringen. Denn 
bei der Intereffenlofigfeit und Urteilsloſigkeit weitefter Kreiſe des 
Volkes, bei der Zerflüftung in Parteien-, Klafjfen- und jonjtige 
Gegenſätze würde felbft beifpieläweife eine Beſetzung des Nuhrge- 
biete heute noch nicht ausreichen, um da3 Volk geſchloſſen auf den 
Plan zu rufen. Der wahrfcheinliche und mutmaßliche Ausbruch des 
Steuerftreif3 wird fich vielmehr in der oben angedeuteten Urt voll- 
ziehen: irgend eine politifche oderwirtfchaftliche Gruppe gibt Die Parole 
zum Gteuerftreifaug; ift diefe Gruppe fo ftarf, daß die Ubiwehrmittel 
des Staate3 und feiner Organe dagegen verfagen müjfen, dann 
führt dies ohnedies naturnotwendig zum allgemeinen Gteueritreif. 
Dies ift daB Seltene, das Charafteriftifhe des Gteuerftreif und 
darin ift auch feine epidemieartige Ausdehnungsfähigkeit begrün« 
det; während ein fonftiger Streit aus wirtfchaftlihen Gründen, 
wegen Yohnforderungen oder aus fonjtigen Umſtänden, felbit ein 
politifher Streit innerhalb des eigenen Volkes Gegenintereffen 
auslöft, und damit die andere Berufd- oder Wirtſchaftsgruppe, 
gegen die fich der Streik richtet, zum Feind des Gtreil3 macht, 
findet der Gteuerftreif überall Sympathien und ‚Anhang. Es 
gehört nicht viel Denfen und nicht viel Propagandaarbeit dazu, 
um der breiteften Maffe ben Steuerftreif fompathifch und appe- 
titlich zu machen. In diefer „Volfdtümlichkeit" des Steuerſtreik⸗ 
aedankens liegt eine wirklich revolutionäre Zugkraft. Es ift un. 
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endlich fchwieriger, einer Maſſe des Volkes durch jahrzehntelange 
taat3bürgerliche Erziehung den Gedanken beizubringen, daß man 
für die Erhaltung des Staates zahlen und aus Gründen der 
Gerechtigkeit und Billigfeit in der Abgabe feiner Steuererflärung 
gewiſſenhaft vorgehen muß, aus fittlichen moralifchen Gründen, 
nit bloß aus Furcht vor den Gteuerftrafen und Binterzich- 
ungsfolgen, als einer mit ungeheuerlichen Steuerlaften bedrüdten 
Waſſe die Parole zum Steuerftreif einzuimpfen. 

Go wird alfo der GSteuerftreif von irgend einer Gruppe aud«- 
aehen und fich innerhalb Fürzerer oder längerer Friſt troß aller 
gegen feine Entjtehung und feine Ausbreitung von den jtaatlichen 
Behörden dann zu bewerfitelligenden Schuß» und Bekämpfungs-— 
maßnahmen außbreiten und durchfegen. Freilich iſt die Zeit erit 
dann reif, wenn die bereit früher gejfchilderten Vorausſetzungen 
alle gegeben find. Ein aus nichtigeren, nicht unbedingt hinreichenden 
Urjachen heraus propagierter Steuerftreif muß zujammenbrechen, 
da der Wille einer Volksmehrheit, die die Zeit für einen Gteuer- 
jtreif nicht für gegeben erachtet, oder die Urfachen für einen ſolchen 
nicht ala hinreichend anerfennt, fich gegen die Steuerjtreifer durch— 
jegen müßte. 

Leider find aber genügende Anzeichen dafür vorhanden, daß 
der Staat mit feiner Syinanz« und Wirtfchaft3politif geradezu felbjt 
die Vorausſetzungen ſchafft, auß denen heraus ein allgemeiner 
Steuerjtreif mit Naturnotwendigfeit entjtehen muß. 

Sobald der Gteuerjtreif in einer größeren Zahl von Berufs» 
ſchichten fich außbreitet und je zahlreichere Anhänger er findet, 
umfo rajcher wird der Mechanismus des Staates zufammen- 
bredden. Denn daß ijt Far: Es gibt nichts, das den Staatsorga⸗ 
niSmus in feiner ganzen Zätigfeit bis in den innerjten Kern 
derartig lahmlegen und zerrütten kann, wie ein allgemeiner 
Steuerſtreik. 

Die Wirkungen auf die einzelnen Tätigkeiten des Staates find 
verſchieden. Eine Zeitlang wird ſich der gefamte Organismus 
des Staatsweſens durch die Notenpreffe und durch fonftige Auf 
Ihiebung3maßregeln noch durchfretten, ſowie ein Banfrotteur noch 
einige Zeitlang fich zu halten vermag, auch wenn die Unterlagen 
für feine Eriftenz oder für feinen Betrieb längſt zerrüttet find. 

Um wenigften betroffen werden jene Staatseinrichtungen, 
weldhe nad) dem Grundſatz „Leiſtung gegen Leiſtung“ arbeiten: 
Poſt, Bahn und ähnliches. Um meilten betroffen werden jene 
Staat3einridhtungen, welche unmittelbar aus Staat3faffen erhalten 
werden. Ie nach der Rafchheit, mit der der Steuerftreif ſich aus⸗ 
dehnt, alfo je nad) der Knappheit der dem Staat zur Verfügung 
bleibenden Zahlungsmittel, wird dann der Staat dazu — 
müſſen, ein Inſtitut nad) dem anderen vorübergehend außer Tätig⸗ 
feit zu fegen. In erjter Linie wird deshalb der Staat in folchen 
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Zeitläuften die ſog. „entbehrlichen“ Einrichtungen einſtellen: das 
ſind die Aufwendungen für Wiſſenſchaft, Kunſt und allgemeine 
höhere Kultur; denn das iſt ja das Charakteriſtiſche an unſerem 
gegenwärtigen Denken und an unferem derzeitigen ſtaatlichen Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieb, daß man die eigentlichen hohen und ſittlichen Staats⸗ 
aufgaben bereits als nebenſaͤchlich betrachtet und als vordringlich 
andere beiläufige und minderwertige Dinge erklärt. 

Nach den Inſtituten für Kunſt und Wiſſenſchaft werden ſo⸗ 
dann die Behörden ihre Arbeit einſtellen müſſen, bezw. die Be— 
amten werden mit einer Stundung ihrer Gehälter oder eines Teiles 
berjelben zu rechnen haben. Wieviele der Beamten dann, wenn 
die Gehälter nicht ausgezahlt werden, noch weiter arbeiten, ob die 
Gefhäftd- und Kaufleute Beamten, die ihre Lebensbedürfniſſe 
nicht mehr bezahlen Fönnen, Kredit geben, ift eine Syrage der Um- 
ftände. Es ilt fogar denfbar, daß der Staat zum Schutze feiner 
Beamten Verordnungen und Beitimmungen erläßt, welche die 
Abgabe von Lebensmitteln an die Beamten auf Kredit zur Pflicht 
macht; e3 ift nur die große Frage, ob, wenn ſchon einmal der 
Ungehorfam gegen den Staat offen erflärt wird, das Volf dann 
folhen Verordnungen und Zumutungen noch nachfommt. Ieden«- 
fall3 wird der Staat das Beitreben haben, den Behördenorganis- 
mu3 jo lange al3 möglih zu erhalten; er wird alle Stredungs- 
mittel darauf abitellen, die für ihn wichtigſten Behörden und 
Stellen durchzuhalten. Wan darf ſich alfo nicht einfach die 
Sache fo vorjtellen, daß felbjt nach einer ziemlich ausgedehnten 
allgemeinen Steuerjtreifbewegung der Staat fofort gänzlich; lahm— 
‚gelegt und die Entfaltung jeder ſtaatlichen Tätigkeit unmöglid) 
gemacht wird. Im Gegenteil: man bat fih ja heute innerhalb 
des ganzen Staatsweſens Schon in einem folchen Umfange an dad 
Wurfchteln und Fortwurfteln gewöhnt, daß die hieraus gewonnene 
Routine fih in folden Zeiten wirffam zeigen wird. Wie lange 
freilich, ob auf Wochen oder auf Monate, da3 fortgehen kann, 
das wird wohl letten Endes nicht bloß von der Ausdehnung und 
Zunahme de3 Gteuerjtreif3 abhängen, fondern die Zeiten werden 
dann drängen und aukenpolitifche und innenpolitifche Umftände 
anderer Urt werden noch zufammen arbeiten, um die durch den 
Steuerftreif gefchaffene Kriſe zur Löfung zu bringen. 


Eine der Hauptfolgen eines wirklich allgemeinen im Wachfen 
und Werden begriffenen Gteuerjtreif3 wird fein die Unmöglichfeit 
parlamentarifcher Budgetierung und damit die Unmöglichkeit der 
Erhaltung und Bildung eine Kabinetts. Cine weitere Folge 
ift Die — anarchiſcher Zuſtände. Eine Folge dieſer wird 
ſein, daß jeder den Schuß feiner Rechte und feiner Eriftenz ſelbſt 
wahrzunehmen hat; Recht und Sicherheit wird dann nicht mehr 
nad; dem Maßſtabe gefchriebener Gefehe und Verordnungen an⸗ 
erfannt und erhalten werden, fondern nach dem Befitftand, nad) 
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dem Willen und der Möglichkeit der Selbſterhallung de3 Ein- 
zelnen. Ä | 

Es ift nicht außgefchloffen, daß der SFfeindbund bezw. die ihn 
befehligenden Mächte dann glauben könnten, die Situation durch 
irgend eine bewaffnete Intervention retten zu können. Es ijt jogar 
ſehr wahrfcheinlich, daß fo wie jet der. Staat feine Organe zu 
Schergendienften für die Steuerzahlung an den SJeind einrichtet, 
die an der Erhaltung de3 Staatsapparates interefjierten Perſön— 
lichkeiten aud) dann bereit wären, dem Feind die Schrittmacher 
des Steuerftreif3 audzuliefern, fie zu verfolgen und hinter Schloß 
und Riegel zu ſetzen. Ie mehr man für eine Idee Märtyrer 
Thafft, um fo nachhaltiger wird dieſe Idee fich; letzten Endes 
durchſetzen. Auch wenn der SFeind Beſetzung inländiſcher Städte 
porzunehmen verfucht, wird er damit den Gteuerjtreif nur fördern: 
folange der Mann de3 Volkes den Feind nicht an der deutjchen 
Zoll» und Gteuerftelle fißen fieht, jo lange denft er nicht immer 
daran, daß das Steuergeld Zahlung an den Feind iſt; fobald aber 
an diefen Gtellen die Feinde oder deren wirkliche erflärte Ver» 
treter fißen, wird der Wille und der Reiz zur Verweigerung der 
Steuern naturgemäß ftändig vergrößert. 

Die lebte und entfernte Wirfung des Steuerftreif3 wäre, daß 
auch der Feindbund mit feinen gefamten Sfriedendverträgen und 
Protofollen am Ende feiner Weigheit ſtünde. Da3 ijt ja lebten 
Endes das eigentlidhe Ziel eine allgemeinen Gteuerjtreifs: den 
Staat von feinen heutigen unerträglichen Belaftungen freizumachen, 
all diefe verjflavenden, jede gefunde wirtfchaftlihe Zätigfeit un- 
möglid; machenden Feſſeln abzujtreifen, um von vorn neu auf- 
bauen zu fönnen. | 

Unter diefem Geſichtspunkt ift ein allgemeiner Gteuerjtreif 
eine fittlihe Idee und defjen VBerfündung und Durchführung eine 
fittlihe Tat, jedoch nur unter der Vorausſetzung, daß diejer all- 
gemeine Gteuerjtreif nur als letztes Gelbjthilfemittel des Volkes 
aegen Verſklavung und Ausbeutung angerufen werden darf. Man 
bat und die Waffen genommen, um und politiſch zu einem Volk 
zweiter Klaffe zu machen; man nimmt und widtigjte wirtjchaft- 
lihe Hilfsquellen (Handelsflotte, Kohlengebiete, Ausfuhrab- 
gaben), um und au der Wirtfchaftsfonfurrenz der Völker aus⸗ 
aufhalten; troß diefer Schwähungen will man aus und Sum— 
men an Steuern und Laften berausprefjen, die noch fein Volk 
aufgebracht hat; die Feſtſetzung diefer Summen ijt fo erfolgt, 
daß die Hauptfache niemal3 abgetragen werden kann, jondern daß 
wir ſchon allein an der Zinfenlaft zu Grunde gehen müffen. Der 
Arbeiter, der mit feinem Lohn und feinem Lofe nicht zufrieden ift, 
hat erflärtermaßen da3 Recht, die Arbeit einzuftellen, in ge 
Tchloffenen Maſſen die Arbeit zu verweigern, um durch Diele 
Störung des Wirtfhaftslebens die anderen Faktoren zu zwingen, 
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ihm eine befjere Lebenshaltung zu gejtatten. Die Völker des weſt⸗ 
lichen Rulturfreifes find durch wirtfchaftlihe Wechjelbeziehungen 
fo eng miteinand verbunden, daß e3 nicht möglich ijt, einem Volf 
innerhalb dieſes Kreiſes die ihm feiner Kultur und feiner Lei— 
tung nad; zulommende Stellung im Völferganzen zu verweigern. 
Nenn man planmäßig darauf ausgeht, dieſes Volk zu verjflanen 
und zu vernichten, hat dieſes Volf die Pflicht zur Gelbiterhaltung. 
Der allgemeine Steuerjtreif entzieht dem Syeind die Grundlagen 
una derart audzubeuten. Der Gteuerftreif dient alfo dazu, die 
von Diplomaten- und Chaupiniftenfünften forgfältig zufammen- 
gefügten Werkzeuge und Mafchinen zur SFolterung und Nieder“ 
haltung des deutfchen Volkes zu zertrümmern. . 

Die Zeitläufte find fo und der Staat vom heute mit feinem 
Syſtem der fortgefeßten und erneuerten Zins zahlung ſeiner unge 
ſunden Zentraliſierung zur Ausbeutung des Volkes iſt fo ein⸗ 
gerichtet, daß eine andere als eine mit Erſchütterungen verbundene 
Löſung kaum mehr erfolgen Tann. 

So wie jene GStaatseinrichtungen, welche Leitung gegen Lei» 
ftung geben, zunädjft und unmittelbar nur wenig vom Gteuerftreif 
berührt werden, fo wird fih auch das Wirtſchaftsleben geftalten. 
Nur mit dem Unterfchied, daß die Rauffraft de3 Geldes jtändig 
finft und daß immer mehr reiner Taufchhandel zur Tagesordnung 
werden wird. Die großen Werke, 3. B. eine Rohlenzeche, werden 
ihre Arbeiter dann nicht mehr mit Geld im Staatzfinn bezahlen, 
fondern die Zeche wird Nahrungs» und Bedarfömittel aller Art 
gegen Kohle eintaufhen; fie wird ihren Arbeitern Werkanwei— 
fungen (Gutfcheine) geben und gegen diefe AUnweifungen wird der 
Arbeiter bei dem an der Zeche eingerichteten. Konſumverein jeine 
Bedarfsmittel audgehändigt erhalten; in ähnlicher Weiſe werden 
die überall bejtehenden Organifationen dazu übergehen, für Die 
Dauer des Streiks und für die fortwährende Geldentwertung 
ſolche Austaufchitellen einzurihten. Nicht da3 Geld als folches 
wird Wert haben, fondern nur 2 Dinge: Ware und Arbeitslei— 
tung. Es gibt feinen Zweifel, daß bei einer längeren Dauer eine3 
allgemeinen Steuerſtreiks eine geradezu ungeheuerliche Verelen⸗ 
dung eintreten müßte: Arbeitsloſigkeit, Vernachläſſigung der Pros 
dultion jeder Urt, Erjchütterung aller Rechts⸗ und Sicherheit3zu- 
ftände, was wiederum nachteilig auf die Produftim wirkt, und 
damit in weiterem Gefolge Hunger und Verelendung. Weil aber 
ein ganzes Land nud ein ganzes Volk nicht zu Grunde gehen 
fönnen, darum muß auch au ſolchen Zeiten wieder ein Ausweg 
von felbjt herauswachſen. 
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Solgen eines allgemeinen Steuerftreits. 


Wie jeder planmäßig aufgenommene Kampf und wie jeder 
andere Streit, hat auch der Steuerſtreik ein beſtimmtes Ziel. So—⸗ 
bald dieſes Ziel erreicht ift, beftünde an fi} fein Anlaß mehr zur 
Fortſetzung des Steuerſtreiks. 

Das Ziel eines allgemeinen Steuerſtreiks wird fein: Aufleh⸗ 
nung gegen eine ungeſunde, übermäßige, überfpannte und lähmende 
GSteuerpolitif, verurfadht durch die allgemeine finanzielle Mißwirt⸗ 
Schaft im Land und verurſacht durch die unerträglichen und un— 
erfchwinglichen Leijtungen an den Feind. Der Gegner, der durd 
den Steuerſtreik niedergefämpft werden foll, tft alſo die verfehlte 
Steuer-, Finanz und Wirtfchaftspolitif, vielleicht erfcheint noch 
deutliher als Gegner ein beitimmte3 Kabinett, eine bejtimmte 
Regierung oder beitimmte parlamentarifche Zuftände; als entfernter 
und letter Gegner, der durch den Steuerſtreik niedergerungen wer⸗ 
den foll, erfcheinen die ungefunden und unerfüllbaren Syorderungen 
des Feindes, insbeſondere dann, wenn noch der Geſichtspunkt dazu 
fommt, daß diefer Syeind und zwar einmal den fogenannten Frie⸗ 
dendvertrag von Verſailles aufgezwungen bat, diefen als Rechts- 
arundlage für unfere Leiftungen erflärte, daß er ſich aber felbjt nie= 
mal3 an diefen Vertrag hält, ſondern wiederholte und fortgefeßte 
Gelegenheiten benüßte, um unter allerlei VBorwänden und neue 
Laſten aufzubürden und ohne daß er felbjt fi) am den Vertrag und 
De Bote Abſchluß desfelben gemadten Verſprechungen gebun«- 

en hält. 

Der Steuerftreif dient alfo ſowohl der Befämpfung innerpoli« 
tifcher als unbaltbar empfundener Zuftände, al3 aud) der Bekämp⸗ 
fung des Feindes von außen anjtelle eines Kampfes mit Waffen; 
der Steuerftreif tft de3halb mehr als bloße paſſive Nefiltenz; er ift 
in feiner Wirkung ein Angriff auf die Funktion des Staates als 
Steuereintreiber und Scherge de Feindes. 

Es fragt ſich alfo, wann und von welchem Augenblid an das 
Ziel des Steuerſtreiks erreiht gilt und was dann zu gefchehen 
bat, um wiederum in normale Verhältniffe zu gelangen, bezw. es 
fragt fih, ob es überhaupt noch möglich ift, aus ſolchen durch 
einen Gteuerjtreif beraufbefchiworenen Zujtänden noch einen Aus⸗ 
weg zu finden. | 
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Dabei muß freilich von vorweg betont werden, daß das Wort 
von den „Durch einen Gteuerftreif heraufbeſchworenen Zuftänden“ 
irreführend ift; denn die Zuftände, weldhe den Gteuerjtreif 
heraufbefchworen haben, find die Urfahen“ für die Vernichtung 
der Volkswirtſchaft und die Zertrümmerung des Staates, und nicht 
der Gteuerftreif! 


Die durch einen länger andauernden allgemeinen Steuerſtreik 
eintretenden Zuftände laſſen ſich zuſammenfaſſend nach folgenden 
Gruppen daritellen: | 


a) Wirkungen auf das Ötaatsgetriebe. 


Wie bereit3 gefchildert, wird der Staat alle feine Abwehr 
maßnahmen gegen den Gteuerftreif darauf einftellen, daß er ſich, 
d. 5. feine Organe und Funktionäre am Ruder erhält, mit anderen 
Worten, daß er den Behördenapparat und die Autorität der Bes 
börden aufreht halten und durchhalten kann. Wie weit die ge- 
lingt, da8 hängt eben von der Wirfung, Ausdehnung und Dauer 
des Gteuerftreif3 ab. Weil der Staat3behördenapparat für da3 
Volk die Verfinnbildlichung der verfehlten Staat3maknahmen dar» 
ftellt, weil diefer Staat3apparat aus Steuermitteln vorweg bezahlt 
werden muß, wird alfo ein Steuerftreif eine ftarfe Kluft zwijchen 
allem, wa3 Behörde ijt, einerfeit3 und zwiſchen dem Volk ande» 
rerfeit3 ziehen bezw. die bereit3 bejtehende Kluft ind Unge— 
heuerlidhe vertiefen. Daß die mutmaßlidhe Syolge dad Schwinden 
jeder Autorität der Behörden fein wird, darf man mit ziemlicher 
Sicherheit annehmen. Die meifte Ausfiht, Autorität aufrecht zu 
erhalten, bleibt für die Außenjtellen bejtehen, aber nur dort, wo 
eine umſichtige, verjtändige, volkstümliche Perfönlichkeit an der 
Spibe einer Behörde jteht. Es wird vielleicht gehen, wie es bei 
der durch die Revolution hbervorgerufenen Auflöjung der Heered- 
verbände ging: Wo ein mißliebiger Offizier an der Spitze eines Flei- 
neren Truppenverbandes ftand, führten die Soldatenräte das Re» 
aiment; wo es aber Offiziere gab, die ſich den inneren Refpelt der 
Wannſchaft zu verfhaffen gewußt hatten, fonnten diefe ihre Kom⸗ 
pagnie oder ihre Abteilung bis in did Heimat geordnet zurüdführen. 
Mo alfo an einer Verwaltungzftelle ein Oberamtmann auf in 
folchen Zeiten auf Grund feiner bisherigen Tätigfeit fich die 
Autorität noch zu erhalten vermag, wird er noch einigen Ein» 
fluß innerhalb feine Bezirfes ausüben und dort halbwegs geord- 
nete Zujtände aufrecht erhalten fönnen; wo aber ein mißliebiger, 
fchifanöfer, unduldfamer oder bürofratifcher Beamter an einem 
Poſten fteht, der ihn ftändig mit dem Volk in Fühlung bringt, da 
wird fih in folhen Zeitläuften die Autorität der Behörde fehr 
bald erledigt haben. Die Zentralftellen werden zwar nach wie vor 
erorönungen an die Unterbehörden hinausgeben, fie werden aber 
dald von außen hören, daß den Verordnungen feine Folge mehr 
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verſchafft werden kann. Was ſpeziell die Berliner Zentralſtellen 
betrifft, ſo würden dieſe unter einem allgemeinen, auf das ganze 
Reich erſtreckten Steuerſtreik am erſten Tage zuſperren dürfen; denn 
wie angedeutet, könnte der Verſuch die Ordnung aufrecht zu er— 
halten, nur mehr an den Außenſtellen gemacht werden; es würden 
ſich mit Rückſicht auf das Volksempfinden die Länder gezwungen 
ſehen, den Verſuch die Ordnung zu erhalten, auf das Land zu be— 
ſchränken unter Ausſchaltung aller Zentralifiererei und jede3 weis 
tergehenden Eingreifen, al3 eine3 ſolchen, da3 nur dazu dient, 
die für den Augenblid und die unmittelbar nächſte Zeit erforderlichen 
Handlungen zu treffen, die der primitivjten Aufrechterhaltung einer 
Art von Ordnung dienlich find. 


b) Wirtfchaftliche Folgen. 


Weil es zu den erjten Abwehrmitteln des Staates gehören 
würde, ſich durch fortgefette Tätigkeit der Notenpreſſe über Waſſer 
zu halten, würde eine ungeheuere Verfchledhterung der DBaluta 
ſchon durch die bloße Ueberfchwemmung mit papierenen Zahlungs 
mitteln eintreten. Aber auch die Tatſache des Gteuerjtreil3 al? 
folchen allein würde börfenmäßig gedacht den Kredit de Staat?» 
weſens erjchüttern. Die Baluta würde alfo in fürzejter Zeit weiter 
ftarf finfen; damit wäre jede Einfuhr, die nicht Tauſchhaändel ift, 
wiederum unmöglich; gemadt. Für das inländifche Gejchäftäleben 
als ſolches beftünde an fich feine Notwendigkeit, die Produktion 
einzufhränfen. Da im Gegenteil mit Rüdfiht auf die ſchlechte 
Baluta das ganze Volk aus den eigenen Erzeugnifjen de3 Inlands 
ernährt werden müßte, wäre e3 wiederum notwendig, die Innen» 
produftion auf das höchſte Maß anzuſpannen, die Gütererzeugung 
auf die fogenannten lebensnotwendigen Güter zu forcieren und Die 
Erzeugung von nicht lebendnotwendigen Gütern oder von Yurud» 
bedarf einzufchränfen. 

Soweit produzierende Tätigkeit in Frage kommt, würde 
diefe im Großen und Ganzen in geordneten Bahnen weiter gehen. 
Es wären alfo diefe Zuftände keineswegs etwa zu vergleichen mit den 
Berhältniffen in Rußland, wo man Saufende von Rubeln für Die 
aeringjte Kleinigkeit zahlen muß und wo ein Rudfad voll Rubel 
zur notwendigen Tagesausrüſtung eines Reifenden gehört. Weil 
der Streik fich erflärtermaßen gegen die Papiergeldwirtfchaft des 
Staates richtet, würde das Volk die Annahme der papierenen 
ZahlungSmittel verweigern und das Gefchäftsleben ſich vorwie⸗ 
gend auf dem Tauſchwege abivideln. 

Damit wäre auch die Tätigkeit der Banken zu einem großen 
Zeile brachgelegt. Wohl hätten Uftien und Wertpapiere an ſich 
noch diefelben Sachwerte hinter fich wie früher; dieſe Sachwerte 
hätten Fatfächlich fogar eine größere Bedeutung, weil da3 reine 
Papiergeld als Zeilbeftand des Volksvermögens feinen Wert 


verloren hätte. Uber die Umfabmöglichkeit der AUltien, die Kurs⸗ 
fähigkeit, das Spefulieren in Rurfen und Devifen würde erfchiwert, 
bezw. es würde von felbjt aufhören. Denn niemand würde mehr 
eine Aktie verfaufen gegen die wertlofen Papiergeldſcheine eines 
banfrotten Staates, dem feine Staatbürger die Steuern und 
damit Kredit und Anerkennung verweigern. Es fönnte höchiten? 
noch fein, daß ein gegenfeitiger AUustaufh von AUftien an Stelle 
des börfenmäßigen Verkaufs der Papiere tritt; es ift auch denfbar, 
daß mit folden Aktien gewiſſe Warenbeftäande oder Erzeugnifje 
in einzelnen Fällen bezahlt würden. Iedenfall3 aber würde der 
Zuftand immer mehr Platz greifen, daß weder Papiergeld noch ein 
Inhaberpapier al3 wirklicher Wert genommen wird; man würde 
allgemach nurmehr die greifbare Ware, da3 STauftpfand, als Wert- 
meſſer und Grabmeffer des Beſitzſtandes und des Reichtum 
empfinden. 

Don dem Zeitpunkt an, da der Steuerftreifi foweit vorgeſchritten 
ift, daß die ſtaatlichen Papierfcheine nicht mehr al3 ZahlungSmittel 
vom Volk angenommen werden, daß fie vielmehr als wertlos gel» 
ten, hat der Steuerftreif nach diefer Richtung hin fein Ziel erreicht: 
Befämpfung der Finanzpolitif des Staates. 


c) Innerpolitifhe Wirkungen. 


Eine der fchwerjten Belajtungsproben für die politifhe Neife 
der Deutfchen ift, wenn man Ihnen zumutet, zur Syrage der Deut- 
Ihen Einheit Stellung zu nehmen. Die Phrafe: „Das Lebte, was 
und aus dem Zufammenbrud) geblieben ift, ſei die Einheit des 
Deutſchen Reiches“ beherrfcht und verwirrt bei faft allen politifchen 
Parteien die Köpfe, jo daß auf diefem Boden fi Necht3- und 
Linf3- Parteien zu treffen fcheinen. Zu treffen ſcheinen, weil 
in Wirflichfeit jeder etwas anderes darunter veriteht. 

Der „reichStreue‘‘ Nechtöparteiler denft bei dem Begriff „Ein— 
heit de3 Reiches‘ an die gebietende Machtſtellung des Bismard- 
[hen Reichsſsbaues, deifen Wiederaufrichtung er zurüdfehnt; da- 
bei vergißt er ganz darauf, daß das heutige Reid) etwas grund«- 
fäglich anderes iſt, als wa3 ihm vorfchwebt, wenn er ſich für Die 
Erhaltung der Einheit des Reiches einfebt. 

Die „reichtreue“ Sozialdemofratie denkt bei der „Einheit 
de3 Reiches“ an die Aufrechterhaltung bezw. Verbreiterung ihres 
Befisitandes an Minifterfeffeln, des Reihgpräfidentenpoftend und 
an die Abwehr alles defjen, wa al3 „reaftionär“, „bayriſch“, 
„föderaliſtiſch“, „junkerlich“ ufw. die „Einheit des Reiches‘ ge» 
fährden Fönnte, 

Die „reichſtreuen“ Demokraten find die treuberzigen und 
gutgläubigen Deutſchen, die da glauben, die heutige Demo— 
fratie mit Vaterlandsliebe vereinigen zu können. — Auch 
der „Demofrat“ denkt bei feiner „Einheit des Rechtes“ an 


das Ideal der 48er, an die erjehnte Befreiung aus vormärzlicher 
Rleinjtaaterei und Polizeiwillfür, und überjieht dabei wie der 
Recdtsparteiler, daß die heutige Demokratie der Weimarer VBer- 
fafjung nur die verftedte Herrfchaftsform der Plutofratie nach 
dem Multer der weltlichen Demofratieen ift. 


Für den ruhigen Beobachter befteht aber die heutige Einheit 
des Reiche nur in einem rüdfichtälofen Zentralismus in Berlin, 
der ausſchließlich — und händleriſchen Intereſſen 
dient. Mit dem Wohl des deutſchen Volkes hat aber dieſe 
„Einheit des Reiches“ gar nichts zu hun. 


Wenn wir diefe grundfäßlichen furzen Vorbemerkungen bier 
angebradjt haben, fo geſchah die aus dem Grunde, weil wir 
una verpflichtet fühlen, bei unferer Unterfuhhung über den fom- 
menden Gteuerftreif an der heiflen Frage nicht borbeizugehen: 
ob, und wenn, welde Einflüffe ein allgemeiner 
—— auf den Beſtand des Veiches haben 

önnte 


Daß dieſe Frage kommen wird, iſt klar, und zwar wird ſie 
geſtellt werden in der Form der Behauptung oder des Vorwurfes: 
daß ein Steuerſtreik den Beſtand des Reiches zerſtören würde. 
Gerade weil wir dieſe Bedenken und Vorwürfe vorausſehen, müſſen 
wir mit aller Entjchiedenheit darauf hinweifen, daß die Folgen 
bon irgendwelchen Urfachen nicht die Schuld an weiteren Folgen 
treffen fann. Nicht der Bauer ift an den Prügeln „ſchuld“, die 
der erwifchte KRartoffeldieb bezieht, fondern der vollführte oder 
beabfichtigte Diebſtahl Hat dem Dieb die Prügel eingetragen. Ebern 
fowenig ift der Gteuerjtreif daran fchuld, wenn dad Reid aus 
dem Leim gebt, fondern das unerträgliche Steuerſyſtem, da wir 
im erjten Seil des Buches fennen gelernt haben, ift die Urfache, 
Die den Gteuerjtreif nach ſich ziehen muß, weil fonjt an den 
Steuern, aber nicht am Steuerftreif Volf und Wirtfchaft 
zugrunde gehen muß! Alſo die Maßnahmen der Regierung ſelbſt 
find die Urſachen für den unabwendbaren Untergang, demgegen«- 
über dem deutfchen arbeitenden Volk der Steuerſtreik als letztes 
Mittel bleibt. 


Freilich richtet fi, der Steuerjtreif gegen die Reichdregierung — 
aber dieſe Reichsregierung ift eben nicht gleichzufegen mit dem „Deut⸗ 
Then Reich“, gefchweige denn mit dem deutfchen Volk. Auf deutfche 
Volk aber fommt e8 an, nicht auf die fog. „Einheit de Reiches‘, 
unter der man eben heute nicht retrofpeftiv da3 alte verſunkene 
machtvolle Bismardreich meinen darf, auch, nicht das Ideal des 
Vorkampfes deutfcher Einheit aus den A8er Jahren, jondern ver⸗ 
Stehen muß; die Einheitäfutterfrippe des Parteibonzentumd und 
die bequeme Ausbeutungszentrale in Berlin für die überftaat» 
lichen Geldmädte. Darin befteht heute die Einheit des Reiches. 
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Nenn man diefe Erfenntnis fejthalten würde bei politifchen 
Entfheidungen, fo würden ſich von felbit alle die Schwierigfeiten 
löfen bei Fragen nad der Zunlichkeit des „Feſthaltens am 
Reich3gedanfen‘“ von „Opfern fürs NReih“. Wer aber nicht zu 
unterfcheiden vermag zwiſchen unverleßlichen Verpflichtungen 
gegen da3 Wohl des Deutfchen Volfe3 und Gehorfamsfund« 
aebungen gegen die ReichZregierung, wer die Obedienz gegenüber 
Berlin verwechſelt mit „Reichſtreue“, der mag ein guter Ver— 
kvaltung3beamter fein — aber fein deutjcher Staatsmann, auf 
den ſich die Hoffnung des Deutichen Volkes gründen könnte. 


Das Wohl des Vaterlandes jteht hoch über allen Verfaj- 
fungdfragen, hoch über dem „Einheitsgedanken“, hoch über wirt« 
wirtfhaftlihen Gefihtspunften und vor allen Dingen body, hoch 
über händlerifhen und geldmächtlichen Intereffen. 


Es Tann felbit eine bewußte Trennung fittlih viel höher 
ftehen al3 das Zufammenbleiben unter unwürdigen und ſchäd— 
lichen Syormen. Wer möchte behaupten, e3 fei für eine Familie 
biel beſſer zufammen zu bleiben, wenn fie in3 Waffer gefallen 
ift, jtatt einzeln zu verfuchen, an Land zu kommen, um von dort aus 
den anderen zu helfen. Wenn fie zufammen bleiben, dann er- 
trinfen fie allefamt. Oder ift e8 ein befondere3 Zeichen von Klug— 
heit, wenn die Schafe im Gewitter fih zufammendrängen? — 
dann zerreißt der niederfahrende Blitz alle. Oder hat man fchon 
gehört, daß das beite Mittel gegen ſchweres feindlihes Gejhüß- 
feuer ift, Daß alle auf einen Haufen zujammenlaufen? — „Aber 
man braucht dem Deutjchen Volk ja nur andauernd von der Ein« 
heit des Reiche“ vorreden, und darauf fpefulieren, daß es fich 
Darunter etwa3 befonder3 Schönes au alter Zeit vorjtellt, jo Tann 
man ficher fein, daß die Warner vor folchem Einheitsfanatismus 
von „Frankfurter Zeitung“, „Berliner Tagblatt‘, „Vorwärts“ und 
„Voſſiſcher Zeitung‘ als NeichSverräter, Partikulariſten und noch 
Schlimmeres bezeichnet werden. 

Glaubt man wirflid, daß der Familienſinn vom andauern» 
den Beieinanderhoden in einer Stube abhängig ijt? Iſt es in 
Zeiten der Not nicht viel gefcheidter, wenn die erwachſenen Söhne 
aus dem Haufe gehen, um fidy allein durchzuſchlagen? Glaubt 
man wirflih, daß es für den GSteuerbüttel fchiwerer fei, eine 
Familie außzupfänden, wenn fie zuhaufe beifammenfitt, al3 wenn 
jeded Familienmitglied einzeln außgepfändet werden muß? Und 
dad Wichtigſte: Waren etwa die Bayern, Württemberger und 
Badener im Jahre 1870 fchlechtere Deutfhe ald im Jahre 1921, 
Bingen die Demokraten von 48 weniger am Deutfchen Volk als 


die Einheitäfchwärmer von heute?? 


Hat überhaupt die Einheit der Berliner Verfaſſung, d. h. der 
Gteuereintreibung und Verwaltung — alfo von lauter äußerlicdhe 


=, :70; 


Organifationdformen — etwa mit der Einheit des Deutjchen 
„Volkes“ zu tun?? 

Gehören unfere deutfchöfterreihifchen Brüder nicht 1000 mal 
inniger zum deutfhen Volk, als die deutfchen Gtaatäbürger 
jüdifchen Glauben? 

Sind die Schieber und Wucherer, auch wenn fie von Geburt 
Deutſche und ihrem Rinderglauben nach Ehriften find, durch ihre 
täglihden Befuhe auf den deutſchen Großbanfen und Börfen 
wichtiger für das Deutſchtum als die wegen ihre Deutſchtums 
fchwerverfolgten Deutfchen in den Sudetenländern in Tſchechien, 
in Polen und in den anderen unerlöften Gebieten?? 

Bejteht die Einheit eine3 Volkes nicht viel 
mehr in der Einheit feiner Sprade, feiner Gitte, 
feiner Rultur, feiner Tradition, in der Einheit 
feine3 Weltbildeg, feiner Raffe? 

Ob alfo die fogenannte Einheit des Reiches durch einen 
Steuerjtreif zerrifjen oder gefährdet wird, fteht und fällt mit der 
Beantwortung der Syrage, ob man die beitehende und nad AUn« 
nahme der neuen Steuern mit voller Wucht einfegende Ausplün⸗ 
derung des Deutichen Volkes dund die Berliner Zentralregierung 
für nüßlich oder Shädlih Halt. 

Selbſt wenn wirflih ein allgemeiner Gteuerftreif einen Zer- 
fall der Berliner Einheit bedeuten würde (wenn wir felbjt diefe 
al3 falſch nachgewiefene Frageſtellung benügen), fo tft Damit noch 
lange nicht gejagt, daß damit das Deutſche Volk in feiner inneren 
bölfiihen Einheit Schaden leiden müßte. 

Ein wirklicher Neuaufbau des Deutfchen Reiche verlangt 
jedenfall3 als unbedingte und unerläßliche Vorausſetzung Die 
radilale Befreiung von einer geradezu tötlicdhen Form der ſtaat⸗ 
lichen SJinanz« und GSteuerwirtfchaft. 


d) Außenpolitifche Folgen. 

Auch die Wirkung eine allgemeinen Steuerjtreife3 auf das 
Ausland muß in einer theoretifchen Erörterung der Möglichkeit 
und Wahrfcheinlichleit des Gteuerftreifeß unterfucht werden. 

Mir find ja heute in Deutfchland leider fo weit, daß feine 
Frage von Belang mehr geftellt werden Tann ohne die be» 
Ihämende Frage: Wa3 würde der SJeind und dad Ausland 
dazu fagen?? 

Der Feind bat am Steuerftreif zwei widerfprechende In⸗ 
tereffen: Zunächſt muß der Feind befürchten, daß er infolge des 
ESteuerftreil3 die von Deutichland erwarteten Zahlungen nicht 
befommt. Diefe Anſicht wird ihn anitadyeln, fein Wöglichſtes 
gegen die Außbreitung des Steuerftreil3 zu tun. Wie bereit 
geichildert, find aber all diefe Beitrebungen Verſuche mit un⸗ 


tauglichen Mitteln. Denn der Feind wird nicht dann und nicht 
deöhalb die erwarteten Zahlungen von Deutſchland nicht befom- 
men, weil da3 Volt gegen die Steuern jtreift, jondern er wird 
fie nicht erhalten aus inneren Notwendigkeiten heraus, weil die 
Leiftung der aufgelegten Zahlungen das Nlenfchenmögliche über- 
fchreitet und weil weder die Feinde noch dad deutſche Volf die 
Macht befigen, Unmögliches möglich zu machen. Es wird aljo 
lediglich davon abhängen, ob bei Ausbruch des deutfchen Steuer» 
jtreif3 die feindlichen Regierungen dad VBerfehlte und Unmög«- 
liche der Auflagen an Deutjchland einjehen oder nit. Zur Seit 
beitehen noch feine Anzeichen dafür, daß eine ſolche Einjicht bei 
unferen Feinden Plaß greift. \ 

Eine förmliche KRriegserflärung Frankreichs an Deutfchland 
ift nicht zu erwarten. Sie wäre auch ein Unfinn und überflüffig. 
Denn wir leben ohnedies noch in fortgefeßtem Kriegszuſtand mit 
Frankreich, nur mit dem Unterfchied, daß wir nicht mehr mit mili- 
täriihen Waffen und wehren fünnen. Das Volk felbft aber weiß, 
und empfindet, daß all die fortgefegten NRecht3brüche des Feindes 
nichts anderes al3 Kriegshandlungen darjtellen. Die Unter» 
ftüßung der polnifhen Umtriebe in Oberfchlefien, die Sanftionen, 
die Zufammenziehung der Truppen im Ruhrgebiet, mit der Bereit» 
Ihaft jederzeit einzurüden, die Beſetzung mit ihren unerhörten 
Auflagen, endlich, die felbjt dem Verfailler Vertrag, noch mehr 
aber dem Grundfat von dem Grundjab von dem „Selbitbeitim- 
mungsrecht der Völker“ hohnſprechende, auf Erdroffelung der 
deutſchen Wirtfchaft abzielende „Teilung“ Oberjchlefiend, — das 
iſt alles fortgejegter Krieg, nur Krieg nicht mit Waffen, fondern 
Krieg mit Demütigungen und mit wirtfchaftliher Ausbeutung. 
Diefe Art des Krieges wird alfo dann mit allen Mitteln, die 
bereit3 früher angedeutet, fortgefeßt werden. 
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Der Ausweg. 


Wir haben ſchon wiederholt und mit aller Entſchiedenheit 
betont, daß nicht der Steuerſtreik, ſondern die Finanzpolitik des 
Reiches alle die Folgen auzlöfen muß, die in den vorangehenden 
nalen gefchildert wurden. SFinanzpolitif ift zwar zu eng gefaßt; 

denn es lafjen ſich eben die verſchiedenen Arten Politik nicht von⸗ 
einander trennen. So hat die ungenügende Bolitif während des 
Krieges die Erfolge der militärifchen Krieg — und 
ins Gegenteil verkehrt, die Zaghaftigkeit und Halbheit der inneren 
Politik hat die innere Feſſfigkeit des deutſchen Volkes zermürbt 
und zu den kataſtrophalen Folgen in der äußeren Politik geführt. 
Das Dokument und der Befähigungsnachweis d. h. der Unfähig- 
keitsnachweis für unſere Geſamtpolitik heißt: Friede von 
Verſailles. 

Daß der Dilettantismus in der Staatsführung in der Ylach- 
friegßzeit noch weiter um fi gegriffen bat, Liegt vor aller Augen. 
Shren. fühlbarften Ausdruck abet findet die Gefamtpolitif der deut» 
Shen Regierung in den Gteuerlajten, die dem deutfchen Volk in 
feiner Gejamtheit aufgebürdet werden. 


Mit diefen SFeititellungen haben wir aber, wie fchon früher 
bemerft, die lebten Gründe noch keineswegs erfchöpft, die zu der 
heutigen unlösbar fcheinenden Verwirrung geführt haben. Dazu 
führt uns erit die Feſtſtellung: wem zum Tuben die ganze 
unheilvolle Bolitif ausgeſchlagen tft. 

Daß es die großen Geldmächte find, die unfichtbar und anonym 
die Welt beherrſchen, erfcheint wohl den meiſten wahrſcheinlich, 
aber der Nachweis hiefür gelingt nur, wenn, wie bier gejchehen, 
erfannt wird, Daß die Herrfhaft3Zurfundeder Großgeld- 
macht — die feſtverzinsliche —— 
des Staates iſt. 

Die verzinsliche Staatsanleihe iſt das ureigent- 
— Herrſchaftsſymbol der Geldmacht. Und zwar liegt hiebei der 

Vachdruck auf dem Wort „verzinslich“. 

Die Zindbarmadung aller Völker des Erdfreifes tft Ziel und 
Zwed des Weltkrieges gewefen. Wie weit die Großgelbmadit 
diefem Ziel — iſt, ſei durch eine kurze Ueberſicht ge 
zeigt, die die Verſchuldung der wichtigſten Staaten des — 
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lichen Kulturkreiſes umfaßt. Ich ſtütze mich dabei auf die An— 
gaben des befannten großen englijchen jtatijtiihen Jahrbuches 
für daS Jahr 1921. 

The Staatesman Year-Book gibt die Verfhuldung Eng- 
lands — alfo des englifchen Volkes an das Kapital — an für 
den 31. März 1921 auf 7537200000 Pfund Sterling mit 
einem Zinfendienjt non 349,6 Millionen Pfund Sterling. — — 
nach dem derzeitigen Stand der deutfchen Marf von ca. 420 Mk., 
johin eine Schuld von 3176224000000 3 Billionen 176 Mil- 
liarden 224 Millionen Narf) mit einer jährlihen Zinjenlajt von 
146,8 Milliarden Marf!! 

Die Vereinigten Staaten von Mordamerifa 
ſchulden nach der gleichen Statiftifchen Quelle am 31. März 1920 
24297 918,411 Dollar (24 Milliarden 297 Millionen 918,411 
Dollars) eine Riefenfumme, die bei dem derzeitigen Kursſtand des 
Dollar von ca. 120 Marf in unferem Geld rund 2900 Milli» 
arden beträgt, die das fiegreiche amerifanifhe Volk als Sieges— 
frucht der alles beberrfchenden Geldmadht verzinfen muß. 


Frankreich fhuldet an innere und äußere Staatsgläubiger 
285 Milliarden 888 Millionen Francs. In deutſche Va— 
[uta umgerechnet (Kurs 8. Oftober 21 = 892 für 100 Francs), fomit 
2 552 074.360 000 Wark, alfo ebenfall3 über 21% Billionen Nlarf 
Schulden, die da3 Volf zu verzinfen hat — an die gleiche über 
ftaatliche Syinanzgewalt, der wir und die anderen Völker zins— 
pirihlig geworden find durch eine grundfäßlich verfehlte Syinanz- 
politit. 

Italien bezahlt feinen „sacro egoismo“ mit einer öffent- 
lihen Schuld von rund 72 Milliarden Lire = 351 Milliarden Mk. 


Ranada mit feiner Bevölkerung von 7206 643 Nenfhen — 
alfo ziemlich fo viel wie Bayern — ift an das Kapital verfchuldet 
mit 3 014 483 774 Dollars, nach deutſchem Geld alfo rund 360 Nlil- 
liarden Marfl 

AUuftralien muß au feinen 5,2 Millionen Einwohnern 
die Zinfen für eine öffentliche Schuld von 381 415 317.— Pfund 
Sterling = rd. 160 Milliarden Bapiermarf herausholen! 

Die Sieger haben es alfo auf nicht beffer, fie 
leiden genau wie wir an den gleichen Grundfehlern ftaatlicher 
Finanzwirtfchaft. Ueberall fehen wir die gleihe Erfcheinung einer 
uferlojen Verfchuldung der Völker an das internationale Finanz— 
fapital, das überall die Regierungen der Völker in den Zinfendienft 
für ihre Intereſſen eingefpannt hat. 

Wir brauchen uns dabei gar nicht vorzuftellen, daß etwa 
die jämtlichen Syinanzminifter unredlicherweife dabei beitimmtert 
mit Bejtehungsfummen unterjtüßten Anträgen der Großfapita- 
liſten Folge leijten würden, das ift fogar ganz beftimmt nicht der 


BEER... ge 


Fall. Wir Haben es bier mit viel tiefer und fefter eingewurzelten 
Rechtövorftellungen zu tun, die geradezu Gemeingut Der weit. 
lichen Welt geworden find, dad ift die Rechtsvorſtellung, daß jede 
Art von Geldbefi ein Unrecht auf einen andauernden Zufluß 
aus der Arbeit Anderer — den Zins — in fich fchließe. 

Hierin Tiegt die ungeheure Bedeutung des Zinsproblem3 — 
und deshalb ift die Löfung des Zinsproblem3 die erjte und wich— 
tigfte Aufgabe für die ganze Well. Mit nationalöfonomijchen 
Schulmeinungen fommt man dem Weltproblem des Zinjed auf 
feine Weife nahe. Die volkswirtſchaftlichen Rechtfertigungen für 
das Zinsnehmen find überhaupt feine Begründungen für den 
Zins ſondern nur die Wiedergabe von oft recht fadenſcheinigen 

egründungsverſuchen der intereſſierten Kreiſe. Ferner, und das 
iſt der wichtigere Geſichtspunkt für unſere geſamte Betrachtung, 
beſchäftigt ſich die Volkswirtſchaft in ihren Ausführungen über 
den Kapitalzins faſt ausſchließlich nur mit dem Privatkredit und 
den daraus fließenden Verhältniſſen der Gläubiger und Schuld— 
ner untereinander, nicht aber mit der modernen Form des Staats— 
kredites. 

Es iſt hier nicht der Raum für eine längere Auseinanderſetzung 
mit der zünftigen Nationalökonomie. Für uns handelt es ſich 
um die wirtſchaftliche Exiſtenzfrage für alle Völker des weſt— 
lichen Kulturkreiſes, bei denen eben gerade die Rechtsvorſtellung 
des Zinſes zu der ſog. hochkapitaliſtiſchen Kredit- und Zinswirt— 
ſchaft geführt hat, deren Folgen wir nun vor uns ſehen. Daß dieſe 
golgen unbeilvoll und unbaltbar find, follte nad) den ober ge= 
rachten Ziffern Der internationalen Verſchuldung aller am Krieg 
beteiligten Bölfer feines weiteren Beweijes bedürfen. Diefe Er— 
kenntnis rechtfertigt allein für ſich ſchon den Schluß, daß die 
betriebene — — die Geldbedürfniſſe der Staaten auf 
dem Anleiheweg zu decken — falſch war. Ebenſo falſch, wie 
überhaupt die Gleichſetzung des Staates mit dem privaten 
Geldfucher, mit der die Verteidiger der ftaatlichen SFinanzpolitil 
immer wieder operieren, eben grundfäglih fall it. Würde 
diefe Parallele: Privater gleich Staat jtimmen, fo müßte auch der 
Private umgekehrt in der Lage fein, für fih — Steuern aus— 
zufchreiben etwa in feiner Machbarſchaft, um feinen Geldbedarf 
zu deden, oder für fich ein Gefeß zu machen und feinen unbe» 
quemen Nachbar zum od zu verurteilen oder zu enteignen — 
alles Funktionen, die dem fouveränen Staat zwar zuftehen, aber 
niemal3 dem Privaten. 

Gerade der Gedanfe an die Machtvollfommenheit des Staates 
bei der Einhebung von Steuern zeigt, daß der Staat eben fehr 
wohl andere Möglichkeiten befibt, feinen Geldbeda:f zu deden, 
als der Private, daß der Staat keineswegs auf den Anleiheweg 
angewiejen ijt wie der Private. Ä 

* 


ur ON 


Außerdem befitt der Staat in feiner Münzhoheit und in 
feinem Recht der Geldfhöpfung auf Grund von Genehmigungen 
durch die Volfßvertretung eine weitere Möglichkeit, feinen Geld- 
bedarf auf zindlofem Weg zu decken. 

Die Erinnerung an die ja ebenfalls ſchon oft betätigte Sou— 
veränität der Staaten bei erflärten gänzlidyen oder teilweijen 
Staatöbankerotten, lehrt und, daß der Staat auch diefe Möglich- 
feit bat, fi au eigener Machtvollfommenheit und ohne jede 
Schadenerjagpflicht feiner Schulden zu entledigen. 

Ausdieſen ErfenntniffenwahfennatürlihunDd 
einfahdie Vorſchläge, die geeignet ſind, das Chaos 
zu löſen und für die Zukunft neue Wege zu zeigen. 

Eine zweifache Aufgabe muß dabei jeder wirk— 
lich durchgreifende Reformvorſchlag erfüllen. Er— 
ſtens die Abbärdung und Auflöſung der beſtehen— 
den Zinspflicht unter möglichſter Schonung des 
Wirtſchaftslebens, und zweitens die Finanzierung 
neuer großer ſtaatlicher Aufgaben auf zinsloſer 
Grundlage. 

Das „erjtend und zweitens“ ift nicht fo zu verftehen, daß in 
zeitlicher SFolge zuerst die Befeitigung und Auflöjung der heute 
bejtehenden Zindfnechtfchaft erfolgt fein müßte, damit dann die 
Finanzierung ftaatlicher Aufgaben auf zinslofer Grundlage er» 
folgen fünnte.e Im Gegenteil beftehen Anzeichen dafür, daß 
unjere Vorfehläge für die Syinanzierung großer Werke auf zins⸗ 
Iofer Grundlage ſchon längſt Wirklichkeit geworden fein werden, 
während fi die Staaten noch immer damit abquälen, ihren 
DIEDETDIIMORINGEN durd; immer wahnfinnigere Steuern nachzu—⸗ 
ommen. 

Wenn heute — wie fi Lord Churchill in feiner lebten 
großen Rede in Dundee außdrüdte — das Zinßeintreiben „zur 
jtaatlichen Hauptinduftrie‘‘ geworden ift, jo wird ung damit nur 
von einer Stelle bejtätigt, die bei allen Völfern gehört wird, daß 
wir mit unferen Sfejtjtellungen dieſes Zuſtandes ſchon immer 
recht gehabt haben. v | 

Wenn durh eine grundfäßlich verfehlte SFinanzpolitif alle 
Völker in die Zinsknechtſchaft verſtrickt worden find, fo lautet die 
natürliche und einfache Syorderung dagegen: Aufhbebungdiefer 
Zinsknechtſchaft durch Einftellung des ftaatlihben 
Zinſendienſtes. 

Unſere erſte Forderung lautet daher: Einſtellung des Zinſen⸗ 
dienſtes bei allen feſtverzinslichen Schuldverſchreibungen des 
Reiches, der Bundesſtaaten und aller Selbſtverwaltungskörper, 
insbefondere der Kriegsanleihen, der Reichsſchatzwechſel ufw. 
Die fämtlihen Schuldtitel werden den Eigentümern als zinslofe 
Bankguthaben weitergeführt. 
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Die zweite Sreundforderung lautet: Der Staat beſtreitet die 
Roften von Neufhöpfungen (Ausbau der Wafferkräfte, Kanal: 
bauten etc.), foweit die Mittel nicht direkt aus Steuerleiflungen 
gefhöpft werden Eönnen, durch die Ausgabe unverzinslicher 
Staatskaffenfheine. Diefe Gelöfheine werden aus den Erträg- 
niffen der Neuanlagen wieder eingelöft. 

Wie im einzelnen finanz- und Banktehnifch die Umwandlung 
der verfhiedenen Anleihepapiere in Bankguthaben durchgeführt 
werden foll, dies darzuftellen Tann nit Aufgabe diefer Schrift 
fein. Daß aber auch ſolche Vorſchläge durchaus nicht dilletantifch) 
oder utopifch find, geht daraus hervor, daß einer der. angejeheniten 
Banffadhleute, der F Hamburger Hypothekenbankdirektor Bendiren, 
diefe Maßnahme für die Kriegsanleihen gefordert hat und hiefür 
in feinem Auffaße im „Banfardiv“ vom 1. Dezember 1919 einen 
durchgearbeiteten Gefegentwurf vorgelegt hat. 

Diefe beiden SForderungen find die logiſche Konſequenz aus 
den gewonnenen Erfenntniffen. Ohne Künſtelei, ohne Umjchweife 
wachten diefe beiden Vorjchläge zur Gefundung au der richtigen 
Diagnofe des Krankheitserregers — de3 Zinſes — hervor. 

Un der Tatſache der Zinsknechtſchaft aller Völker de3 weit» 
lichen Rulturfreife3 kann nad) den mitgeteilten Ziffern der Staats— 
ichulden bei SFreund und Feind nicht gerüttelt werden, ebenjo- 
wenig an der dadurch bewiejenen Tatſache, daß der Zinjendienit 
die weitaus wichtigſte Staat3aufgabe geworden ilt, wie daß 
Steuermachen und Eintreiben die Hauptbefhäftigung der Parla- 
mente und Regierungdorgane. Gegen diefe furchtbare Tatjache 
gibt e8 nur eine Antwort: Befreiung! Befreiung von der 
Zinsknechtſchaft! 

Clauſewitz ſagt einmal: Im Kriege iſt alles einfach, aber 
das Einfache iſt höchſt ſchwierig. In dieſem ſchwerſten Krieg, den 
die Menſchheit um die Freiheit und Würde der Arbeit zu führen 
hat, iſt ebenfalls die vorſtehende Antwort höchſt einfach, aber die 
Durchführung höchſt ſchwierig. Nicht ſchwierig wegen der zu er- 
greifenden Maßnahmen, ſondern wegen der unbeſchränkten Macht- 
mittel des Gegners. 

Die Zinsloserklärung der feſtverzinslichen Staatspupiere 
unter gleichzeitiger Umwandlung in zinsloſe Bankguthaben iſt jo 
einfad, und leicht wie die Verordnung irgend eined anderen Ge- 
ſetzes. Iedenfall3 viel leichter al3 der Vollzug irgend eines 
Steuergeſetzes. Schwierig ift nur die Ueberwindung der Wider- 
ftände der an den heutigen Zuſtänden Intereffierten. 

‚„. Pie Zahl der an den heutigen Suftänden wirklich Intereffierten 
it an fi verſchwindend Tlein, groß ift nur die Zahl der Mit- 
-läufer, die bermeintlic aus dem Zinfendienft des Staates Außen 
ziehen. Wer einigermahen aufmerffam die darauf bezüglichen 
ftatiftiichen Angaben gelefen hat in dem Abfchnitt über die Nut 
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nießer (Seite 21f.), kann darüber nicht mehr im Zweifel fein. Wir 
erinnern und daran, daß felbitverjtändlich die Gejamtheit der 
Steuerzahler die Summen aufbringen muß, die in Geitalt von 
Zinfen an die Unleihebefier bezahlt werden müſſen. Wir haben 
efehen, daß die Steuern ziemlich gleihmäßig von der Gejamt- 
beit aller Arbeitenden — und zwar ebenfo jehr von allen Hand⸗ 
arbeitern wie auch von den Großarbeitern der Volkswirtſchaft, 
den Induftriellen, eingetrieben werden, und daß diefe Steuern 
nahezu rejtlo8 in die Taſchen de Leihfapitales fließen. Es gibt 
alfo in diefem Punkte feine Gegnerfhaft zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern. Beide leiden ganz gleich unter der unfin- 
nigen wirtfchaftmordenden Steuerpolitif des Staates, die eine 
Folge des widerfinnigen Zinsverſprechens des Staates iſt und 
ausſchließlich den Zinspapierbeſitzern zugute kommt. 

Die klare Erkenntnis dieſer einfachen Tatſache wird nur da— 
durch verſchleiert, weil neben den wenigen Großleihkapitalbeſitzern, 
die aber, wie gezeigt, prozentual die weitaus größte Waſſe der 
Zinspapiere in ihrem Beſiztze hält, viele viele Millionen mittlerer 
und kleiner Rapitaliften (Rapitaliften ift für dieſe Leute ja 
eigentlich nicht der richtige Augdrud, denn es handelt fich Dabei 
um die Befiber von Spargeldern) — ihre Erfparniffe ebenfalls 
in zinstragenden Wertpapieren angelegt haben. Diefe Leute haben 
alfo wohl Fleine Zindbeträge au ihren Wertpapieren zu erwarten, 
fie vergefjen vor diefer angenehmen Tatſache jofort, daß fie Diefe 
Zinfen — weil eben der Staat nur geben kann, was er feiner 
Bürgern wieder in irgend einer Form abnehmen muß — ſelbſt 
bezahlen müjjen durch direfte oder — damit man ed noch weni- 
ger merfen foll — indirefte Steuern. Uber nicht nur die eigenen 
Zinfen müſſen von den Zindempfängern ſelbſt bezahlt werden, 
auch ein gut Zeil der an die Großleihfapitalbefiger abzuführenden 
Zinfen müſſen von den fleinen Zinänehmern mitbezahlt werden. 


Dies trifft für alle irgendwie wirtſchaftlich Tätigen zu, ob Sie 
nun ſelbſt im Beſitz von feftverzinglihen Papieren find oder 
überhaupt feine befigen, wie die überwiegende Maſſe der Hand- 
arbeiter. Der 10 prozentige Lohnabzug des Arbeiter, die un« 
geheure jteuerliche Belaftung de3 gewerblich oder indujtriell Tä- 
tigen übertrifft in allen SFällen weitaus das Einfommen aus dem 
Beſitz von feitverzinglihen Papieren. Alan kann geradezu dabon 
jprechen, daß für den gejamten mittleren und fleinen Wertpapier» 
bejiter die „Brechung der Zinsknechtſchaft“ ſchon Tatſache ge 
worden ift. 

Anders fieht fih die Sache natürlih an für den Befiber 
der Milliardenforderungen an den Staat. Diefe Vertreter der 
überftaatlihen Geldmacht haben ihre Milliarden nicht in lebend« 
länglicher fchwerer Arbeit durh Eifer und Fleiß verdient und 
zujammengefpart, fondern während und durch den Krieg durd 


Schiebung, Wucher, Börfenjpiel, Kriegsgewinn, Valutaſpekula⸗ 
tion und beſonders durch die großen bankgeſchäftlichen Trans⸗ 
aftionen bei Unterbringung der Kriegsanleihen fowie bet der 
Befriedigung de uferlofen Geldbedarfe der Revolutionsregie⸗ 
rungen mit leichter Mühe gewonnen. | 

Wenn der Marfmillionär heute mit feinen 40 oder 50.000 
Marl Rente gegen früher ein armer Mann geiworden tit, fü 
trifft Die keineswegs für den Milliardär zu, der froß allerlei 
Rapitaldertragsfteuern mit einem Zingeinfommen von 40—50 
Millionen bohnlächelnd auf die Preigfteigerungen berunterfehen 
kann, denn ihm bleiben felbjt: bei luxuriöſeſter Lebensführung über 
feinen Bedarf hinaus noch viele Millionen, die er alljährlich in 
neuen zindpflichtigen Wertpapieren anlegen fann, die ihm dann 
der Staat wieder verzinft. 

Nur mit einer Gruppe müffen wir und noch ganz fur; be 
fchäftigen, da3 find die Kleinrentner, die ganz auf die Fleinen 

inderträgniffe aus ihren Erfparniffen angewiefen find. Die ot 

diefer Rleinrentner und Penfioniften überjchreitet alle8 Na, Es 
ift daher natürlich, dad die Forderung nach Aufhebung des Zinfen- 
dienſtes bei dieſen Leuten großen Schreden hervorrufen muß. 
Un fi muß nun allerding3 einmal rund herausgeſagt werden, 
daß der Rentnerſtand bolf3wirtfchaftlich betrachtet feine Berech⸗ 
tigung hat, und unter der heutigen Wirtfchaftsform iſt auch tat« 
ſächlich der Rentnerftand ein fterbender Stand geworden, und Tau- 
jende von Eltern haben es aufiteden müfjen, ihren Lieblingen 
einen gefüllten Geldfad zu binterlaffen, von dem die Kindern ohne 
Arbeit und Mühe von den Zinfen — alfa von der Arbeit Anderer 
— hätten leben fönnen. Dies ijt gut fo. E3 war höchſte Zeit, daß 
mit dem Rentenideal einmal gründlich; aufgeräumt wird. Man 
foll fleißig fein und was lernen, fparen foviel man kann und 
niemand hat etwas dagegen, wenn man dann im höheren Alter 
die Früchte feines Fleißes in Ruhe und "Würde genießen Tann. 
Uber die Umwandlung der Erſparniſſe in Zindpapiere war ein 
Krebsſchaden unferer Volfdwirtfchaft geworden. Der Zindge- 
danke hatte fich fo tief in da3 Rechtsbewußtſein unferes Volkes 
eingefrejien, daß es geradezu al3 unverantwortlic; angefehen 
wurde, „Daß Kapital anzugreifen“ und mehr als die Zinder- 
trägnifje zu verbrauchen. Gedanken, woher eigentlich diefe Zinſen 
Tämen, machte ſich gemeinhin niemand. Die durch dad Vor» 
bandenfein der Staat3papiere immer gebotene Gelegenheit, jeden 
überflüffigen Tauſendmarkſchein in ein zindtragende3 Papier 
umzuwandeln, ließ dieſe merfwürdige Eigenſchaft des Geldeß, 
„Zinſen zu tragen“, als etwas ganz natürliches erfcheinen, ald 
eine dem Gelde geradezu eigentümliche| Eigenfchaft — aus fich ſelbſt 
= jr — en. | | 

So ſehr entgegengefeßt dieſes „Aus⸗ſichs ſelbſt⸗heraus⸗Wach⸗ 
ſen“ des Geldes allen irdiſchen Erſcheinungen war, ſo wurde das 
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Zindtragen doch geradezu zum unumſtößlichen Dogma der lebten 
Jahrzehnte. Wir fagen nicht zuviel, dad in dieſer Tatſache, in 
diefem widerſpruchslos hbingenommenen Phänomen Des zind- 
tragenden Geldes geradezu der Kern des modernen fapi- 
taliftifhden Syſtems geſucht werden muß. 


Die Verſeuchung unferer wirtfhaftlihen Anfchauungen durch 
da3 Zind- und Rentenideal hat in jeder Weife nachteilig auf die 
foztalen Inftinfte der Menfchen eingewirkt. Wem e3 gelang, 
einen Haufen Geld zufammenzubringen, fo daß er von den Zinjen 
bequem Ieben fonnte, der hörte auf zu arbeiten, der war jeder 
Sorge um die Erhaltung feines Beſitzes enthoben, für den machte 
der Gtaat den Zinßeintreiber. “Für den galt nicht mehr das 
Dichterwort: „Was Du ererbt von Deinen Vätern, erwirb 
ed, um e3 zu beſitzen.“ Mit dem Rentenideal ſchied der Rentier 
au aus dem reife feiner fchaffenden Volksgenoſſen. Diez it 
das grundfäßlich den Leihlapitalbefit von jeder anderen Syorm des 
Beſitzes Unterfcheidende. Rein Bauer, fein Großgrundbefiger, 
fein Gewerbetreibender, fein Induftrieller kann ſich Hinjegen und 
Andere für ſich arbeiten laſſen, fie alle müffen ſich rühren, fleißig 
fein, den Acker bejtellen, arbeiten, fürjforgen für Robitoffe und 
Abſatz, und je größer die Unternehmung, je größer der Beſitz wird, 
deito mehr wird der Befiger zum höchit verantwortlichen Verwalter 
jeine8 Beſitzes im Intereffe der Gefamtheit wie in feinem eigenen. 
Uber mühelo3 fällt feinem anderen Befiß der Ertrag in den Schoß 
wie dem Befiter fejtverzinglicher Papiere — der Zins. 

Wie eine furchtbare Strafe für die Nutznießer des Renten» 
ideales trifft diefe nun die völlige Entwertung Ihrer Zinfen 
und ihrer Kapitalien. Nicht als Strafe im bürgerlichen Sinn, fon- 
dern gewiſſermaſſen metaphyſiſch als Strafe für eine verfehrte anti» 
joziale Geijtesverfaffung find die Millionen der Tleinen und 
mittleren Rentner um Rapital und Zinfen betrogen. 

Diez ſchließt keineswegs aus, dag die Leidtragenden, die ja für 
fich perfönlich nicht3 für ein verfehrtes Syſtem können, unjer volles 
Mitleid und unfere Hilfe verdienen. 

Diefe Hilfe hat aber nicht zu erfolgen al3 eine ebenfo unwür- 
dige wie ausſichtsloſe Bettelei, fondern als durchgreifende jtaatliche 
Hilfsaktion. Diefe Hilfsaftion kann nur in der Weife erfolgen, 
daß die Kleinrentner und diejenigen, die durch den beitehenden 
berfchleierten Staat3banferott — denn fo und nicht ander muß die 
jtaatlich betriebene bezw. verurſachte Geldentwertung bezeichnet 
werden — um ihr Einfommen betrogen find, ihr Schuldverfchrei« 
bungen an den Gtaat abliefern, und der Staat dafür eine aus«- 
fömmliche, dem gefunfenen Geldwert entjprehende Rente auf 
Lebensdauer feitfeßt. Durch eine derartige Hilfßaftion könnte den 
Kleinrentnern durchgreifend geholfen werden, unendlihe3 Elend 
gemildert und gleichzeitig der Staat von einer dauernden Zins⸗ 
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zahlung befreit werden. Mit dem Tode des Rentenbeziehers 
würde eben auch für den Staat die Schuld erlofchen fein. Die 
Abftufung der Rentenhöhe ließe fich nach den Ergebnijjen der Ver⸗ 
ſicherungsmathematik unſchwer einrichten. Eine foldye Hilfe für die 
Rleinrentner und diefen gleichgufeßende Bürger wäre nichts anderes 
als ein an ſich felbitverjtändlicher Akt fozialer Gerechtigkeit. Ueber 
die Durchführbarfeit kann gar fein Zweifel beitehen, wenn man ſich 
an die ungeheuren Summen erinnert, die fich unfere Regierung ver- 
pflichtet hat an den Feind zu bezahlen. Und die fittlihe Pflicht 
unfere eigenen Volksgenoſſen nicht verhungern zu laſſen, ſteht 
troß aller unterfchriebenen und abgepreßten Verträge viel höher 
al3 die Vertragdtreue unerjättliden und rachgierigen ‘Feinden 
gegenüber. Unter Berüdfichtigung der eben — ſozialen 
Hilfsaktion für die am empfindlichſten getroffenen Opfer einer 
perfehrten Finanzpolitik, ſowie einer grundſätzlich falſchen Auf- 
faſſung vom Sparen dem Rentenideal zuliebe, bleibt daher die 
einzige Rettung, der einzige Ausweg aus dem ſonſt 
unentwirrbaren finanziellen wirtſchaftlichen und 
moraliſchen Chaos, die Aufhebung des Zinfen- 
dienſtes aus allen feſtverzinslichen Schuldver— 
ſchreibungen der Staaten uſw. 

Für Deutſchland iſt die Verweigerung einer Zin szahlung 
aus den Wiedergutmachungspapieren Lebensbedingung. Es 
braucht damit noch nicht einmal eine Weigerung der Wie— 
dergutmachung verbunden ſein, eine ſolche liegt auf der 
Seite der Siegervölker durchaus im Rahmen des Rechts⸗ 
bewußtſeins des Siegers, der eben kraft ſeines Sieges das Recht 
hat, Sühne und Schadenerſatz zu verlangen für wirklich ange— 
richteten Schaden. Ein Wiederaufbau Nordfrankreichs Tiegt aber 
im Bereich der Leiltungsfähigfeit Deutfchlands: eine folidarifche 
MWiederaufbauarbeit der am Krieg beteiligten VBölfer würde fogar 
eine fegendreihe und willkommene Arbeitägelegenheit für ganz 
Europa bedeuten; aber eine Zindzahlung, die weit größer ift al3 
die Wiederaufbaufojten, iſt für alle Beteiligten gleich verhäng- 
ni3voll. Denn wenn auch die weltbeherrfchenden Geldmädte noch 
fo viel Zinfen einjteden, deshalb befommt fein vertriebener nord⸗ 
franzöfiiher Bewohner fein zerjtörte8 Heim wieder aufgebaut, 
und die ungeheure Zinjenlajt des franzöfifchen Steuerzahler wird 
um feinen Centime fleiner. Uber alle trifft da3 gleiche Unheil der 
Entwertung ihrer Erjparniffe durch eine allgemeine Geldentwer- 
tung, der die Steigerung der Einfommen nirgends Schritt hält. 
Gewaltig und allbeherrfchend fteigt nur die Macht des über- 
ſtaatlichen Kapitals zu weltbeherrfchender Größe auf. | 

Eine Befreiung von der Weltherrfchaft mammoniftifcher Ge- 
walten ift nicht nur eine völfifche, wirtfchaftliche und finanzielle 
VNotwendigkeit, fie ift auch eine Notwendigkeit allerhöchſter fittlicher 
Bedeutung. Eine Löfung auf unblutige Weife, wie wir fie eben 
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angedeutet haben, müßte auch von den Juden richtig verſtanden 
werden als die einzige Wöglichkeit, ſich zu bewahren vor geradezu 
fürchterlichen Formen der blutigen Befreiung von den Qualen der 
Zinsknechtſchaft, die heute auf den Völkern laſtet. 


Ob unter einſichtiger Mitarbeit der derzeitigen Nutznießer 
des hochkapitaliſtiſchen Syſtems oder gegen dieſelben, wird die 
Brechung der Zinsknechtſchaft erfolgen mit Natur— 
gewalt. Meiſtern können ja heute die mammoniſtiſchen Welt» 
beherrſcher die Weltwirtſchaftskriſis ſchon lange nicht mehr. Eine 
Herrſchaft, die auf grundſätzlich falſchen Rechtsvorſtellungen auf» 
gebaut iſt, läßt ſich eben auf die Dauer nicht halten, ſie muß zu— 
ſammenbrechen. 

Die Vorſpiegelung, daß der Staat zur Befriedigung feines 
Geldbedarfes fi an dag Großfapital zu wenden hätte, wofür 
er Zinfen zu bezahlen hätte, iſt eine bewußte Irreführung mit 
dem beabfichtigten und fait gelungenen Endzweck, die Regie: 
rungsgewalt in den ausſchließlichen Dienjt der Geldmähte zu 
prefjen. Uber eben an der Widernatürlichfeit dieſes Zuſtandes 
wird die Herrſchaft der Geldmächte über die Staaten und Völfer 
zerbrechen. 

Diefe Herrfchaft wird um fo eher zerbrechen, je eher ınutiger 
Entſchluß wagt, die SFinanzierung eine großen Werfe3 auf zins— 
Iofer Grundlage vorzunehmen. 

Damit fommen wir zum 2. Vorfchlag, der den Weg zeigt wie in 
Zufunft die Wiederkehr fo verfehrter jtaatlicher SFinanzpolitif ver: 
mieden werden fann. 

„Der Staat beftreitet die Roften für Neufhöp- 
fungen (AusbauponWafferfräften Eifenbahbnund 
KRanalbauten ufw.), foweit die Mittel biefür nidt 
durch dDirefte Steuern aufgebradit werden fünnen, 
durd Die Ausgabe unverzinslidher Staat3faffen- 
Icheine. 

Wir halten und für verpflichtet, diefen Vorfchlag an einem 
recht finnfälligen Beifpiel zu erflären. 

Da3 und Bayern am nädjten liegende Beifpiel — die Er- 
ſchließung unferer Wafferfräfte — ift um deswillen bejonders 
geeignet, weil der hier vorliegende Fall „mutatis mutandis“ auf jede 
große Neufchöpfung anwendbar ift. 

Wir jtellen gegenüber: Wie e3 gemacht wurde und Wie 
esgemacht hätte werden Sollen. 

Der Ausbau der bayerifchen Waſſerkräfte verurſacht einen 
Koftenaufwand von ungefähr 800 Millionen Marf. Zu diejem 
Zwede wurde eine Aftiengefellfihaft gegründet. Dieſe Aktien— 
Geſellſchaft bejteht aber nur aus einigen Staatsbeamten und 
KRommifjaren, fo daß wir e3 eigentlich nur mit einer Scheingrüns- 
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dung des Gtaated zu tun haben. Das Kapital diefer Aftien- 
Gefellfhaft tft fait ganz vom Staate gegeben worden. Gelbjt- 
veritändlich find audy die fogenannten „D* Banken beteiligt. Das 
Aktienkapital beträgt 50, bezw. 75 Millionen Narf. 

Diefe Aktiengeſellſchaft fchreibt nun unter der Garantie des 
Staate3 eine NRiejenanleihe au von 800 Millionen Marf. Dieſe 
Anleihe wird zum Kurſe von 98 Y% außgegeben und mit Aa Yo 
verzinſt und foll in ca. 63 Jahren mit 11/2 %o getilgt werden, beginnend 
mit dent Jahre 1926, dem Jahre, in dem man die Werfe in Betrieb 
zu nehmen hoff. So wurde es befchlojjen und durchgeführt 
troß rechtzeitiger Gegenvorfchläge. | 

Wir müffen und nun fragen; was fojten und nun unjere 
bayerifchen Wafjerfräfte? 

Zunädjt einmal find die geſchätzten Baukoſten 

aufzubringen mit 800 000 000 W. 
Dann fommt die Verzinfung der geliehenen 

800 Millionen bis zum Jahre 1926, wäh. 


rend der Bauzeit zu Al Yo = 180000000 „, 
und fchlieglidh die Verzinfung während der 
borgefchriebenen Zilgung3geit 712000000 „, 


DaB find zufammen: 1692000000 A. 

Rechnen wir ferner nur eine 6% Dividende 
auf das eingezahlte Aktienkapital von 50 + 75 
— 125 Millionen Marf, folange die Tilgung 
dauert, alſo 37 Jahre, fo find die weitere 277500000 „, 
fo ergibt die3 zufammen mit obiger Summe: 1969500000 NE. 

Dies iſt aber die allergünftigjfte Unnahme! 

Wir wollen aber gar nicht ftreiten, über ein Hin und Her 
bon ein paar hundert Millionen, nachdem der baperifhe Staat 
mit der vorgenommenen Syinanzierung auf dem Anleiheweg auf 
alle Fälle weit über eine Milliarde berfchenft! herfchenft an 
die Großfapitaliften, die jo freundlich find, dem armen bayerifchen 
Staat ihre überflüffigen Millionen — denn fonft Fönnten fie diefe 
Millionen ja nicht berleihen — gegen 41/% Zind zu pumpen. 

Wenn, wie ganz beftimmt zu erwarten, die vorgefehenen 
Baufoften bei weitem nicht ausreichen, fo müffen natürlich neue 
Anleihen aufgenommen werden, und an eine Tilgung tjt gar nicht 
zu Denken, dann koſten die bayeriſchen Waſſerkräfte eben dem 
bayeriſchen Volfe Jahr für Jahr fo viel Zinfen, daß man davon 
alle 5 Jahre ein neues Walcienfeewerf bauen fönnte Aber 
das ijt ja ganz gleichgültig. Der Ausbau der bayerifchen Waffer- 
kräfte iſt ja bei der betriebenen hochkapitaliſtiſchen Finanzierung 
eigentlidy gar fein Vermögenszuwachs für da3 bayerifhe Voll, 
fondern nur eine willfommene Gelegenheit zur Unterbringung von 
800 Millionen flüffiger Gelder, gegen guten und unbedingt ficheren 
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in für das Großfapital. Deshalb muß ja auch der baperifche 
taat — d. 5. in diefem Fall, der bayeriſche Steuerzahler — 
die unbefhränfte Haftung für Rapital und Zinfen (jiehe 
Ausfchreibungdbedingungen) übernehmen! Es iſt alfo ganz gleich 
ob die Werfe wirflih Strom liefern fönnen, oder ob ein Vatur— 
ereignid 3.8. ein Erdbeben die Werfe zerjtört, oder ob die Werke 
halb fertig liegen bleiben, — die Rapitaliften befommen ihre 
Zinfen, und fei e8 aus eigen für diefen Swed ausgeſchrie— 
benen Steuern. — So jteht3. 
Daran, daß die Werfe alfo im allergünftigiten Fall rund 
2 Milliarden foften, daran beißt die Maus feinen Faden ab. 


Bevor wir zur Beiprechung unferes Vorſchlages gehen, müfjen 
wir noch befonder8 auf die Seltjamfeit hinweifen, daß Derjelbe 
bayerifche Staat, der die Garantie und Bürgſchaft für Kapital 
und Zinfen der außgegebenen Schuldverfchreibungen übernehmen 
fann, und dieſen Papieren fogar die „Mündelſicherheit“ ver- 
leiht, alfo fofort gutfteht für die 800 Millionen, — alſo doch dieſe 
800 Millionen eigentlichi auch befien muß, — denn ſonſt würden 
ihm die Rapitaliften doch gewiß ihr teures Geld nicht anvertrauen, 
daß dieſer bayerifche Staat nicht direkt diejes fein Vermögen be= 
nüßt, um Die bayerifhen Waijferfräfte aus eigenem Recht und 
eigener Machtvollkommenheit ausbaut. 

Wir müffen auch noch beſonders darauf hinweijen, daß der 
bayerifche Staat mit der Ausgabe der 800 Millionen neuen Wert- 
papiere, tatfähli 800 Millionen ſchön bedrudteg Papier in 
den Verkehr bringt, das wegen feiner befonderen Sicherheiten, 
mit denen e3 außftaffiert ift, mindejten3 eben jo gut wie gewöhn— 
liches neues Papiergeld if. Der glüdliche Beſitzer von einigen 
Millionen Wafferfraftobligationen fann fi} damit Faufen, wa3 
er will. Ob er diefe Waiferfraftobligationen direft in Zahlung 
gibt, oder eine Fleine banfgefchäftlihe Transaktion dazwiſchen 
Ichiebt, ift für die freie Betätigung der Rauffraft des Betreffenden 
a on ſeines Beſitzes von Wafferfraftobligationen ganz be— 
anglo8. 

Zuſammengefaßt haben wir alfo bei dem Ausbau der baye- 
rifhen Waſſerkräfte Folgendes vor und: Der bayerifhe Staat 
pumpt 800 Millionen, diefe verzinjt er und will fie tilgen. Das 
foftet mindeftend 2 Milliarden. Der Ausbau der Wafferfräfte 
fojtet alſo nicht 800 Millionen, wie der geduldige Steuerzahler 
annimmt, ſondern er muß entweder durch teure Otrompreife, oder 
gar durch Gteuern für den Ausbau der bayeriſchen Waſſerkräfte 
über 2 Milliarden berappen. Der Steuerzahler hat außer- 
dem die Gefamtgarantie zu übernehmen gegenüber dem Rapita- 
liiten, die Wafferfräfte find nicht etwa freier Beſitz des bayerijchen 
Volkes, fondern find ausdrüdlih dem „Geldgeber“ verpfändet! 
Die Bayern befommen aus ihren bayerifhen Waſſerkräften nicht 


etwa billigen Strom, fondern der eleftrifche Strom koſtet durch 
die Zindpflicht ca. 3—Amal ſoviel, al3 die wirflihen Erzeugung» 
foften des Stromes betragen; d. h. die Gehälter und Löhne jämt- 
licher bei den „Staatlidien Wafjerfraftwerfen“ befhäftigten und 
bedienfteten WUrbeiter, Schleußenwärter, Ingenieure, Techniker, 
Kaufleute, VBerwaltungsbeamte, Eleftrotechniter, Büroperjonal uſw. 
ferner alle3 im Laufe eined Jahres benötigte Schmiermaterial, Putz⸗ 
wolle, Sicherungen, die Reparaturarbeiten ufw., betragen nur 
den 3. oder 4. Seil der jährlichen Zinfen! Ueberdies gibt der 
Staat noch ein paar Waggon neue Wertpapiere au, um einem 
dringenden Bedürfnis abzuhelfen. 

Dad ganze nennt man im Iargon hochkapitaliftifcher Denf- 
weife: „eine bejonder8 glüdlidhe Syinanzierung auf der breiten 
Baſis einer gemifchtwirtichaftliden Grundlage.“ 

Nun zu unſerm Vorſchlag: 

Klarer Iogifcher Verftand muß ſich fagen: Die Werfe werden 
dod) von unferen bayerifchen Ingenieuren projeftiert, fie werden 
von Ddiefen gebaut, bayerifche Arbeiter, bayeriihe Unternehmer 
führen die Urbeiten in jahrelanger fchwieriger und fleißiger Arbeit 
durch, bayerifche Verwaltungsbeamte oder Kaufleute Baben die 
Werke fpäter zu verwalten — und das ganze bayerijhe Volk hat 
durch die Genehmigung feiner Volfövertreter feinen Willen fund 
getan, die bayerifhen Wafferfräfte auszubauen. Noch mehr: da3 
bayeriſche Volk in feiner Gejamtheit hat fich bereit erflärt, die be= 
nötigten Kredite für den Bau zu bewilligen. Warum aljo, — 
fo fragen wir, — ftellt der Staat nicht aus eigenem Recht und 
aus eigener Machtvollfommenbeit die benötigten Zahlungsmittel 
zur Verfügung auf Grund der genehmigten Kredite? Wenn der 
Staat Schon für 800 Millionen gut ift — den Rapitalijten gegen 
über — warum gibt er dann nicht ftatt der „verzinslichen“ 800 Nlil- 
lionen neuer Papierjcheine (der Wafferfraftobligationen), under 
zinsliche Gutfcheine der baperifchen Staatsbank au8? Davon, 
dag er gleich ebenfall3 800 Millionen neue Staatskaſſenſcheine 
ausgeben jollte, kann natürlich gar feine Rede fein, denn die braucht 
er ja gar nicht glei. Zur Bezahlung der Arbeiter und Unter— 
nehmer bräuchte er im erjten Jahr vielleiht 40-50 Millionen, 
aljo einen Betrag, den die Gejamtbayerifche Wirtfchaft in feiner 
Weife als Inflation fpüren würde. Im folgenden Jahr wären 
dann jchon wieder fehr viele diefer Millionen durch die Bahnen 
des Geldverfehr3 in die ftaatlichen Raffen zurüdgefloffen, und 
e3 bräuchte, wenn überhaupt, nur ein viel Fleinerer Zuſatzbetrag im 
2. und den folgenden Jahren in Verkehr gebracht zu werden. Dabei 
it noch gar nicht an die Gelbitverjtändlichfeti der baargelödlofen 
Ueberweifung gedacht, die jede inflationiftifche Einwirfung bon 
vornherein ausſchalten würde. In Wirklichkeit kann ja überhaupt 
von einer Inflation ſchon deshalb nicht geiprachen werden, weil 
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im vorliegenden Syall den ausgegebenen Geldfcheinen neugejchaf- 
fene Werte gegenüberftehen — und nicht wie bei unjerer derzeitigen 
Regierungsfinanztunft — nichts! 

Man hat fi in den letzten Jahren wirklidy nicht gejcheut, 
Geld aus Bapier zu maden. Un eine „Dedung“ dieſes 
PBapiergelde3 bat man nur mit Graufen gedacht, aber nichts für 
eine Dedung getan. Und nun wo eine herporragende wirt« 
ichaftliche Kraftquelle erfchloffen werden foll, follte die Ausgabe 
von ein paar Millionen neuer Gutfcheine hinter denen eine volls 
wertige Dedung ſteht — „inflationijtifch“ fein?? Ob nein! jolche 
Einwände mag man dem armen verängjtigten Steuerzahler vor» 
machen, aber nicht jemanden, der den unerhörten Schwindel hoch— 
fapitaliftifcher Unleihepolitif Far durchſchaut. 


Als der bayerifche Nevolutionzjtaat im November 1918 fehr 
piel Geld brauchte, da konnte er auf einmal Geld druden aus 
eigener Machtvollfommenbeit, ca. 120 Millionen völlig ungededtes 
Bapiergeld wurde audgegeben, die verjchiedenen Gemeinden Bay 
ern? gaben ihr KRriegänotgeld aus: indgefamt 138 Millionen, 
lauter „ungedecktes“ Geld zu ganz unproduftiven Zweden. Das 
war inflationiftifche Geldpolitif. Alan hat eine folche Finanzpolitik 
nun allerding3 nicht als da3 Ideal bingejtellt — aber man hat 
lie gemacht. Es ſteht Daher dienjenigen am wenigjten an über 
Inflation zu jammern, wenn e3 fi um eine Geldfhöpfung zu 
produftiven Sweden handelt, die doch recht unbefümmert um 
die weiteren Syolgen de3 betriebenen Finanzbolſchewismus den 
Geldbedarf des Reiches mit der Notenpreſſe gededt haben. 


Die Dedung des gefamten Staat3bedarfes mit Hilfe der Noten⸗ 
prejje ijt reiner Syinanzbolfhewismus. Räterußland ijt mit 
diejer angeblich antifapitaliftifchen Geldpolitif in die vollkommene 
und rettungdloje Abhängigfeit vom Großfapital geraten, nirgends 
it e3 für das Großfapital leichter, wirtfchaftliche Ronzeffionen aller 
Art zu erhalten. Defterreich hat mit viel Erfolg feinen SYinanz- 
bolfcjeiwismus betrieben, auch dort werden alle Staat3bedürfniife 
mit der „Notenpreſſe“ gededt. Die Folge ift auch hier eine uner- 
hörte VBerarmung des Mitteljtandeg, eine rafende Geldentwertung, 
und die Außlieferung allen nationalen Beſitzes an das auslän— 
diihe Großfapital. Daß die finanzielle Verſklavung Oeſterreichs 
an daB Ausland über den Weg des Auslandskredites noch nicht 
weiter vorgefchritten ijt, hat feinen Grund in dem Syehlen jeder 
Stoatdautorität, die Dem internationalen Rapital Garantie bieten 
könnte für den richtigen Eingang der Zinfen. Es ift dabei aber 
außerjt bemerfendwert, daß auch in Defterreich für die Erbauung 
der großen Cleftrizitätßwerfe vom SFinanzbolfhewismuß des 
Notendruckens abgegangen wird, und man fich für die Schaffung 
großer produftiver Werte an die bewährten Methoden weſteuropäi— 
Iher hochkapitaliſtiſcher Unleihepolitif erinnert, und in diefen Tagen 
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eine feftverzinäliche Anleihe über 1000 Millionen Kronen aus» 
gefchrieben hat. Man hat alfo in beiden Fällen mit großer Schlau- 
heit die verfehrten Maßnahmen getroffen. Statt den unproduf- 
tiven Staat3bedarf, die Koſten der Verwaltungsmaſchine ufw. 
aus Gemeinfchaftsleiftungen an den Staat zu deden — d. h. durd) 
Steuern — bezahlt man die Beamten ufw. mit Papier. Und für 
die Erjtellung volfäwirtfchaftlich gewinnbringender Werfe wendet 
man fich vertrauensvoll an den KRapital3marft und pumpt fich 
1000 Millionen zufammen, die man dann ſchwer verzinfen muß, 
obwohl man e3 doch ſonſt geradezu zur Meifterfchaft im Geld- 
machen gebracht hat und alle 8—14 Tage eine neue Milliarde 
neuer Xioten fabriziert. 


Bei und in Deutfchland, dem Land der Halbheiten und! Kom⸗ 
promifje, dem Lande, in dem neben gewaltigiter Rraftentfaltung 
und Energie fich erbärmlichſte Schwachheit und Charafterlofigfeit 
breit madt, in diefem Deutſchland, dad dem Ausland nicht mit 
Unrecht als die europäifche Sphinx vorkommen muß, iſt e8 auch) auf 
finanziellem Gebiet am allerveriworrenditen. Im Unterbewußt- 
fein hat man noch das Gefühl, daf die Bedürfniffe de3 Staates 
nach dem alten fridericianifhen Rezept nur aus Gemeinjchafts- 
leiftungen an den: Staat zu deden feien — deshalb betreibt man das 
Steuermacdhen mit fo viel Inbrunjt. Um aber nicht altmodifcd) 
zu fein, hat man dem SFinanzbolfchewigmu fa ausgiebig gehuldigt, 
daß wir heute im Beſitze von rund 90 000 000 000,00 Wark ſchön 
bedructen Papiergeldez find, hinter dem praftifch Feinerlei Deckung 
iteht. Außerdem hat man noch weit über 300 000 000 000,00 Narf 
feftverzindlihe Schulden gemacht, ferner bemüht man Ti der 
Schonung längjt erfannter Irrlehren zu Liebe um die Vollſoziali— 
lierung des Deutſchen Beſitzes durch uferlofe Steuerprojefte mit 
dem Erfolg, den Ulfr. Lansburgh im Auguſtheft der „Bank“ fehr 
nett folgendermaßen umfchrieben hat: „Die Verfuhung zur Steuer- 
deftaudation wächſt nit nur im gleihen Verhältni3 zur Schwere 
der Steuer, fondern noch viel fchneller als diese, ſobald die in her— 
gebrachten Eigentumdbegriffen befangenen Bejiterfreife (1) die 
Steuer nicht mehr al3 gerechten Beitrag zur nationalen Koſten— 
dedung, jondern ald — gewollte oder ungewollte — Enteignung 
empfinden.“ 


‚ Mur im Vorbeigehen möchten wir auf die Einjtellung Land» 
burgh's zum Cigentumdbegriff hinweifen, denn wir haben uns 
diefen Gab nicht wegen der zutreffenden Bemerfung über die 
gefunfene GSteuermoral notiert, fondern wegen der Bemerfung 
über die „in hergebrachten Eigentum3begriffen be 
fangenen Befigerfreife" Wir fragen ung natürlich, welche 
neuen Eigentumdbegriffe Herr Lansburgh in Zufunft „ohne Bes 
fangenheit im hergebrachten Cigentumäbegriff“ wohl in Geltung 
jehen möchte. Unferes Erachtens gibt es überhaupt nur einen 


eindeutigen Begriff vom Eigentum, der in einfachen Köpfen ſich 
etwa in die Worte faffen laͤßt: „Was mein ijt, ijt mein“. Pie 
Antitheje marriftifcher Prägung, wonad nach Proudhon: „Eigentum 
Diebftahl ift“, hat fich heute in vielen Köpfen umgeformt in die 
Worte und leider au in die Tat: „Wa Dein ift, ijt mein“. 
Wie weit dieſer weitverbreitete moderne Cigentumßbegriff ver- 
geiftigt und fublimiert und an Vathenauſche Organifationzformen 
angeglichen ijt bei Herrn Landburgb, vermögen wir nicht zu fagen. 

Mir find fcheinbar etwas von unferem Thema abgefommen, 
aber ex war dies nötig, um gleich von vorneherein die ung gegen- 
über immer wieder gebrachten Einwendungen in ihrer Unhalt- 
barfeit darzutun. Der Haupteinwand ift immer die angebliche In- 
flation, die durch die Ausgabe von neuen Staatskaſſenſcheinen her- 
vorgerufen würde. — Wir mußten deshalb 

erſtens nachweifen, daß von einer „Inflation“ überhaupt Feine 
Rede fein kann, wenn gleichzeitig neue Werte gefchaffen werden; 

zweitens, daß durch den Druck der Waflerfraftobligatismen 
ja ebenfall3 neue PBapierwerte gefchaffer werden, die für die Be- 
ſitzer „Kaufkraft“ find; 

drittens, daß bei der üblichen Geldbeſchaffung auf dem An— 
leiheweg auf jeden Fall viel mehr neue Papier gedrudt wird, 
als wenn nur die laufenden Bedürfniffe für den Bau durch neue 
Aotenausgabe gededt werden müffen; 

biertend haben wir befonder3 darauf bingewiefen, daß nur 
ein ganz geringer Bruchteil des Gejamtbedarfes wirklich in neuen 
Noten ausgegeben werden müßte, da der Großteil der Zahlungen 
bargeldlos erfolgen fönnte; 

fünften? haben wir den Nachweis gebracht, um welch unge: 
heure Summen durch die Erbauung aus Unleihemitteln die großen 
Kraftwerke verteuert werden; 

fechjteng haben wir damit den Beweiß geführt, daß die übliche 
Form der SFinanzierung auf dem Unleiheweg gleichbedeutend iſt mit 
der Auslieferung der wertoolliten nationalen KRraftquellen an da3 
Leihlapital. Nicht die Gefamtheit hat den Nutzen au der Arbeit 
ihrer Ingenieure und Arbeiter, aus den Bodenfhäßen und Waffer- 
Träften, jondern die Verbraucher müffen den Strom oder die Er- 
zeugnijje Daraus, wie Stidjtoff, durch die Zinspflicht um ein viel» 
faches verteuert bezahlen; 

ſiebtens ift noch beſonders bemerkenswert, daß die Geſamtheit 
für alle diefe Sribute an das Großleihfapital noch ausdrücklich 
die Garantie übernommen hat. 

NAur wenn man fich alle diefe Punkte vor Augen hält, kann 
man ji ein Bild machen von der geradezu unglaublichen Ver- 
fahrenheit unferer finanziellen VBerhältniffe. 


a, 


Auch für diefen unferen zweiten Vorſchlag gilt, daß die große 
Einfachheit und Klarheit desjelben die Durchführung jo erjchivert, 
nicht deshalb, weil die Durhführung an ſich ſchwierig wäre, 
fondern weil die Widerftände, die aus intereffierter Gegnerfchaft, 
aus Denkffaulheit und Bequemlichkeit herrühren, fo unendlich ſchwer 
zu überwinden find. 

Gerade weil wir da3 wiffen, haben wir bei der Begründung 
dieſes Vorfchlages etwas weiter audgeholt, und zwar gerade in den 
Richtung nach Aufdeckung der Trugſchlüſſe in den beitehenden 
Borftellungen. J — 

Es iſt ſonnenklar, daß nur eine ſolche Staatsfinanzverwaltung 
als geſund gelten kann, welche die laufenden Ausgaben für 
Verwaltung, Rechtspflege, Kunſt und Wiſſenſchaft, Landesverteis- 
digung uſw. aus laufenden Einkünften ſchöpft — alſo aus den 
Ueberſchüſſen der werbenden Staatsbetriebe und aus Steuern — 
während die Koſten für Neuſchöpfungen, ſoweit fie nicht durch 
befondere Umlagen aufgebracht werden fünnen, aus eigener Wacht⸗ 
vollkommenheit auf Grund der Bewilligung durd) die Volksver⸗ 
tretung nah gewilienhaftefter Prüfung der Notwendigkeit und 
Zweckdienlichkeit durch die Ausgabe von ftaatlichen Gutfcheinen 
zinslos gedeckt werden. 


Der Begriff diefer „Geldſchöpfung aus eigenem Recht“ möge 
durch ein Beijpiel auß dem täglichen Leben noch furz erläutert 
werden. Im Fleinen Kreife untereinander befannter Geſchäfts⸗ 
leute reißt jemand, der von einem Anderen eine Lieferung 
erhalten bat, aus feinem Notizbuch ein Blatt Papier heraus und 
Ihreibt darauf: Gutſchein über 100 Mark und unterzeichnet 
diefen Gutfchein mit feinem Namen. Der Empfänger wird in 
der Lage jein, diefen Gutſchein im Kreiſe der Befannten jo 
gut wie bares Geld weiterzugeben. Im Nachbarort wird man 
allerdings dieſen Schein nicht für Geld annehmen. Was hat diefen 
Gutfcheinfchreiber getan? Er bat „Geldihöpfung getrieben aus 
eigenem Recht.“ Das fo gefchaffene Wertzeichen bat allerdings 
nur eine jehr bejchränfte Umlaufmöglichkeit, fie befchränft fich 
auf den „Hoheitsbereich“, in dieſem Fall nennt man es Bekannten⸗ 
kreis des Betreffenden. 


Wenn eine Gemeinde in ihrer Geldnot ſchöne Zettel drucken 
läßt mit dem Zahlungsverſprechen darauf über 50 Pfg., 1, 5, und 
10 Mark und jeht Darunter die Namen des Bürgermeifterd und 
einiger Stadte oder Gemeinderäte, jo wird dieſes Geld, wie win 
ja alle aus der Kriegszeit wiſſen, von jedermann ebenfo genommen, 
wie DaB Reichsgeld. Was bat jo eine Gemeinde betrieben? 
Geldſchöpfu ngauseigenem Recht. Auch bier iſt wieder⸗ 
um der Hoheitsbereich beſchränkt auf das Weichbild der Stadt 
oder der Gemeinde. 


Feder-Buckeley: Der kommende Eteuerftreik. 
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Wenn aber z. B. Bayern — wie es ja getan hat — von feiner 
Staatsbank Staatskaſſengutſcheine ausgibt, ſo hat es damit auch 
nichts anderes getan, als Geldſchöpfung Betrieben aus eige- 
nem Recht. Der Hoheitsbereich dieſes Geldes war eben das 
ganze Land Bayern. 


Eine ſolche Geldſchöpfung iſt nun in allen Fällen nur dann 
zuläſſig. wenn hinter dem Zahlungsverſprechen, hinter dem 
Gutjchein die Sicherheit der Umwandlung in ein wirkliche Sad 
gut Steht, fei e3 alfo, daß der Einzelne oder die Gemeinde 
ihre Gutfcheine einlöft in irgend einer Leiſtung oder Lieferung, 
(indem 3. B. die Gemeinde da3 Notgeld als Zahlung für ge- 
lieferten eleftrifchen Strom oder für Gas und Waffer annimmt), oder 
daß der Staat dieſes Geld auß den Erträgnifjen feiner Ein- 
richtungen oder Werfe einlöft oder an feinen Rajjen an Zah» 
Iungöftatt annimmt, daß er alfo für den gelieferten Strom oder 
Stidftoff die Wafferfraftgutfcheine in Zahlung nimmt, oder Die 
Eifenbahnfahrfarten damit bezahlen läßt, aljo Transportarbeit 
leitet, oder Briefe befördert. Wenn eine foldhe Erfüllung Binter 
den Bapierfcheinen jteht, und ſoweit eine ſolche Erfüllung aud) 
durchgeführt wird, iſt eine folche Geldfchöpfung aus eigenem Recht 
unbedingt zuläffig und auch faufmännifch einwandfrei, jo ein- 
wandfrei wie irgend ein Schuldverſprechen, die Uebernahme einer 
Wechſelſchuld oder eine terminmäßige Zahlungsweiſe. 

Eine ſolche „Geldſchöpfung“ kann gar nicht verboten werden, 
wie e8 der neue Erlaß der Reichgregierung verjfucht, der die 
Ausgabe von Motgeld verbietet. Diefer Erlaß läßt den Wifjenden 
fehr tief blidfen, denn er zeigt die ReichSregierung in bollendeter 
Abhängigkeit von den einjeitigen Intereſſen de Großleihlapitalg, 
dejjen ganze Nacht auf der Aufrechterhaltung de3 Zinſenwahnes 
ſteht. Wenn erjt die Erfenntnig Gemeingut geworden ijt, daß 
der Staat feine Machtmittel nicht dazu hat, für die Verzinfung 
der Milliarden des Großleihfapital8 zu forgen, wird 
Geld wieder viel mehr feinem eigentlichen Zweck als Be- 
triebSmittel der Wirtfchaft zugeführt werden. Das Geld wird 
dann aus feiner beherrfchenden Rolle verdrängt und wieder 
zum Diener der Wirtfchaft werden, ala welches es erfunden 
und geichaffen worden if. Dann wird es auch jedem fleißigen 
und tüchtigen Menſchen, jeder Indujtrie wieder viel leichter wer- 
den, fich Betriebgeld zu befchaffen für Erweiterungen und Ver- 
pollfommnungen der Betriebe, weil der reine Geldbeſitzer nicht 
mehr einfach ſich Staatspapiere Faufen kann, die ihm ficheren 
Zind abwerfen, fondern, wie ein anderer Wirtſchafter — 
will er fein Geld nit nur als unverzinsliches Schatgeld oder 
Spargeld im Kaften liegen haben — für fein Geld Anlage fuchen 
muß, dieſes Geld riäfieren muß, ſelbſt es anbieten muß in Kon⸗ 
furrenz mit den ungeheuren Summen, die nad; Aufhebung des 
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ſtaatlichen Zinfendienfte8 Anlage fuchen werden, indem fie fich 
gegenfeitig in ihren Sjorderungen bei denjenigen, Die unterneh- 
mungdlujtig neue Werfe errichten, unterbieten. 

Mir werden ganz im Gegenteil zu der oft ausgeſprochenen 
Befürchtung, daß nadı Brechung der Zinsknechtſchaft niemand 
mehr fein Geld berleihen würde, erleben, daß die Dedung des 
Geldbedarfes niemal3 leichter und billiger zu bewerfitelligen fein 
wird, al3 unter dem Angebot3zwang, dem der Geldbefi unterliegen 
iwird, wenn die Hochburg des modernen Kapitalismus, — der Zin- 
jenwahnfinn des Staates, aufgehoben fein wird. 

Aus diefem Grunde wird e3 auch gar nicht notwendig fein 
an ein allgemeines Zinsverbot auch für Private zu denken, wie 
wir es aus der Geſchichte kennen. Soldye allgemeine Zinsver⸗ 
bote waren zu ftarfe Eingriffe in das Gelbitbejtimmunggrecht des 
Einzelnen, als daß fie nicht immer wieder umgangen worden 
wären. Es foll auch jedem unbenommen bleiben, denjenigen, 
der ihm durch ein Darlehen die Aufmachung eines Gejchäftes, Die 
Gründung einer Syabrif etc. ermöglicht hat, an feinem Gewinne 
teilnehmen zu laſſen. Er mag für einen ſolchen Dienſt fo viel 
oder jo wenig Abgaben entrichten als er mag und al3 er es 
fertig bringt. 

Ziel und Zwed der von und vorgeichlagenen Staatsfinanz⸗ 
reform fann gar nicht fein, das Zinsproblem durch ein allgemeines 
Zinsverbot zu Iöfen, und dem privaten Geldbedarf eine billige 
oder zinsloſe Geldquelle zu erfchließen, die Aufgabe der Staats» 
finanzreform ift nur die, die Vorausſetzungen zu fchaffen für eine 
der Gütererzeugung vorteilhafte Gejtaltung des Geldmarfteß, ala 
Nebenwirkung der Hauptaufgabe: Der Befreiungpon Staat 
und Volk au3 der Zinsknechtſchaft gegenüber der 
überjtaatliden Jinanzgewalt. 

Als Ergänzung der zwei großen Grundforderungen ijt ald 
dritte Maßnahme für Deutfchland die Verjtaatlichung der Reichd- 
bank zu betreiben. Es ift hier nicht der Plab, dies im einzelnen 
zu begründen und darauf hinzuweifen, dag es an ſich ſchon ein 
ſtarkes Stüd iſt und auf die Unwiſſenheit und Gorglofigfeit 
der Bebölferung berechnet, daß die „VReichsbank“ troß ihres Na⸗ 
mens eben feine Staat3banf, fondern eine Aftiengefellihaft ift, 
der dom Gtaat neben anderen befonderen Bevorzugungen ind« 
befondere das Notenprivileg übertragen worden ijt.*) 


*)Die weiteren Maßnahmen, die ergriffen werben müſſen, um bie 
Staatöfinanzreform zu einer umfaffenden fozialen Großtat zu geitalten: 
die Regelung der übrigen feitverzinglichen Wertpapiere, insbeſondere ber 
Hypotheken, Damit der Wohnungsnot, das Altien« und Börfenwefen bezw. 
»Unwejen, den Abbau der ungeheuren Vermögendumfchichtungen Durch 
Kriegd- und Revolutionsgewinn ufw., find in ihren Grundzügen umrijfen 
im „Manifelt zur Brehung der Zinsknechtſchaft“, erfhienen bei Iof. &. 
Huber, Dieffen vor Münden im Jahre 1919. Als Rampforganifation gegen 
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Noch iſt es nicht zu ſpät, denn es iſt nie zu fpät für die 
Umkehr. Uber die Umfehr muß entſchloſſen und 7 Halb nn 
gegengen werden, wenn nicht eine allgemeine moralifche, wirt« 
haftliche und flaatlihe Verjumpfung den Untergang Europas 


befiegeln foll. 


die verfehlte Staatsfinanzpolitif Hat ſich der Deutliche —— zur 
Brechung der — — er det, deſſen — es iſt, durch inten⸗ 
ſive Aufklärung der Oeffentl it eit, ur aufflärende Schriften, — die 
die Entwidlung von wiſſenſchaftlichen Disputationen über das Zinsproblem 
— en des — hintanzuhalten und 
= — enken, was ſonſt unwe — als Ergebnis 
werſter und f mei eher Geburtöwehen * rſt Da eined neuer 
— und Wirtſchaftsideals vorausgehen muß. 
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Zufammenfaffung und Schluß. 
Der neue Staat. 


Wir wollen und zum Schluſſe den ganzen Gedanfenbau der 
vorliegenden Schrift nochmals wiederholen. 

Wir haben erfannt, daß die heutige Lage gefennzeichnet iſt 
dur die unbedingte Diktatur der Großgeldmadt. Krieg und 
Frieden dienen der maßloſen Mehrung der Macht der Großfinanz 
Nicht mehr um Reichtum3mehrung im bürgerliden Sinn handelt 
es fich hiebei, fondern um die Ausdehnung der Wacht zur unbe» 
dingten Herrfchaft über alle Erzeugungsgebiete, um die Kontrolle 
über die Völfer und Staaten. Als Herrſchaftsurkunden dienen in 
der ganzen Welt die feitverzinglihen Staat3papiere. Gerade in 
Diefer Tatſache haben wir den Kern und die Kraftquelle der über- 
jtaatlichen Syinanzgewalt erfannt. Diefe anonyme Herrſchaftsform 
it eine ganz neue Form ber Unterjochung ganzer Völker in einem 
Ausmaß, wie wir e3 aud der Geſchichte nicht Tennen. Bezeich- 
nend für diefe Herrichaftsform ift, daß fie ſich auf Recht 3poritel- 
lungen zu ſtützen verfucht, die tief in daB Rechtsbewußtſein Der 
Völker eingedrungen find, ohne daß fie wirflich als urfprüng- 
liche Recht gewachſen wären. 

Die urfprüngliche Herrfchaftsform war die der nadten Gewalt 
der phyſiſchen Uebermacht, der Unterlegene wurde zum Sklaven 

ema | 


In der gefchichtlihen Epoche war das Beitreben der Sie— 

ger mehr darauf gerichtet, ihre Uebermacht, ihre Herrfchaft zu 

egründen und herzuleiten auf göttlihde Sendung, felbjt die un« 

bejchräntteiten Defpoten nahmen dag „Gottedgnadentum“ für ihre 

Willkür in Anſpruch. Ausgezeichnet ift diefe Herrſchaftsform da⸗ 

durch, daß fie das Wohlergehen der Untertanen in ihrem Pflich« 
tenfrei3 aufgenommen hatte. 

Suum cuique war der von Ueberhebung natürlid; keines⸗ 
wegs freie Grundſatz des ganzen Mittelalters. 

Wenn heute mach dem Gturz der gefchichtlic gewordenen 
Gewalten die neue Herrfchaftsform des Geldjoches ſich außdehnt 
über die ganze Welt und fich dabei auf das „Recht“ ſtützt, fu 
müfjen wir leider erfennen, daß aerade diefe Herrfchaftsform die 
Menfchen in einer Weife rechtlo8 gemacht hat, daß fie heute mit 
ihren Regierungen bilflo8 in den goldenen Netzen zappeln. 

Die ftaatlihen Zindpapiere find die Maditinftrumente de 
Kapital gegenüber ber Arbeit. Das ift die interne Syorm der Zins⸗ 
knechtſchaft. Verfailler Vertrag heißt das Machtinſtrument ber 
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Sroßfinanz dem deutfchen Volk gegenüber. Die „auswärtigen 
Schulden“ find die goldenen Feſſeln, mit denen die „Sieger- 
völker“ den Banfgewaltigen von London-City und Wallftreet 
zinspflichtig geworden find. 

Zinfen find Steuern, fo lehrte und die Betrachtung des 
Reihshaugshalts, die Zingpflicht bedeutet Teuerung, die Zind- 
pflicht verfchiebt die Stellung der Regierung dem Volk gegenüber. 
Die Hauptaufgabe der Staaten erfchöpft ſich in der ſteuerlichen 
Ausbeutung des eigenen Volkes zu Gunſten des Großleihkapi— 
tals. Unendlich brutal und rückſichtslos fehreitet die Steuer über 
jedes Leben3interefje der Völker hinweg. 

Teuerung, Streif, Arbeit3lofigfeit, Hunger, Not und Ver— 
zweiflung gehen Hand in Hand mit Verfchivendung, maßlofer 
Bereicherung einzelner und Entfittlichung weitefter Kreife, Löſung 
von aller Ordnung, Anarchie in jtaatlicher, wirtfchaftlicher und 
fozialer Hinficht ift die Kehrſeite der Herrſchaft des Geldjoches. 
KRäuflichfeit, Beitechlichfeit, das Schwinden aller fozialen In— 
ftinfte führt zu einem wüjten Rampfe Uller gegen Alle Auch 
wenn der Staat gar nichts mehr tut für Kunſt und Wiffenjchaft, 
für da3 allgemeine Volkswohl, für Hygiene und Wohlfahrt, fo 
ift ihm die wichtigfte Aufgabe die Aufrechterhaltung des Zinjen- 
dienſtes. Wie verheerend eine ſolche Staatzführung auf Regierung 
und Regierte einwirft und einwirfen muß, fehen wir an unferem 
Reichsſteuerſyſtem. 

Glück und Wohlfahrt der Nation, des Einzelnen, der ver- 
fhiedenen Erwerbäfreife, Gedeihen von Induftrie und Handwerk 
wird rückſichtslos zertreten, um der „RechtsForderungen des 
Großleihfapital3 willen. 

Bezeichnend für dieſe Herrfchaftsform ift das Verhüllte, 
Anonyme, Unſichtbare und Unfaßbare. Hierin beruht die unge— 
heure Stärke dieſer Herrſchaft und die Schwierigkeit des Kampfes 
gegen ſie. Das Unrecht und die kataſtrophalen Folgen ſchon des 
Beginnes der Weltherrſchaft der internationalen Finanzmächte in 
Geſtalt einer Weltwirtſchaftskriſis von noch nie dageweſenem Um— 
fang beſonders in Amerika und England, einer chaotiſchen Finanz⸗ 
fataftrophe in Deutfchland und Dejterreich, liegen zwar por aller 
Augen, man weiß auch und redet in Parlamenten und Zeitungen 
täglich darüber, daß die finanziellen Zinsverpflichtungen „unerträg« 
ih” und „unmöglic, zu leiſten“ find, — aber nirgend3 wagt man 
die Iogifchen Folgerungen daraus zu ziehen; denn es ift wieder be- 
zeichnend für die Herrfchaft de Geldjoches, daß fie e3 feinen 
Kreaturen in den Regierungen und Parlamenten perfönlich recht 
gut gehen läßt und das ganze Hofgefchmeiß der Wucherer und 
Schieber goldene Zeiten erlebt und Tauſende und Millionen be— 
trogener Betrüger in feinem Solde ftehen. Ihm dient der Großteil 
der Prejje. Deffentlihe Meinung ift: was den SIntereffen des 
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Rapital3 nicht ſchadet. Mag das Volk zu Grunde gehen, wenn mır 
die Zinfen bezahlt werden. Gegen fo furditbare Zuſtände wehrt 
fich der gefunde Inſtinkt der Völker in den verfchiedeniten Formen. 
Sie fühlen, daß bier der ungeheuerfte VolfZbetrug aller Zeiten 
verübt wird, dad die Herrfchaft des Geldjoched gleichbedeutend 
ift mit dem Aufhören jeden nationalen und fozialen Lebens, jeder 
freien Arbeit und jeder Rultur und Perfönlichteit. | 

Der in allen Ländern auflebende Antiſemitismus fucht die 
Alleinfchuldigen im Juden fchlechthin, ohne Flar zu jehen, daß jede 
Berallgemeinerung falſch it. Richtig ift und auch Dies liegt ja 
por aller Augen, daß eine imperialiftifche Gruppe von Juden die 
Rerntruppe der finanziellen Weltbeherrfcher ausmacht, richtig ift, 
daß dieſes Streben der Judenſchaft nach der finanziellen Welt- 
herrfchaft Inhalt und Ausfage zahllofer altteftamentarifhen Ver— 
heißungen bildete, und umgekehrt diefe Weißfagungen mır die 
Brojeftion finanzieller Weltmachtträume des jüdifchen Geiſtes find. 
Falſch ift, jeden Juden fchlechthin, auch wenn fein ganzes bürger- 
lihe Leben als Arzt, Anwalt, Kaufmann u. ſ. w. Far und ein- 
wandfrei daliegt, mit ſchmutzenden Beiworten zu bezeichnen, deren 
Anwendung übrigens fein ausfchlieglicheg Privilegium der fogen. 
Radauantifemiten ift, fondern die zum Teil von raffereinen Juden 
felbft berftellen. (Wir denfen bier an das Buch des deutjchen 
Miederaufbauminijter® Walther Rathenau „Vifionen“, worin er 
die Berliner Juden als „aſiatiſche Horde auf märfifhem Land“ 
bezeichnet.). Ä 

Die Frage der Auseinanderfegung zwifchen den verfchie- 
denen Völkern mit den Juden und die Behandlung derjelben 
ſteht auf einem anderen Blatte. Im Todeskampf zwiſchen Deutjch- 
land und England fann man feinen Unterfchied mehr machen 
zwifchen dem „anjtändigen‘ Engländer und dem Syrontlämpfer, 
zwiſchen dem pagififtifchen Dichter und dem Bombenwerfer; da 
ijt „England“ der Feind, — nicht der einzelne Engländer. 


Eine andere Form der Auflehnung gegen die brutale Herr- 
Ichaft des Kapital ift der fozialiftifche Kampf gegen den Kapitalis— 
mus. Wir wiffen heute, daß der marriftiiche Sozialismus dem 
„Weltfapitalismug“ fein Gegner, fondern nur Zutreiber war. 
Dies hindert keineswegs die tiefe Berechtigung des Grolle3 von 
Millionen von AUrbeiterherzen gegen die Ausbeutung und Aus«- 
wucherung ihrer Urbeitäfraft durch dag Kapital. Nur ift es viel 
weniger daß dem Arbeiter zunächſt und Tichtbar vor Augen tre= 
tende Werkskapital der Großinduftrie, fondern die indirekte Nieder⸗ 
haltung der Arbeiterfchaft durch die Zinzforderungen de3 Groß 
leihfapitalß,. 

Auch hier bemerfen wir wiederum die Anonymität des Kapi— 
tale. Der „Mehrwert“ des Induftrieproduftes über den auf- 
gewendeten Lohn iſt handgreiflid und natürlich! Die Zinspflicht 
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der Schuldverfchreibung dagegen liegt dem Urbeitergehirn meilen- 
fern. 


Und doc trifft die Auswirkung dieſer Zinspflicht gerade die 
Arbeiterſchaft am allerfchiweriten, denn der „Arbeiter“ ijt nicht auch 
zugleich —— wie das Heer der kleinen Kapitaliſten, die 
wenigſtens ihre kleinen Zinſen einſtreichen dürfen, wenn ſie ihnen 
auch hinten herum an ihrem Arbeitsertrag wieder abgezogen wer— 
den durch Steuern oder, was daßfelbe ijt, Durch die Teuerung. 

Gerade da3 Heer der Arbeiter müßte in vorderjter Linie gegen 
den „zindgebärenden“ Rapitaliamu3 fämpfen und nicht in Gefolg- 
Schaft feiner Sführer nur das Induftriefapital angreifen. Letzteres 
foll damit keineswegs in Schuß genommen fein, joweit es in Form 
der anonymen Aktie, „der Inhaberaktie“, Lediglich zum Speku— 
lationdpapiere geworden. ift. 

Wem die Ziffern des Reichshaushaltes, wen die Verpflich« 
tungen au3 dem Verfailler Vertrag, wen die zinspflichtige ſtaat⸗ 
liche Verfhuldung der großen Staaten Europa und Amerikas 
nicht genügen, wen daß Beifpiel der Sfinanzierung der bayer. 
Waſſerkräfte nicht einleuchtet, dem ift allerdings nicht mehr zu 
helfen, dem muß e3 entweder ein feltfame3 Vergnügen fein, an 
jih felbjt Steuer-Harafiri zu machen oder er muß an den be 
jtehenden Zuftänden irgendwie intereffiert fein, und deren Aufrecht- 
erhaltung aus egoiftifhen Gründen wünjcden. 

Wer mit un? hier den Weg gegangen tft durch die Wüfteneien 
unferer wirtfchaftsmordenden Steuergefeßgebung, für den ergibt 
ſich ganz von ſelbſt die Konſequenz des Gteuerftreifes. *) 

*) In Ergänzung der früher angeführten Ziffern noch einiges ſpeziell 
für Bayern intereffantes Material: 

Der bayeriſche Staatshaushalt des Jahres 1911 verzeichnete an 
Einnahmen aus den werbenden GStaatöbetrieben zufammen 160 A is 
lionen (Eifenbahn, Poſt und Zelegraph 120, Bergwerke, Forjten 40.) 
An Ausgaben für die geſamte — 27 Millionen, für die 
aefamte innere Verwaltung einfchließlich Bauweſen 40 Millionen, für 
Unterricht, Schule und Kirche 51 Millionen und für die Finanzverwaltung 
13 Nillionen, für Penſionen 36 Millionen — im Summa 167 Mil« 
lionen. Alſo Hätten nur 7 Millionen gefehlt, um unfere gejamte 
— doch wirflich gut und umfaffend aufgebaute — innerjtaatlide Wirt« 
Ihaft, rein aus Den Ueberfchüllen unjerer doch fo billigen Eiſenbahn— 
fabrpreije, den Briefmarfen und den Einfünften aus Wald- und Bergwerks⸗ 
bejit zu deden. 
| Nur 7 Millionen Marf Hätten aus allgemeinen Leiltungen an den 
Staat — alſo durch Steuern gedeft werden müfjen, da3 wäre pre 
Kopf 1 Mark Steuer geweien. — (Wir erinnern und — aus Kap. 5, 
Daß heute jeder Säugling der Entente 175375 Marl an Kapital und 
Zinſen jehuldig geworden iſt). — Uber nun fommt ſchon damals das 
„uber“. Außer diejen wirklich fürd Volt notwendigen Ausgaben für 
Erziehung, Nechtäpflege, innerer Verwaltung, außer den Penſionen und 
abgejehen den Koften der Finanzverwaltung (hauptſächl Steuerein⸗ 
treibung) kommt noch — der Zinſendienſt für die Staatsſchulden mit der 
alle anderen Ziffern weit überragenden Summe von 85 Millionen, dazu 
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Nicht als Einzelmaßnahme eine Erwerb3 oder Wirtichaftd- 
gruppe wird der Steuerſtreik dem gequälten und ausgeſogenen 
Volke helfen fönnen, fondern nur als allgemeiner Steuerftreif 
kann er feine innere jittliche Berechtigung finden und die Befreiung 
Bringen von dem heutigen Finanzbolſchewismus. 


Nenn wir daher nochmal3 ganz furz zufammenfaffen, fa 
fönnen wir die gewonnenen Erfenntnijfe in folgenden Leitfäßen 
formulieren: | 


1. Die Steuern dienen zum weitaus größten Teil dem Zinfendienft. 

2. Die Verfhuldung der Staaten an das Kapital iſt eine internationale Er⸗ 
fheinung. 

3. Diefe Verfhuldöung bat zur Weltwirtfhaftstrifis bei den Siegervöltern 
und zur Valutakrifis bei den Mittelmächten geführt. 

4. Der dinfendienft aus diefer Derfhuldung zieht jeden Staatshausbalt in 
den Abgrund und läßt die Völker nicht zur wirklihen Wiederaufbau» 
Arbeit kommen. 

3. Trotz ganz fantaflifher Steuerprojekte ift an eine ‚Erfüllung‘ nicht zu 
denken, weil die anerfannten ‚Schulden‘ Vermögen und Leiftungsfähig«- 
Eeit weit überſteigen. | 

6. Eine Rettung aus diefem wirtfhaftlihen und finanziellen Chaos ohne 
eine volllommene Abwehr von den heute geltenden zinsktapitaliftifchen 
Anfhauungen und Rechtsvorſtellungen gibt es nicht. 

7. Als unerbittlihe und logifche Ronfequenz aus diefen Zuftänden, als letztes 
Abwehrmittel gegen die fleucrlihe Ausblutung des vVolkes und Wirtfchafts- 
lebens muß der allgemeine Steuerfireit kommen. 

. Der allgemeine Steuerftreit wird aber nicht zu endgültigem Chaos und 
Untergang führen, er ift nur der Höhepunkt der Kriſis, denn hinter ihm 
fteht der fteuerfreie, foziale und nationale Staat. 

9. Die Wege zu diefem Endziel hätten jederzeit befchritten werden können, 
und könnten noch jeden Tag befchritten werden; fie gipfeln in den zwei 
Bauptforderungen: 

a) Einftellung des flaatlihen Zinfendienftes und 

b) $inanzierung aller großen Werte fchaffenden Neuanlagen kraft 
der finanziellen Souveränität des Staates durch Gelöfhöpfung aus 
eigenem Recht. 

10. Die Durhführung diefer Hauptforderungen entreißt der überſtaatlichen 
Sinanzgewalt feine Herrfhaftsurtunden, und macht die Arbeit frei von 
den Seffeln des Kapitals. 

Eine freie und vom Kapital ungehemmte Erfchließung aller natür- 
lihen fowie aller geiftigen und Eörperlihen Energien eines Landes, kann 
nur erfolgen auf zinsfreiee Grundlage und als Ausfluß nationaler Ger 
ſchloſſenheit. 


Jedes volk iſt ſo reich, 
als es Arbeit zu organifieren vermag. 


die Matrikularbeiträge an dag Neich, die in eriter Linie den Zinjendienft 
Des Reihe deden mußten, mit 50 Nillionen. 

Zufammen alfo 135 Nlillionen für den — Dienit an das Kapital. 
Wie wurde diefer Zinfendienit gebedt?! — Natürlih durch direkte (60) 
und indirefte (53) Millionen Steuern, ferner durch Gtempelabgaben, 
Gebühren, Srundgefälle u. f. w. 


a 
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Literatur⸗Nachweis. 


Für ein Buch, wie das Vorliegende, das feine Quellen findet im Er- 
fennen der tieferen Urfachen der Zeiterfheinungen, und daS auf diejen 
Erfenntnifjen heraus wirtſchafts⸗ und finanzpolitiihe Forderungen formu⸗ 
liert, fann von einem Literatur⸗Nachweis im üblichen Ginn nicht Die 
Rede jein. Immerhin haben wir alle unfere Prämiſſen möglihit aus der 
vorhondenen Literatur zu erhärten verfucht, deshalb werden in erſter Linie 
die ftatiftifchen und fteuergefeglihen Werke zu nennen fein, ferner find 
viele Gedankengänge in bereits veröffentlihten Büchern und Auffägen 
die Verfafjer angedeutet, die hier weiter ausgebaut werden, und jchließlich 
find noch diejenigen umfafjfenderen Werfe. zu nennen, die fi mit volks— 
und finanzwirtfchaftlichen Fragen befajjen. 
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